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Liebe Leserinnen und Leser,

ein stetes Ringen um Macht und Einfluss zwischen Staaten gehört 
von jeher zu den prägenden Merkmalen der internationalen 
Politik. Regionalmächte sind dabei gewissermaßen das middle 
management der Weltpolitik: mächtig genug, um innerhalb einer 
Region prägend Einfluss und eine politische und wirtschaftliche 
Führungsrolle zu übernehmen, jedoch noch nicht bzw. nicht mehr 
mächtig genug, um diese Rolle auch global ausfüllen zu können.

Besonders viel Aufmerksamkeit wird in diesem Zusammenhang 
jenen Staaten zuteil, denen es gelungen ist, sich zu einer Macht 
mit bedeutendem regionalen Gewicht zu entwickeln und davon 
ausgehend ihren Einflussbereich noch weiter auszudehnen. Bes-
tes Beispiel ist China, das innerhalb weniger Jahrzehnte politisch, 
wirtschaftlich und auch militärisch deutlich wichtiger geworden ist. 
Eines der Vehikel, mit denen China seine weltpolitischen Ziele ver-
folgt, ist der BRICS-Verbund, dem sich mehrere Autorinnen und 
Autoren zum Auftakt dieser Ausgabe widmen. Trotz der mitunter 
durchaus unterschiedlichen Perspektiven auf BRICS wird dabei 
vor allem eines deutlich: Die jüngsten wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten in den meisten Mitgliedstaaten haben die chinesische 
Dominanz innerhalb der Staatengruppe noch weiter verstärkt.

Auch die wirtschaftliche Entwicklung Vietnams – des zweiten in 
dieser Ausgabe behandelten Aufsteigers in Asien – innerhalb der 
letzten drei Jahrzehnten hat dazu geführt, dass das Land in der 
Region eine zunehmend wichtige Rolle spielt. Das hat neben Viet-
nams Wirtschaftskraft vor allem mit seiner regional- und geopoli-
tisch wichtigen Lage am Südchinesischen Meer zu tun, die aller-
dings nicht nur Chancen, sondern durchaus auch einige Risiken 
birgt, wie Peter Girke in seinem Beitrag zu berichten weiß.

Auf dem afrikanischen Kontinent stehen gleich mehrere poten-
zielle regionale Schwergewichte bereit. Terence McNamee widmet 
sich in seinem Beitrag Nigeria, Kenia und Südafrika und geht dabei 
vor allem der Frage nach, welche Voraussetzungen geschaffen wer-
den müssen, damit diese Länder zukünftig ihr volles Potenzial ent-
falten und die Entwicklungen in ihrer Nachbarschaft erfolgreich 
mitgestalten können.

Diskussionswürdig ist auch die Bilanz, die die Türkei als Regional-
macht aufzuweisen hat, wie Hüseyin Bağcı und Çağlar Kurç erläu-
tern. Einst ein erfolgreicher Mittler in regionalen Konflikten hat 
sich das Land mit seiner Außenpolitik in den letzten Jahren in eine 
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problematische Lage „zwischen alle Stühlen“ hineinmanövriert. 
Nur wenn es der Türkei gelingt, zu einer konstruktiven regio
nalen und internationalen Rolle zurückzufinden, wird sie wieder 
an Glaubwürdigkeit und Einfluss in der Region gewinnen, so die 
Autoren.

Besonders im Rampenlicht ist auch das lateinamerikanische 
Venezuela. Trotz des vorhandenen Rohstoffreichtums steht das 
Land mittlerweile am Rand des wirtschaftlichen Ruins, von den 
politischen Verhältnissen ganz zu schweigen. Ohne eine funda-
mentale Kurskorrektur, so die Prognose von Henning Suhr, wird es 
Venezuela trotz des Ölreichtums schwer haben, zu einer wichtigen 
Rolle in der Region zu finden.

Ob Aufsteiger wie China und Vietnam oder Absteiger wie 
Venezuela, stets haben wir es lediglich mit einer Momentauf-
nahme im ständigen Ringen um Macht und Einfluss zu tun. Und 
weil bekanntlich nichts so beständig ist wie der Wandel, werden 
Aufstieg und Fall von Regionalmächten das internationale System 
auch weiterhin prägen.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

 

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai),  
stellvertretender Generalsekretär und Leiter der Hauptabteilung Euro­
päische und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-
Stiftung (gerhard.wahlers@kas.de).
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1. Hinführung:  
Internationale Ambitionen und  
nationaler Reformstau

Christian E. Rieck

Vom 15. bis zum 16. Oktober 2016 findet der 
achte BRICS-Gipfel unter indischer Präsident-
schaft in Panaji, Goa, statt. Die Bilder, die diese 
jährlichen Gipfeltreffen auch dieses Mal wie-
der produzieren werden, sollen die Einigkeit 
der „postwestlichen Welt“ symbolisieren, eine 
produktive Verbindung zwischen ehrgeizigen 
und machtvollen Regionalmächten, die mit 
vereinten Kräften (und ohne den Westen) die 
Zukunft gestalten wollen. Nach der Jahrtausend-
wende schien die Machtverschiebung weg vom 
erschöpften Westen hin zu jener dynamischen 
Gruppe von Aufsteigerstaaten ohne Alternative 
und ein findiger Investmentbanker versah die 
neue „Anlageoption“ prompt mit dem eingän-
gigen Akronym BRIC (später BRICS). Solange 
die Wirtschaft florierte, konnten sich Brasilien, 
Russland, Indien, China und (seit 2011) Südaf-
rika als politische, wirtschaftliche und militäri-
sche Zentralmächte, gar als Sprechernationen 
ihrer Weltregionen verstehen.1

Bis vor Kurzem noch schien der „Aufstieg der 
Anderen“ unaufhaltsam: Der BRICS-Verbund 
definiert sich selbstbewusst als „Schlüsselele
ment eines neuen Systems globaler Ordnungs
politik, vor allem im Finanz- und Wirtschafts
sektor“, sowie als „neues Modell globaler 
Beziehungen, das die alten Trennlinien zwischen 

Ost und West, Nord und Süd überwindet“.2 
Die Integration der Gruppe hat mit der New 
Development Bank BRICS (NDB BRICS) einen 
vorläufigen Höhepunkt erreicht. Dieses Selbst-
bewusstsein sowie das damit verbundene Mobili
sierungspotenzial unter Schwellen- und Ent-
wicklungsländern haben die BRICS-Mitglieder  
bereits mehrfach in konkrete Vetomacht über- 
setzt. Sicherheitspolitisch stecken die BRICS- 
Staaten ebenfalls eigene Einflusssphären ab.

Das nichtwestliche Aufstiegsnarrativ hat sich 
im Wirtschaftsabschwung der BRICS-Staaten 
jedoch als wenig belastbar erwiesen. Die 
BRICS-Euphorie hat denn auch ihren Zenit 
überschritten. In der andauernden Wirtschafts-
krise – zu der sich bei einigen Mitgliedern mitt-
lerweile auch eine politische Krise gesellt – haben 
sich zudem die Machtverhältnisse innerhalb der 
Gruppe weiter und dauerhaft in Richtung China 
verschoben, der mit Abstand größten (und wei-
ter wachsenden) Volkswirtschaft im Verbund. 
Die wirtschaftlichen Asymmetrien zwischen 
China und den anderen BRICS-Mitgliedern 
waren schon immer ein Strukturmerkmal des 
Verbunds. Doch in der Schwäche der nichtchi-
nesischen BRICS-Staaten offenbart sich, wie 
zielstrebig und geschickt vor allem China die 
Plattform für seine eigene Interessenpolitik und 
Großmachtambitionen nutzt. Interessant wird 
zu beobachten sein, inwieweit sich diese chine-
sische Präponderanz für die anderen Mitglieder 
(und damit für den Verbund als ganzen) zu einem 
Strukturproblem entwickelt. Denn gerade Peking 
stehen auch andere Plattformen zur Großmacht-

Der BRICS-Verbund befindet sich in der Krise. Die wirt-
schaftliche Malaise in den meisten Mitgliedstaaten verstärkt 
die Asymmetrien und damit die chinesische Dominanz in der 
Gruppe. Zwar nutzen alle Mitglieder den Verbund, um eigene 
ökonomische Interessen zu verfolgen und um eine Isolation bei 
umstrittenen außenpolitischen Entscheidungen zu verhindern. 
Doch es ist Peking, das seinen wachsenden Einfluss, der ihm 
durch die Kontrolle des Zugangs zu den eigenen Märkten und 
Investitionen zukommt, strategisch einsetzt.
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Nicht auf Augenhöhe: In der Schwäche der nichtchinesischen BRICS-Staaten offenbart sich, wie zielstrebig und 
geschickt vor allem China die Plattform für seine eigene Interessenpolitik und seine Großmachtambitionen nutzt. 
Quelle: © Kim Kyung Hoon, Reuters.
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projektion zur Verfügung – nicht zuletzt die ehr-
geizige Seidenstraßeninitiative (One Belt – One 
Road, OBOR), eine Entwicklungsagenda, mit der 
Peking ein gigantisches Infrastruktur- und Trans-
portnetz etablieren will, das letztendlich ganz 
Kontinentalasien und Europa umspannen soll.

Die BRICS-Staaten behaupten trotz der chinesi
schen Dominanz im Verbund weiter von sich, aus 
den Legitimationsreserven im globalen Süden zu 
schöpfen. Dennoch steht der Verbund nicht in der 
Tradition klassischer (und oft wenig effizienter) 
Institutionen der organisierten Gemeinschaft des 
globalen Südens wie der Blockfreien-Bewegung 
oder der G77: Zwar werden sensible Themen wie 
demokratische und menschenrechtsorientierte 
Entwicklung auch innerhalb des BRICS-Ver-
bundes nicht verhandelt. Die demokratischen 
Mitglieder des Verbundes haben diese Themen 
in das IBSA-Dialogforum ausgelagert, das 2003 
für den Austausch von Wissen, Fähigkeiten und 
Technologie zwischen Indien, Brasilien und 
Südafrika gegründet wurde. Das BRICS-Format 
ähnelt in seiner losen, wenig institutionalisierten 
Form vielmehr den G7, mit denen es den regiona-
len und globalen Ordnungsanspruch gemeinsam 
hat, der von der ökonomischen und politischen 
Stärke seiner Mitglieder herrührt.3

Der folgende Beitrag soll vor diesem Hinter-
grund aus Sicht der fünf beteiligten Staaten den 
Status quo und die Zukunftsperspektiven in den 
Blick nehmen – und zwar sowohl der einzelnen 
BRICS-Mitglieder als auch des Verbundes ins
gesamt. Leitfragen sind dabei:

•	 Wie stellt sich die wirtschaftliche Entwick-
lung des jeweiligen Mitgliedstaates dar?

•	 Welche konkreten Hoffnungen und 
Ziele verbinden die Mitglieder mit dem 
BRICS-Verbund?

•	 Welche Rolle spielt für die Mitgliedstaaten 
im Verbund die Nähe zu China?

Die BRICS-Staaten haben seit der Jahrhundert-
wende viel Staub aufgewirbelt. Ist die Ausdeh-
nung westlich-liberaler Institutionen – der viel-

zitierte „unipolare Moment“4 – also an ihr Ende 
gekommen? Oder erweist sich auch das Parallel-
projekt der BRICS-Mitglieder 15 Jahre nach sei-
ner Gründung als wenig dauerhaftes und nach-
haltiges Projekt?

2. Indien:  
Der BRICS-Verbund als Baustein  
einer multipolaren Welt

Lars Peter Schmidt /  
Mark Alexander Friedrich

Während Kritiker monieren, der BRICS-Ver-
bund sei nicht mehr als eine willkürlich zusam-
mengestellte Gruppe von Staaten ohne Gemein-
samkeiten und folglich ein rein symbolischer 
Zusammenschluss,5 kann von einer solchen 
Bedeutungslosigkeit aus indischer Sicht nicht 
gesprochen werden. Indien hofft weiterhin auf 
eine verstärkte Zusammenarbeit innerhalb des 
Verbundes und setzt seine Hoffnungen insbe-
sondere auf die vor zwei Jahren gegründete 
NDB BRICS sowie auf eine Reihe eigener Initi-
ativen. Chinas großes Gewicht im Verbund wird 
durchaus zur Kenntnis genommen. Jedoch stellt 
der Zusammenschluss aus indischer Sicht durch 
die entstandenen institutionellen Strukturen, 
stetigen Konsultationen und die Schaffung von 
Konfliktlösungsmechanismen in einem multi
polaren internationalen System ein Forum zur 
Zusammenarbeit mit China dar. Diese ist zudem 
im Kontext weiterer internationaler Kooperati-
onsmechanismen zu betrachten.

Selbstbewusster indischer Führungsanspruch

Seit Amtsantritt der Regierung Modi (Bharatiya 
Janata Party, BJP) 2014 ist Indien aus der politi-
schen und wirtschaftlichen Starre erwacht, die 
während der zweiten Regierung Singh herrschte. 
Auch wenn um viele Reformen aufgrund der 
fehlenden Mehrheit im Oberhaus noch gerun-
gen wird, konnten erste Neuerungen schon 
umgesetzt werden: So gibt es zwischenzeitlich 
eine neue Insolvenzgesetzgebung und eine 
historische Mehrwertsteuerreform. Eine Land
reform und eine Überarbeitung der Beschäfti-
gungsgesetze stehen noch auf Modis Agenda. 
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Vor allem ging mit dem Regierungswechsel ein 
Stimmungsumschwung einher. Hiervon, aber 
auch von den weltweit niedrigen Rohstoffprei-
sen beflügelt, nahm das indische Wirtschafts-
wachstum zu, sodass dieses laut Weltbank für 
das Fiskaljahr 2016 7,6 Prozent6 beträgt.7 Damit 
unterscheidet sich Indien von den zuletzt von 
wirtschaftlichen Problemen, politischen Unru-
hen oder militärischen Konflikten gebeutelten 
übrigen BRICS-Staaten. Entsprechend konnte 
das Land den BRICS-Vorsitz in diesem Jahr 
selbstbewusst angehen und hat sich anspruchs-
volle Ziele gesetzt.

Dass Indien den Zustand des BRICS-Verbundes 
weniger kritisch betrachtet als der Westen, hat 
unterschiedliche Gründe. Für die Inder erfüllt 
die BRICS-Staatengemeinschaft vor allem vier 
Funktionen: Erstens soll die auswärtige Politik 
mit Ländern, mit denen man auf Grund ähnli-
cher Größe und wirtschaftlicher Potenziale Inte-
ressen teilt, koordiniert und abgestimmt werden. 
Zweitens begreift man sich als Entwicklungs- und 
Lerngemeinschaft. So möchte Indien ein gegen-
seitiges Lernen und den Austausch von Erfah-
rungen und Erfolgskonzepten hinsichtlich des 
sozialen Wandels, der Armutsbekämpfung, der 
sozialen Gerechtigkeit, der Urbanisierung und 
des guten Regierens erreichen. Drittens gibt es in 
der indischen Bevölkerung, resultierend aus den 
kolonialen Erfahrungen, nach wie vor gewisse 
Vorbehalte gegenüber dem Westen. Entspre-
chend legt das Land Wert darauf, auf eine multi-
polare Weltordnung hinzuwirken und politische, 
wirtschaftliche und institutionelle Absicherun-
gen jenseits bestehender westlicher Institutionen 
und Kooperationsmechanismen zu schaffen. Der 
BRICS-Verbund leistet aus indischer Sicht einen 
Beitrag zu diesem stärker multipolar geprägten 
System. Die Beteiligung am BRICS-Verbund 
geht einher mit dem Engagement Indiens für 
eine Reform des Weltsicherheitsrates sowie für 
regionale, bi- und multilaterale Zusammenar-
beit und Institutionen wie die Asiatische Ent-
wicklungsbank (ADB). Viertens – und dies hängt 
mit dem Misstrauen gegenüber den einstigen 
Kolonialmächten zusammen  – soll zu den aus 
indischer Sicht westlich dominierten Institu
tionen der Global Governance ein Gegengewicht 

geschaffen werden. Die NDB BRICS ist dabei 
sicherlich das prominenteste, jedoch nicht das 
einzige Beispiel. Im Juni 2016 wurde ein Memo-
randum of Understanding für den Beitritt Indiens 
zur Shanghaier Organisation für Zusammen
arbeit (SCO) unterzeichnet. Weiterhin soll 
auch auf Ebene der technischen Infrastruktur, 
etwa durch ein geplantes gemeinsames BRICS-
Satellitensystem zur Katastrophenbekämpfung, 
mehr Unabhängigkeit von anderen Akteuren 
erreicht werden.

Heterogene Partnerschaftsprofile

Die starke Heterogenität der BRICS-Staaten 
wird beim Blick auf die Beziehungen Indiens zu 
seinen Partnerländern deutlich. Zugleich zeigt 
sich aber auch, dass Indien mit allen anderen 
BRICS-Staaten Gemeinsamkeiten und Interes-
sen teilt. Das Verhältnis zu Brasilien ist geprägt 
durch gemeinsame Werte, die sich aus dem 
Charakter beider Länder als liberale Demokra-
tien und Verfassungsstaaten ergeben. Darüber 
hinaus existieren gemeinsame Interessen und 
Vorstellungen, etwa hinsichtlich der Gestaltung 
des globalen Handels, globaler Umweltstan-
dards und der Reform internationaler Institutio-
nen, allen voran der Vereinten Nationen und des 
Weltsicherheitsrats. Die wirtschaftlichen Ver-
bindungen zwischen den beiden Ländern sind 
im letzten Jahrzehnt stetig gewachsen. So hat 
sich der indisch-brasilianische Handel zwischen 
2008 und 2014 mehr als verdoppelt8 und soll 
durch regelmäßige Konsultationen auf Minis-
terialebene überwacht und angeregt werden. 
Beide Länder haben zum Teil große Herausfor-
derungen im Infrastrukturbereich zu meistern, 
sodass hier Ansatzpunkte für eine engere 
Zusammenarbeit bestehen. Gemeinsam mit 
Südafrika arbeiten Brasilien und Indien zudem 
auf der Ebene des IBSA-Dialogforums zusam-
men. Neben der demokratischen Staatsform 
einen die Länder eine steigende gesellschaft
liche Ungleichheit trotz  – zumindest im lang-
fristigen Trend – wachsender Volkswirtschaften 
sowie der Wille, unabhängiger vom Westen zu 
werden. Als Verbund aufstrebender, multiethni-
scher und -kultureller Demokratien ist die Kon-
stellation zwar homogener als bei den BRICS-
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Gruppe, jedoch reicht er nicht ansatzweise an 
deren Bedeutung heran. Dies wird auch dadurch 
deutlich, dass IBSA gezielt die Zusammenarbeit 
mit Russland und China sucht.

Als Teile des ehemaligen britischen Kolonial-
reichs können Indien und Südafrika auf eine 
gemeinsame Geschichte zurückblicken. Neben 
der Mitgliedschaft im Commonwealth zeigt 
dies vor allem die große und lebendige indische 
Minderheit in Südafrika. Nachdem Indien eine 
Vorreiterrolle im diplomatischen Kampf gegen 
das Apartheid-Regime gespielt hatte, nahmen 
Südafrika und Indien ihre diplomatischen Bezie-

hungen 1993 wieder auf. Seitdem findet ein 
reger Austausch auf den Gebieten Verteidigung, 
Kultur, Gesundheit, Siedlungspolitik, öffentliche 
Verwaltung, Wissenschaft, Bildung und Techno-
logie statt. Die Beziehungen zu Südafrika sind 
für Indien von großer Bedeutung. So unterstützt 
Südafrika etwa im Gegensatz zu China einen 
Beitritt Indiens zur Gruppe der Kernmaterial-
Lieferländer (NSG). Wirtschaftlich gibt es trotz 
der guten Beziehungen noch viel Potenzial: Zwar 
wuchs das Handelsvolumen beider Länder seit 
der Unabhängigkeit Südafrikas stetig, dennoch 
beträgt es derzeit nur ein Drittel des chinesisch-
südafrikanischen Güteraustausches.

Ein hartes Stück Arbeit: Heute ist Indien auf einem guten Weg, eine prosperierende Volkswirtschaft zu werden. 
Auch deshalb nimmt das Land den diesjährigen BRICS-Vorsitz selbstbewusst wahr. Quelle: © Shailesh Andrade, 
Reuters.
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Die indischen Beziehungen zu Russland sind 
traditionell gut. Trotz nomineller Blockfreiheit 
stand Indien bündnispolitisch der Sowjetunion 
während des Kalten Krieges näher als den USA. 
Dieses über Jahrzehnte aufgebaute Vertrauen 
prägt die Beziehungen beider Länder bis in die 
Gegenwart. Wie Südafrika unterstützt Russland 
einen indischen Beitritt zur NSG. Indien wie-
derum beteiligt sich nicht an den Sanktionen 
gegen Russland. Traditionell ist vor allem die 
militärische Zusammenarbeit eng. So machten 
russische Waffen zwischen 2004 und 2014 etwa 
drei Viertel der indischen Waffenimporte mit 
einem Gesamtwert von 30 Milliarden Dollar aus. 
Das bilaterale Handelsvolumen ist in den letzten 
anderthalb Jahrzehnten stark gestiegen, zuletzt 
jedoch, auch wegen der gefallenen Rohstoff-
preise, wieder gesunken.9 Beide Länder haben 
sich zum Ziel gesetzt, das Handelsvolumen bis 
2025 auf 30 Milliarden US-Dollar anzuheben. 
Dies erscheint optimistisch, würde es doch 
annähernd eine Vervierfachung des gegenwär-
tigen Handels bedeuten. Für Indien bedeutet 
ein starkes Russland einen weiteren, freundlich 
gesinnten Akteur in einer multipolaren Welt und 
damit ein zusätzliches Gegengewicht zu China.

Für Indien ist der BRICS-
Verbund nicht nur ein  
wirtschaftliches Projekt,  
sondern auch ein wichtiges  
außenpolitisches Instrument 
in einer multipolaren Welt.

Die Beziehungen Indiens zu China sind kom-
plexer als jene zu den übrigen BRICS-Staaten. 
Lange Zeit war der Kontakt von Handel und 
kulturell-philosophischem Austausch sowie 
von einem überwiegend friedlichen Nebenein-
ander geprägt. Heute dagegen bergen ungelöste 
Grenzfragen, geo- und wirtschaftspolitische 
Konkurrenz, die Tibetfrage und das Vordrin-
gen der chinesischen Marine in den Indischen 
Ozean Herausforderungen für die Beziehungen. 
Gleichzeitig liegen in den wachsenden wirt-

schaftlichen Verbindungen und gemeinsamen 
Interessen in der Region  – bspw. beim Infra-
strukturausbau – auch Chancen für eine engere 
Zusammenarbeit. Diese bieten sich besonders 
durch die Make in India-Kampagne, etwa im 
Bereich des Schienenverkehrs, beim Bau von 
Atomkraftwerken und bei der Nutzung von 
erneuerbaren Energien.

Indien hat Interesse an der Stärkung der Wirt-
schaftsbeziehungen zur Volksrepublik und hofft 
auf weitere chinesische Investitionen. So werden 
etwa Investitionen in die IT-Branche, den Woh-
nungsbau und die Infrastruktur benötigt. Bereits 
jetzt werden indische Projekte und Firmen,  
insbesondere im IT-Sektor, durch chinesische 
Banken und Investoren finanziert. Das Handels
volumen stieg zu Beginn des Jahrzehnts stark 
an, stagniert jedoch seitdem.10 Indien weist seit 
Jahren ein deutliches Handelsdefizit auf. Durch 
institutionalisierte Zusammenarbeit, wie bspw. 
im Rahmen des BRICS-Verbundes, sollen wei-
tere Handelskanäle eröffnet werden. Darüber 
hinaus gibt es sowohl auf ministerialer als auch 
auf Arbeitsebene regelmäßige Konsultationen.11 
Aus indischer Sicht ist eine Einbindung Chinas 
in institutionelle Strukturen, eine stetige Koor-
dination und die Schaffung von Konfliktlösungs-
mechanismen, wie der BRICS-Verbund dies aus 
indischer Sicht ermöglicht, ebenso notwendig 
wie eine Absicherung durch eine Zusammen-
arbeit mit weiteren Regionalmächten. Entspre-
chend baut die Regierung die Beziehungen zu 
potenziellen pazifischen Partnern wie den USA, 
Japan, Vietnam und Australien aus.

Kein Ende der BRICS-Kooperation in Sicht

Um die künftige Zusammenarbeit unter den 
BRICS-Staaten zu vertiefen, schlug Premier
minister Modi 2015 seinen Plan „Das Kadam – 10 
Schritte für die Zukunft“12 vor. Dieser beinhaltet 
eine BRICS-Handelsmesse, ein BRICS-Eisen-
bahnforschungszentrum, die Zusammenarbeit 
der obersten Rechnungsprüfungsbehörden, eine 
verbundseigene digitale Initiative, ein BRICS- 
Landwirtschaftsforschungszentrum, ein Verwal-
tungsforum der Bundesstaaten und Selbstver
waltungen der BRICS-Mitgliedstaaten, eine 
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bessere Zusammenarbeit der Städte in den 
BRICS-Ländern bei der Urbanisierung, einen 
BRICS-Sport-Rat und eine jährliche, bisher nicht 
näher spezifizierte BRICS-Sportveranstaltung, 
ein BRICS-Film Festival sowie den Vorschlag, 
dass das erste große Projekt der NDB BRICS 
im Bereich der erneuerbaren Energien liegen 
solle. Die indische Regierung plant, diese Initi-
ative während ihres Vorsitzes und im Rahmen 
des Gipfels voranzutreiben. Darüber hinaus 
besitzt die Regierung Modi für den Vorsitz weit-
reichende Ambitionen, zu denen gegenseitige 
Visa-Erleichterungen und eine Zusammenarbeit 
bei der Förderung kleiner und mittelständischer 
Unternehmen gehören.

Die von einigen Wirtschaftsexperten vertretene 
These, dass das Zeitalter des BRICS-Verbun-
des aufgrund der aktuellen wirtschaftlichen 
Situation vorüber sei, muss aus indischer Sicht 
befremdlich erscheinen. Indien versteht den 
Verbund nicht nur als wirtschaftliches, sondern 
auch als politisches Projekt, das einen Austausch 
in gesellschaftlichen Fragen unter den zentralen 
Akteuren der nichtwestlichen Welt beinhaltet. 
Wirtschaftliche Gesichtspunkte allein sind für 
die Bemessung des Wertes der Zusammen
arbeit somit nicht entscheidend. Viele indische 
Wirtschaftsexperten sind zudem der Ansicht, 
dass die BRICS-Mitgliedschaft Indien schon 
heute international zu mehr Einfluss verholfen 
hat. Unabhängig von der wirtschaftlichen Kom-
ponente stellt der BRICS-Verbund für Indien ein 
Instrument aktiver Außenpolitik in einer zuneh-
mend multipolaren Welt dar.

3. Brasilien:  
Krisengelähmt nimmt die  
Abhängigkeit von China zu

Jan Woischnik /  
Alexandra Steinmeyer

Die massive Krise der brasilianischen Wirtschaft 
und Politik macht die strukturellen Probleme 
des ehemaligen Boom-Lands deutlich. Innen-
politisch gelähmt, bleibt wenig Aufmerksam-
keit für außenpolitische Projekte. Innerhalb der 
Region gelingt es Brasilien zudem nicht, sich als 

Führungsmacht zu etablieren. So ist heute nicht 
mehr das antihegemoniale Narrativ das stärkste 
Argument für Brasiliens BRICS-Mitgliedschaft, 
sondern ein privilegierter Zugang zu seinem 
größten Handelspartner China.

Wirtschaft und Politik in der Krise

Nach der Jahrtausendwende boomte die brasi-
lianische Wirtschaft und wuchs von 2002 bis 
2014 auf das Doppelte. Dies ist vor allem auf den 
Anstieg der Weltmarktpreise von Commodities, 
wie etwa Erze, Öl, Soja und Fleisch, zurück
zuführen, die 2014 64 Prozent des brasiliani-
schen Exports ausmachten.13 Von der Welt-
wirtschafts- und Finanzkrise erholte sich die 
brasilianische Wirtschaft sehr schnell, da das 
aufstrebende Schwellenland für Investoren, 
die ihr Kapital aus den krisengeplagten USA 
und Europa abzogen, attraktiv wurde und die 
Regierung durch große Investitionsprojekte die 
Nachfrage künstlich steigerte. Das Wirtschafts-
wachstum wurde durch Sozialprogramme wie 
das Conditional-Cash-Transfer-Programm Bolsa 
Familia für einen breiten Teil der brasilianischen 
Bevölkerung spürbar – die Haushaltseinkommen 
stiegen von 2002 bis 2014 auf das 1,7-Fache.

Doch der Boom der größten Volkswirtschaft 
Lateinamerikas war nicht nachhaltig, sondern 
auf den Export von Commodities und im Inland 
zu großen Teilen auf die extreme Ausweitung 
von Konsumkrediten statt langfristiger Inves-
titionen gebaut. Dementsprechend läutete 
der Einbruch der Commodity-Preise auf den 
Weltmärkten ab 2014 in Brasilien die größte 
Wirtschaftskrise seit den 1930er Jahren ein: 
Inflation und Arbeitslosigkeit stiegen 2016 in 
den knapp zweistelligen Bereich, während das 
Pro-Kopf-Einkommen allein 2015 stärker sank 
als während der gesamten „verlorenen Dekade“ 
der 1980er Jahre. In Brasilien, das trotz eigener 
industrieller Basis strukturell importabhängig14 
ist, verschlechterte diese Preisentwicklung 
zusammen mit der Währungsabwertung15 die 
Terms of Trade und ließ die Inflation ansteigen. 
Zudem nahm die Auslandsverschuldung, auch 
wegen mangelnder Haushaltsdisziplin der 
Regierung, in den vergangenen 15 Jahren um 
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fast zwei Drittel zu. Die Währungseffekte hätten 
die Exporte ankurbeln können, doch diese sind 
seit 2012 rückläufig, da sie wegen langjähriger 
protektionistischer Maßnahmen international 
kaum wettbewerbsfähig sind.16 Auch wenn Bra-
silien etwa Weltmarktführer für Orangensaft 
und Zucker ist (bei gentechnisch modifizierten 
Pflanzen belegt das Land den zweiten Platz), 
machten Exporte in den vergangenen Jahren 
durchschnittlich nur etwa ein Achtel der brasili-
anischen Wertschöpfung aus. Der Binnenmarkt 
bleibt demnach vorrangiger Wachstumsmotor 
der brasilianischen Wirtschaft, und dieser ist 
aktuell krisengeplagt.

Die strukturellen Ursachen dieser Krise liegen 
jedoch nicht nur in der Wirtschaft, sondern 
umfassen eine ausufernde Bürokratie,17 ein 
abgesehen von wenigen Eliteschulen qualita-
tiv unzureichendes Bildungssystem und eine 
Staatsquote, die sich fast auf deutschem Niveau 
befindet, ohne den enormen sozialen und wirt-
schaftlichen Ungleichheiten ausreichend mit 
sozialstaatlichen Leistungen zu begegnen. Im 
politischen Bereich treffen kaum programma-
tisch verankerte Parteien auf klientelistische 
Strukturen. Das Verfahren zur Amtsenthebung 
der Präsidentin Dilma Rousseff (Partido dos Tra-
balhadores, PT) und das anhängige Verfahren 
zur Annullierung der letzten Präsidentschafts
wahlen sind klarer Ausdruck der Krise im Land 
und machen die zukünftige (wirtschafts-)politi-
sche Situation in Brasilien unberechenbar. Die 
Enthüllungen im Rahmen der Aufdeckung des 
Lava Jato-Skandals, des größten Korruptions-
netzwerks der Geschichte Brasiliens, haben 
zudem das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Politik erschüttert.

Orientierung nach China statt  
regionaler Führungsrolle

Innenpolitisch gelähmt, sind außenpolitische 
Angelegenheiten momentan in Brasilien nach-
rangig. Seit der Re-Demokratisierung im Jahr 
1985 setzte die brasilianische Außenpolitik 
unterschiedliche Schwerpunkte. Zunächst stark 
nach Europa und den USA hin orientiert, setzte 
Luiz Inácio Lula da Silva (PT) während seiner 

Präsidentschaft (2002 bis 2009) Akzente der 
Süd-Süd-Kooperation innerhalb und außerhalb 
der Region Südamerikas. Während dieser Zeit 
strebte das Land danach, seine durch Wirtschafts-
leistung, Bevölkerungszahl und Fläche gegebene 
Vormachtstellung innerhalb der Region auch 
politisch auszufüllen – unter anderem im Rah-
men regionaler Integrationsvorhaben.

Der Mercosur,18 der 1991 mit dem Ziel gegründet 
worden war, einen gemeinsamen südamerika-
nischen Binnenmarkt zu schaffen, brachte zwar 
Visa-Erleichterungen für die Bevölkerung mit sich, 
doch die erhoffte wirtschaftliche Integration kam 
nicht in Schwung. Spätestens mit der Aufnahme 
Venezuelas im Jahr 2012 sanken die Hoffnungen 
auf eine Wiederbelebung des Forums, zumal 
die Verhandlungen über ein Freihandelsabkom-
men mit der Europäischen Union seit mehr als 
zwei Jahrzehnten ergebnislos bleiben. Daraufhin 
wurde 2008 in Brasília das politische Integrati-
onsvorhaben UNASUR19 ins Leben gerufen, das 
einige diplomatische Erfolge erzielen konnte und 
Infrastrukturprojekte auf den Weg brachte. In bei-
den Foren forcierte Brasilien seinen regionalen 
Führungsanspruch und setzte eigene Akzente. 
Allerdings blieben beide Versuche der regionalen 
Integration – und damit auch Brasiliens Führungs-
rolle innerhalb Südamerikas – abhängig von ein-
zelnen Staats- und Regierungschefs und wurden 
nicht gesellschaftlich-administrativ konsolidiert. 
Innerhalb der Region ist Brasiliens Führungs-
rolle nicht unumstritten und wurde historisch 
beispielsweise von Venezuela oder Argentinien 
herausgefordert.

Lulas Nachfolgerin Rousseff (von 2010 bis zu 
ihrer Amtsenthebung im August 2016 Staats
präsidentin) verfolgte keine nennenswerten 
außenpolitischen Projekte. Stattdessen blickte 
Brasilien, vor allem angetrieben von der Wirt-
schaft, nach China: Seit 2009 ist das Land größ-
ter Handelspartner20 und wichtiger Gläubiger 
Brasiliens. 2016 wird Brasilien voraussichtlich 
die meisten chinesischen Direktinvestitionen in 
Lateinamerika erhalten, besonders im Rohstoff- 
und Energiesektor21 sowie im Infrastruktur
bereich.22 Diese starke wirtschaftliche Bindung 
verstärkt den Bedarf nach einem politischen 
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Dialog Brasiliens mit China. Die Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern sind jedoch von 
Asymmetrie geprägt: China schafft nicht nur im 
wirtschaftlichen Bereich Fakten durch strategi-
sches Investment. Brasilianische Experten stel-
len zudem fest, dass Brasilien eine ausreichende 
China-Expertise fehlt und sich die Asymmetrie 
dadurch langfristig noch zu verstärken droht. Die 
Priorität der neuen brasilianischen Regierung 
liegt in der Wirtschaftspolitik, und hier könnte 
China durch seine Investitionen einen Ausweg 
aus der Krise aufzeigen. Die Abhängigkeit Bra-
siliens vom ungleichen Partner würde dadurch 
jedoch noch größer werden.

Brasilien im BRICS-Verbund:  
Viel Rhetorik, weniger Engagement

Die strukturellen wirtschaftlichen Probleme 
Brasiliens und sein weder akzeptierter noch 

konsolidierter Führungsanspruch innerhalb 
Südamerikas stehen im starken Kontrast zu den  
globalen Ambitionen, die das Land etwa im 
Rahmen des BRICS-Verbunds einfordert. Der 
damalige Staatspräsident Lula brachte sein Land 
in der BRICS-Gruppe mit dynamischen Volks-
wirtschaften zusammen und nutzte das globale 
window of opportunity, um die zunehmende 
wirtschaftliche Bedeutung Brasiliens in einen 
Statusgewinn auf der internationalen politischen 
Bühne umzusetzen. Für Brasiliens BRICS-Mit-
gliedschaft war die Person Lulas also ein wichti-
ger Faktor: Die BRICS-Euphorie in Brasilien ging 
vor allem auf das von Lula vertretene Narrativ 
einer neuen, multipolaren Weltordnung in Zei-
ten einer globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 
zurück. Auch nach außen fand das Projekt in 
ihm einen artikulationsmächtigen Werber, an 
dessen Charisma kein anderer Gründungs
vater der BRICS-Gruppe heranreichte. Für den 

Brennpunkt Innenpolitik: Die massiven wirtschaftlichen und politischen Probleme Brasiliens lähmen das Land 
innenpolitisch. Auch deshalb steht die BRICS-Mitgliedschaft heute nur am Rande der öffentlichen Wahrnehmung. 
Quelle: © Ricardo Moraes, Reuters.
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Westen interessant ist, dass sich Brasilien, wenn 
auch mit Einschränkungen, historisch-kulturell 
bedingt als Teil des Westens versteht und damit 
innerhalb der BRICS-Staaten eine moderie-
rende Sonderstellung einnimmt. Für Irritationen 
sorgte Lula allerdings, als er 2009 einen Atom-
deal mit Iran aushandelte, der im Westen nicht 
auf Zustimmung stieß.

Die aus wirtschaftlichen  
Gründen notwendige Nähe  
zu China ist ein Hauptmotiv 
der BRICS-Mitgliedschaft  
Brasiliens.

Unter Lula war Brasiliens Mitgliedschaft im 
BRICS-Projekt motiviert durch den Wunsch, 
Gehör auf der internationalen Bühne zu finden. 
Allerdings wurde schnell deutlich, dass die 
anderen Mitgliedstaaten mit Brasilien neben 
der Reform internationaler (Finanz-)Organi-
sationen wenige Interessen teilten. Trotzdem 
konnte Brasilien eigene Akzente setzen und ver- 
stärkte etwa die Intra-BRICS-Kooperation in 
den Bereichen Sicherheitspolitik, Public Health 
und Bekämpfung des Klimawandels.23 Doch 
besonders während Rousseffs Präsidentschaft 
blieb Brasiliens Außenpolitik hinter seiner glo-
balen Verantwortung als immerhin viertgrößte 
Demokratie der Welt zurück  – auch innerhalb 
der BRICS-Gruppe: Unter Rousseff brachte 
Brasilien kaum eigene Initiativen in das BRICS-
Forum ein und versäumte, etwa die Flüchtlings-
frage als aktuell größte globale Herausforderung 
entschieden zu thematisieren. Das gilt auch für 
das IBSA-Format, das eigentlich das angemes-
sene Forum für Debatten über Menschenrechte 
wäre. Stattdessen hat sich die Motivation, am 
BRICS-Projekt festzuhalten, gewandelt hin 
zur wirtschaftlich begründeten Notwendigkeit 
direkter Beziehungen zu China. Bilateral hätte 
Brasilien kaum einen ähnlich privilegierten 
Zugang zu dem Land, für das es hauptsächlich 
Nahrungsmittel- und Rohstofflieferant sowie 
Absatzmarkt darstellt – und damit weitgehend 
ersetzbar ist.

Allerdings vergab Brasiliens neuer Präsident 
Michel Temer (Partido do Movimento Democrático 
Brasileiro, PMDB) das Amt des Außenministers 
nicht, wie zuvor üblich, an einen Diplomaten, 
sondern an den Parteipolitiker und ehemaligen 
Bundesminister José Serra (Partido da Social 
Democracia Brasileira, PSDB). Dies deutet darauf 
hin, dass Außenpolitik eine Priorität der neuen 
Regierung werden soll, wenn auch bisher haupt-
sächlich in Form bilateraler Kooperationen.24 
Der BRICS-Verbund ist aktuell kaum präsent in 
der brasilianischen Debatte – zu sehr ist das Land 
mit der massiven Krise beschäftigt, die Politik 
und Wirtschaft aktuell durchmachen, und auch 
in den kommenden Jahren wird die politische 
Agenda wohl innenpolitisch dominiert bleiben. 
Das wäre durchaus zu begrüßen, da Brasilien nur 
durch strukturelle Reformen die Voraussetzun-
gen für seine globalen Ambitionen schaffen kann. 
Sofern jenseits der innenpolitischen Baustellen 
noch Raum für eine außenpolitische Agenda 
bleibt, wird Brasilien weiter am BRICS-Format 
festhalten, das ihm politischen Zugang zum 
Wirtschaftsriesen China garantiert. So könnte 
es weiterhin die Funktion einer Brücke zwischen 
dem Westen und den vornehmlich asiatischen 
aufstrebenden Schwellenländern darstellen.

4. Südafrika:  
Am Kap der enttäuschten Hoffnung

Tilmann Feltes

Als jüngstes BRICS-Mitglied hat Südafrika die 
allgemeinen Erwartungen seit seinem Beitritt 
nicht erfüllen können. Sollten zudem die großen 
Potenziale des Landes in Zukunft nicht genutzt 
werden, wird neben der ökonomischen auch 
die politische Bedeutung Südafrikas im BRICS-
Verbund schwinden.

Der gatekeeper als underachiever

Südafrika befindet sich in einer Phase der 
Ernüchterung. Das unter den ehemaligen Prä-
sidenten Mandela und Mbeki Erreichte (wirt-
schaftliche Stabilisierung, soziale Kohäsion, 
regionale Führungsrolle) wird in Frage gestellt, 
tiefgreifende Krisen erfassen viele Bereiche des 
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gesellschaftlichen, politischen und wirtschaft
lichen Lebens. Nach der mühevoll überwunde-
nen Apartheid und der noch immer nicht abge-
schlossenen Transition zur Demokratie nehmen 
nun sowohl intern als auch extern Sorge und 
Skepsis hinsichtlich der Entwicklungsorien-
tierung und der Stabilität des einst als Erfolgs-
modell betrachteten Landes zu.25 Unter allen 
BRICS-Staaten besitzt Südafrika die höchste 
Arbeitslosenquote (über 25 Prozent26 sowie 
geschätzt über 50 Prozent unter Jugendlichen), 
die größte Ungleichheit zwischen Arm und 
Reich27 sowie eines der schlechtesten öffent
lichen Grundbildungssysteme.28 Unter anderem 
aufgrund des vom IWF für 2016 prognostizierten, 
nahezu stagnierenden Wachstums von 0,1 Pro-
zent29 sowie aufgrund der für Südafrika unge-
wöhnlichen politischen Turbulenzen30 sind die 
ausländischen Direktinvestitionen im letzten 
Jahr um 74 Prozent im Vergleich zum Vorjahr 
eingebrochen. Es wird davon ausgegangen, dass 
sich diese Lage bis zur internen Neuwahl des Prä-
sidenten des regierenden ANC (African National 
Congress) Ende 2017 nicht ändern wird. Bis 
dahin wird Südafrika wohl in einem Warte- bzw. 
Wankelmodus verharren.

Die BRICS-Staaten in Afrika

Es hatte verheißungsvoll begonnen, als mit 
der Aufnahme Südafrikas im Jahr 2011 der 
BRICS-Verbund seinen Einflussbereich auf 
den Kontinent mit den größten Wachstums
potenzialen auszuweiten versuchte. Südafrikas 
Präsident Jacob Zuma (ANC) bezeichnete sein 
Land als „Tor nach Afrika“, das Unternehmen 
aus den anderen BRICS-Staaten den besten 
Zugang zu Rohstoffen und Absatzmärkten der 
Region bieten würde. Wirtschaftlich konnte 
Südafrika jedoch mit den anderen Mitgliedern 
von Anfang an nicht mithalten. Voller Euphorie 
wurde nach dem Beitritt ein Anstieg des Han-
dels zwischen Afrika und den BRICS-Staaten 
auf 500 Milliarden US-Dollar für das Jahr 2015 
prognostiziert. Doch eingetreten ist letztlich 
lediglich ein Anstieg auf knapp 300 Milliarden 
US-Dollar.31 Zudem erscheint im Jahr 2016 
die Theorie des gatekeeper mehr als fragwür-
dig. Nach Meinung vieler Analysten32 würden 

die BRICS-Staaten auch ohne eine Mitglied-
schaft Südafrikas auf dem Kontinent investie-
ren.33 Schon jetzt sind die fünf Staaten hier mit 
jeweils eigenen „Afrikastrategien“ aktiv. So 
verfolgt Brasilien beispielsweise wirtschaftliche 
Interessen vor allem in den PALOP-Staaten 
(z.B. im Bergbausektor), Indien vorzugsweise 
in Ostafrika und China auf dem gesamten Kon-
tinent.

Für Südafrika ist das 
BRICS-Mitglied China nicht 
nur ökonomisch, sondern  
auch ideologisch ein zuneh-
mend wichtiger Partner.

Ein chinesischer Wirtschaftsimperialismus  
in Afrika?

Beachtlich ist vor allem das wachsende Engage-
ment Chinas auf dem Kontinent. 2011 hatte 
die Volksrepublik die USA erstmals als größ-
ten Handelspartner Afrikas abgelöst. Allein in 
den kommenden drei Jahren will China über 
60 Milliarden US-Dollar in Afrika investieren.34 
Unter dem Motto „Rohstoffe gegen Infrastruktur“ 
wurde in der Vergangenheit oftmals chinesische 
Hilfe beim Ausbau staatlicher Infrastruktur jeg-
licher Art angenommen, die Auswirkungen auf 
Nachhaltigkeit und gute Regierungsführung 
blieben aber überschaubar. Gleichzeitig vertritt 
auch Südafrika eigene Interessen auf dem Konti-
nent aktiv und hat jenseits des BRICS-Verbunds 
ein Regionalprojekt im südlichen Afrika gestar-
tet: Regionale Entwicklungskorridore sollen die 
Subregion verbinden. Bislang halten sich Interes-
senkonflikte der beiden Akteure in Afrika aber in 
Grenzen. Südafrika versteht seine Führungsrolle 
eher politisch, China konzentriert sich (noch) ver-
stärkt auf den Handel und die Wirtschaft. Solange 
dies so bleibt, sind keine größeren Interessen
konflikte zu erwarten.

In Südafrika selbst ist China schon seit 2009 der 
größte Handelspartner, wobei dies der Volks-
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republik derzeit größere wirtschaftliche Vor-
teile bringt als Südafrika: Im März 2016 lagen 
die chinesischen Einfuhren nach Südafrika 
beispielsweise doppelt so hoch wie die südafri
kanischen Ausfuhren nach China.35 Nach der 
Unterzeichnung einiger Kooperationsabkom-
men, die vor allem den halbstaatlichen südafri-
kanischen Eisenbahn- und Minenunternehmen 
den Zugang zum chinesischen Markt erleichtern 
sollen, könnte sich dies allerdings ändern.

Neben den Wirtschaftsbeziehungen ist es vor 
allem aber die politisch-ideologische Affinität zu 
China, die seit einigen Jahren eine unüberseh-
bare Rolle in der südafrikanischen Außenpolitik 
spielt. Südafrika nutzt geschickt und wo immer 
möglich die verbindende BRICS-Mitgliedschaft 
dazu, die bilateralen Beziehungen zu China zu 
verfestigen und sich China als ideologischem 
Partner mit teils stark antiwestlicher Rhetorik 
anzubiedern. Wie sich diese Rhetorik auf die 
künftigen politischen Handlungsmaximen Süd-
afrikas auswirken wird, bleibt abzuwarten. Des 
Öfteren kam es jedoch schon zu politisch frag-
würdigen Entscheidungen wie zum Beispiel Ein-
reiseverboten für den Dalai Lama.

Der wirtschaftliche Zugang zu chinesischem 
Kapital, Know-how und Investitionen spielt in 
Südafrika eine Rolle, jedoch keine so bedeu-
tende wie in anderen afrikanischen Entwick-
lungsländern. Insgesamt ist das BRICS-Engage-
ment Südafrikas zwar für eine Diversifizierung 
der südafrikanischen Absatzmärkte nützlich, 
die Handelsstruktur der afrikanischen Staaten 
mit den BRICS-Mitgliedern bleibt dabei jedoch 
oftmals die gleiche wie mit den westlichen Part-
nern: unverarbeitete Rohstoffe gegen Dienstleis-
tungen und Industriegüter. In einer künftigen 
Verarbeitung vor Ort liegen hierbei die Zukunft-
schancen sowohl für Afrika insgesamt als auch 

für Südafrika. Als das am meisten industriali-
sierte Land Afrikas hat Südafrika hierbei gute 
Voraussetzungen. Gerade im Bereich der Weiter-
verarbeitung der beliebtesten Exportprodukte 
des Landes (hochwertige Mineralien wie Gold, 
Diamant, Platin) besteht großes Wertschöp-
fungspotenzial.

Antikoloniales Instrument und  
innenpolitische Verhärtung

Das Auftreten der BRICS-Staaten in Subsahara-
Afrika beinhaltet zunehmend Elemente klassi
scher Süd-Süd-Kooperationen, die der Verrin
gerung der Abhängigkeit der Länder des globalen 
Südens von den westlichen Industrieländern 
dienen sollen.36 In Abgrenzung zu den klassi-
schen Geber-Nehmer-Beziehungen mit dem 
Westen machen sich die fünf Regionalmächte 
dabei zunutze, dass sie auf den ersten Blick 
nicht mit einer imperialen Vergangenheit belas-
tet sind, da sie teils selbst europäische Kolo-
nien waren. Ungeachtet dessen, dass Südafrika 
diesem postkolonialen Anspruch nicht immer 
gerecht wird und oft selbst in seinem Auftreten 
als Hegemon wahrgenommen wird, macht sich 
diese antikoloniale Ausrichtung verstärkt in der 
derzeitigen Tagespolitik Südafrikas bemerk-
bar. Westliche Akteure bzw. kritische südafri-
kanische Stimmen werden als „Agenten“ oder 

„CIA-Agenten“ gebrandmarkt.37 Zudem stellt 
sich Südafrika oftmals zumindest symbolisch 
hinter seine BRICS-Partner, z.B. im Falle der 
Wirtschaftssanktionen gegen Russland.

Die Kooperation und Freundschaft zwischen 
Russland und Südafrika sind hierbei historisch 
bedingt. Die Sowjetunion hatte zu Apartheids-
zeiten vielen, zum Teil noch heute aktiven 
ANC-Politikern Exil gewährt, einschließlich 
Ausbildung und Waffenlieferung. Zuletzt wurde 
neben einem Atomabkommen auch ein Abkom-
men zur Ausbildung südafrikanischer Ärzte in 
Russland unterzeichnet, das den Ärztemangel in 
Südafrika bekämpfen soll. In Bezug auf Indien 
ist es vor allem die große indische Diaspora in 
der Hafenstadt Durban, die für einen regen 
kulturellen und wirtschaftlichen Austausch mit 
bedeutenden indischen Investitionen, vor allem 

← Bruchstelle: Die gravierende Ungleichheit zwischen 
Arm und Reich kennzeichnet Südafrika innerhalb  
der BRICS-Gruppe und gefährdet die politische Stabi­
lität, die das Land bräuchte, um seine Rolle inner­
halb dieser Gruppe wirkungsvoll wahrzunehmen. 
Quelle: © Johnny Miller / Millefoto, unequalscenes.com,  
fb.com/unequalscenes, twitter.com/unequalscenes.

http://unequalscenes.com
http://fb.com/unequalscenes
twitter.com/unequalscenes
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im südafrikanischen Technologie- und Medien-
sektor, sorgt. Die Beziehungen zu Brasilien sta-
gnieren nach der euphorischen Anfangsphase 
unter Präsident Lula, was zu großen Teilen auch 
an der innenpolitischen Fokussierung der Regie-
rung Rousseff liegt. Insgesamt geht es Südafrika 
im Rahmen der BRICS-Mitgliedschaft vor allem 
um zunehmende außenpolitische Sichtbarkeit 
und darum, als Fürsprecher eines ganzen Konti-
nents das Africa Rising-Narrativ prominenter zu 
vertreten.

Die südafrikanische Demokratie gerät zuneh-
mend nicht nur innen-, sondern auch außenpo-
litisch unter Druck. Generell wankt die Ausrich-
tung der südafrikanischen Wirtschaftspolitik 
derzeit zwischen Vernunft (Soziale Marktwirt-
schaft) und Ideologie (Verstaatlichung). Hatten in 
den letzten beiden Jahrzehnten noch die liberalen 
Prinzipien in Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung sowie die IBSA-Beziehungen zu Brasilien 
und Indien eine größere Rolle gespielt, so setzt 
der regierende ANC seit Beginn der Zuma-Jahre 
2009 verstärkt auf staatliche Steuerung und 
Intervention.

Dennoch stellt die Aufnahme Südafrikas in die 
Reihe der BRICS-Staaten eine der größten außen-
politischen Erfolge des Landes dar und trägt dazu 
bei, Südafrikas Ansprüche als Regionalmacht 
abzusichern. Darüber hinaus dürfen die großen 
Potenziale des Landes nicht außer Acht gelassen 
werden: Die derzeitige Bevölkerungsmehrheit der 
unter 25-Jährigen stellt ein zukünftiges Arbeits-
kräftepotenzial dar, das relativ zur Gesamtbe-
völkerung betrachtet so groß ist wie in keinem 
anderen BRICS-Staat sowie in den kommenden 
Jahrzehnten zu steigenden Wachstumsraten 
und Stabilität führen kann.38 Zudem bieten die 
prognostizierte Verdoppelung der Bevölkerung 
Afrikas bis 2050 und die damit einhergehende 
Urbanisierung das Potenzial für neue Absatz-
märkte für Industriegüter aus den BRICS-Staa-
ten. Bleiben diese und weitere Potenziale jedoch 
unausgeschöpft, besteht die Gefahr eines anstelle 
des Africa Rising- einsetzenden Africa Falling-Nar-
rativs. Dies würde sich auch negativ auf die Inte-
ressen der anderen BRICS-Staaten an Afrika, vor 
allem von China, auswirken.

5. Russland:  
Ein ambitioniertes Mitglied im  
BRICS-Verbund

Claudia Crawford

Auf den ersten Blick ist es verwunderlich, dass 
sich Russland mit viel Enthusiasmus bei der 
Etablierung des BRICS-Verbunds auf die Zuord-
nung als Schwellenland einließ. Denn Russland 
als Führungsnation der früheren Sowjetunion 
war einst eine Weltmacht. Sowohl der Lebens-
standard und das Bildungsniveau der Bevölke-
rung als auch die wirtschaftliche und technolo-
gische Entwicklung ragen noch immer deutlich 
gegenüber dem Stand von Schwellenländern 
heraus. Allerdings erscheint die Basis für das 
hohe Wirtschaftswachstum in Russland in den 
2000er Jahren fragiler als bei den übrigen BRICS-
Mitgliedern: Zum einen stagniert die demografi-
sche Entwicklung. Russland weist eine alternde 
Gesellschaft auf, wie Westeuropa auch. Bei allen 
anderen BRICS-Staaten ist das anders. Die Aus-
nahme ist China, wobei dort aber allein schon 
die große Bevölkerung für eine stetige Nachfrage 
sorgen wird. Die demografische Entwicklung in 
Russland lässt hingegen sowohl eine ausreichend 
dynamische Binnennachfrage als auch ein aus-
reichendes Innovationspotenzial in der Zukunft 
fraglich erscheinen. Zum anderen war das hohe 
Wachstum vor allem den rasant steigenden Roh-
stoffpreisen in diesem Zeitraum zu verdanken 
und nicht einer besonders dynamischen und 
wettbewerbsfähigen Volkswirtschaft. Diese enor-
men Mehreinnahmen wurden jedoch nicht dazu 
genutzt, die Wirtschaft zu diversifizieren und 
somit die Einnahmenstruktur dauerhaft zu ver-
breitern. Damit ist die russische Volkswirtschaft 
in einem höheren Maße als die der anderen vier 
BRICS-Mitglieder von den Weltmarktpreisen 
abhängig. Die derzeitigen Ölpreise stellen auf-
grund der geringen Diversifizierung für Russland 
daher ein besonders großes Problem dar.

Russische Rückkehr auf die Weltbühne  
und Gegenmachtbildung

Auf den zweiten Blick gibt es sehr wohl Gründe 
für die politische Führung in Russland, sich 
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bewusst mit dem BRICS-Verbund zu identifi-
zieren. Schon aus Imagegründen ist es sinnvoll, 
einer Ländergruppe anzugehören, der interna-
tional viel Potenzial zugeschrieben wird. Dabei 
ist diese Zuschreibung nicht nur gegenüber der 
internationalen Gemeinschaft von Bedeutung, 
sondern auch innenpolitisch wichtig. Ein positi-
ves Bild im Ausland hilft, die eigene Bevölkerung 
vom Erfolg der eigenen Politik zu überzeugen. 
Präsident Putin hat zudem früh erkannt, dass 
sich dieses Bündnis der sonst sehr heterogenen 
BRICS-Mitglieder dafür nutzen lässt, sich der 
wahrgenommenen Dominanz der westlichen 
Welt zu widersetzen.

Für Russland ist die BRICS- 
Mitgliedschaft außen-  
wie innenpolitisch von  
großer Bedeutung.

Die BRICS-Staaten haben gute Argumente auf 
ihrer Seite, die die Dominanz des Westens zu 
belegen scheinen. Sie stellen 40 Prozent der 
Weltbevölkerung. Gemeinsam machen sie heute 
mehr als 20 Prozent der globalen Wirtschafts
leistung aus. Die BRICS-Staaten sind dem
gegenüber aber nicht adäquat in den globalen 
Finanzinstitutionen wie Weltbank und IWF 
repräsentiert. Hier fordern sie Veränderungen 
der Stimmgewichte. Bisherige Schritte, die in den 
letzten Jahren diesbezüglich unternommen wur-
den, gehen zwar in die richtige Richtung, stellen 
aber die Regionalmächte noch nicht zufrieden.39

Für Russland und seine Außenpolitik wiegt 
besonders schwer, dass es nach dem Zerfall der 
Sowjetunion einen enormen Bedeutungsverlust 
hinnehmen musste. Zwar behielt das Land als 
Rechtsnachfolger der UdSSR den ständigen Sitz 
im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, aber 
häufig kam dieser politisch nicht zum Tragen. 
Ebenso war die große wirtschaftliche Schwäche 
unter Präsident Boris Jelzin in den 1990er Jahren 
prägend und wurde als Demütigung empfunden, 
auch wenn der Westen für diese schwierige wirt-
schaftliche Situation nicht verantwortlich war. 

Erhoffte Schuldenerlasse wurden durch den 
Westen allerdings nicht erteilt, die liberale Regie-
rung unter Michail Kassjanow (von Mai 2000  
bis Februar 2004) fühlte sich im Stich gelassen.

Der Amtsantritt Wladimir Putins als russischer 
Präsident fiel zusammen mit einem ungeahn-
ten Anstieg des Ölpreises. Dies gab dem neuen 
Präsidenten größere Spielräume als sie sein Vor-
gänger Boris Jelzin je hatte. Nicht nur, dass die 
Rückzahlung der Schulden möglich wurde. Es 
konnten sogar die Sozialleistungen ausgeweitet 
werden. Zudem führte eine kluge Finanzpolitik 
zur Schaffung von Nachhaltigkeitsfonds, von 
denen Russland in den heutigen Krisenzeiten 
zehrt. Erst diese Entwicklung schuf die Voraus-
setzungen für die zunehmende Stärke Russlands 
und schließlich auch für die Zuordnung zu den 
aufstrebenden BRICS-Regionalmächten.

Putin ist seit Beginn seiner Präsidentschaft ent-
schlossen, Russland zurück auf die Weltbühne 
zu führen. Wo immer möglich, unterstreicht er 
den Anspruch seines Landes, ein eigener Pol 
in einer multipolaren Welt zu sein. Neben der 
BRICS-Mitgliedschaft erfüllt diese Funktion vor 
allem das noch junge Integrationsprojekt der 
Eurasischen Wirtschaftsunion. Als politisches 
Projekt vom russischen Präsidenten vorange-
trieben, weichen die nichtrussischen Mitglieds-
länder einer Politisierung der Wirtschaftsunion 
jedoch aus und betonen die rein wirtschaftliche 
Natur dieses Zusammenschlusses. Dies kommt 
zum Beispiel dadurch zum Ausdruck, dass sie 
die Lebensmittelsanktionen Russlands gegen-
über dem Westen im Zuge der Ukrainekrise nicht 
mittragen.

Obwohl die Mitgliedschaft in der Eurasischen 
Wirtschaftsunion  – ebenso wie im BRICS-Ver-
bund – nicht zu einer Koalitionsbildung führen 
dürfte, verhalten sich die nichtrussischen Mit-
glieder außenpolitisch dennoch auffallend 
passiv. Dies ist etwa bei der russischen Annexion 
der Krim der Fall, welche die anderen Mitglieder 
nicht verurteilen, aber auch nicht anerkennen. 
Beide Integrationsformate scheinen also zu einer 
für Russland vorteilhaften „Neutralisierung“ der 
anderen Partner zu führen.
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Vertiefung der Beziehungen zu China

Der BRICS-Verbund ist für Russland ein Integra
tionsprojekt, das noch mehr als die Eurasische 
Wirtschaftsunion zeigen soll, dass Russland 
einen anerkannten Platz in der Weltgemein-
schaft einnimmt und auf globaler Ebene mit-
spielt. Die Beziehungen zu China spielen in 
diesem Zusammenhang eine besondere Rolle, 
da mit China bereits eine langjährige (wenn-
gleich nicht unproblematische) Zusammen
arbeit existiert. China hat Europa als wichtigsten 
Wirtschaftspartner Russlands abgelöst.40 Die 

Tatsache, dass beide Staaten Vetomächte im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sind und 
dem westlichen Gesellschaftsmodell distan-
ziert gegenüberstehen, schafft zudem eine grö-
ßere politische Verbundenheit und lässt zumin-
dest derzeit die ebenfalls bestehende Rivalität 
zwischen beiden Ländern in den Hintergrund 
treten. Es gibt sie natürlich weiterhin: Besonders 
mit dem OBOR-Projekt macht China sein Inte-
resse an Zentralasien deutlich – einer Region, die 
Russland aufgrund der gemeinsamen Sowjetzeit 
als seine natürliche Einflusszone betrachtet. Mit 
seiner beeindruckenden Wirtschaftsdynamik 

Abgehängt: Die Zahl der Russen, die unterhalb der Armutsgrenze leben, ist allein zwischen 2013 und 2015  
um fast vier Millionen angewachsen. Quelle: © Sergei Karpukhin, Reuters.
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und dem zunehmenden Ausbau seiner technolo-
gischen Fähigkeiten hat China Russland jedoch 
bereits hinter sich gelassen.

China erhofft sich von Russland vor allem die 
Stillung seines Energiehungers. Ob Moskau 
daraus Kapital schlagen kann, ist indes nicht 
sicher. Nach einem halben Jahr der Hinwendung 
zu China haben sich viele russische Unterneh-
men enttäuscht abgewendet und ein starkes 
Interesse geäußert, die wirtschaftlichen Bezie-
hungen mit dem Westen (vor allem auch mit 
Deutschland) wieder zu verstärken: wegen der 
größeren Verlässlichkeit und der besseren Quali
tät der Produkte.41 Öffentlich hält man jedoch an 
der Orientierung nach Osten fest. Jede Seite zieht 
ihren Nutzen aus der derzeitigen Hinwendung 
zueinander, wobei jedoch auch Beobachtern in 
Moskau klar ist, dass auf längere Sicht Russland 
den Wettlauf mit China verlieren wird. Aber die 
Alternativen für Russland auf der Weltbühne sind 
begrenzt.

Die schwierige wirtschaft
liche Lage Russlands schwächt 
dessen Position innerhalb des 
BRICS-Verbunds.

Das kommt in besonderer Weise in den letzten 
zwei Jahren zum Tragen, in denen sich Russ-
lands Verhältnis zum Westen dramatisch ver-
schlechtert hat. Als Reaktion auf die Annexion 
der Krim im März 2014 belegten die USA und 
die EU Russland mit Sanktionen, die auf Per-
sonen der russischen Führungsriege, Banken, 
Dual-Use-Produkte und Hightech-Bereiche der 
Ölwirtschaft zielen. Daraufhin führte Russland 
umgekehrt diesen Ländern gegenüber Ein-
fuhrverbote für viele Lebensmittel ein, was die 
wirtschaftlichen Verbindungen zum Westen 
weiter schwächte. Seit 2014 wurden seitens des 
Westens darüber hinaus auch die meisten Dia-
logforen und Gesprächsplattformen eingestellt. 
Russland musste die G8 verlassen, der NATO-
Russland-Rat stellte seine Arbeit ein, Deutsch-
land sagte die deutsch-russischen Regierungs-

konsultationen ab und die Parlamentarische 
Versammlung des Europarats entzog der russi-
schen Delegation ihr Stimmrecht. Russland warf 
vor diesem Hintergrund den USA und der EU vor, 
es aus der europäischen Sicherheitsarchitektur 
herauszudrängen und auch international isolie-
ren zu wollen. Der BRICS-Verbund hat so als 
alternatives geopolitisches Forum an Wert noch 
gewonnen.

Die BRICS-Gruppe als alternative Plattform  
ohne den Westen

Eine aktive Rolle Russlands innerhalb der 
Gruppe soll deshalb nicht zuletzt belegen, dass 
Russland international nicht isoliert werden 
kann. Besonders zu spüren war dies auf dem 
BRICS-Gipfel in Ufa im Juli 2015. Auf der Inter-
netpräsenz der russischen BRICS-Präsident-
schaft42 hieß es beispielsweise, dass Russland 
an einer Stärkung der Kooperation unter den 
Mitgliedstaaten und an der Entwicklung neuer 
Kooperationsmechanismen interessiert sei. Zeit-
gleich mit dem Gipfel nahm die NDB BRICS ihre 
Arbeit auf, die vor allem Infrastrukturprojekte in 
ihren Ländern fördern soll. Russland hatte die 
Schaffung der Bank dabei sehr unterstützt. Es 
ist jedoch nicht ersichtlich, wie langfristig das 
BRICS-Engagement Moskaus tatsächlich ange-
legt ist und welcher konkreten Integrations
vision es folgt.

Präsident Putin nutzte das genannte Gipfeltref-
fen vor allem innenpolitisch. Die Anwesenheit 
der ausländischen Staatsgäste wurde medial 
stark wahrgenommen und sollte die Stärke Russ-
lands und seine Unabhängigkeit vom Westen 
unterstreichen. Die Schwierigkeit für die rus-
sische politische Elite besteht allerdings darin, 
dass solche Medienbilder nicht sehr langlebig 
sind und vor allem von der Realität des Alltags 
schnell überlagert werden. Diese gestaltet sich 
für die Bevölkerung seit Mitte 2013 zunehmend 
schwierig. Dafür sind in erster Linie nicht die 
Wirtschaftssanktionen verantwortlich, sondern 
der fallende Ölpreis in einer gering diversifi-
zierten Volkswirtschaft und der damit einher-
gehende Rubelverfall.43 Die Zahl der Menschen, 
die in die Armut abrutschen, wächst schnell. 
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Während 2013 15,5 Millionen Russen (10,8 Pro-
zent) unter der Armutsgrenze lebten, waren es 
Ende 2015 bereits 19,2 Millionen (13,4 Prozent).44 
Russland hatte sich vor diesem Hintergrund im 
BRICS-Bündnis mehr Solidarität von China 
erhofft.

Die wirtschaftliche Schwäche Russlands be
kommt dabei nicht nur die russische Bevöl-
kerung zu spüren, sie wird auch vom Ausland 
wahrgenommen. Damit ist Russland in Gefahr, 
hinter seine eigenen weltpolitischen Ansprüche 
zurückzufallen. Denn wenn der Wille zur Macht 
nicht auch durch eine starke Wirtschaftsleis-
tung untermauert werden kann, ist die russische 

„Rückkehr auf die Weltbühne“ gefährdet. Das 
gilt natürlich auch für Russlands Rolle innerhalb 
des BRICS-Verbunds: Denn je schwächer Russ-
land ist, und damit ist zu einem großen Teil seine 
Wirtschaftskraft gemeint, umso weniger Gestal-
tungskraft kommt ihm im Verbund zu.

6. China:  
Zugpferd unter ungleichen Partnern

Thomas Awe / Tim Wenniges

Chinas Aufstieg zu einer regionalen und glo-
balen Macht wurde lange Zeit medial eher am 
Rande behandelt. Vielmehr lag der Fokus der 
internationalen Wahrnehmung Chinas auf den 
erstaunlichen ökonomischen Wachstumsraten, 
die das Land Jahr für Jahr produzierte. Zunächst 
auf internationaler Ebene vorsichtig agierend 
und dabei bemüht, den wohlwollenden und 
friedlichen Charakter des chinesischen Auf-
stiegs zu zeigen (peaceful rise), manifestierte 
sich mit Beginn des neuen Jahrtausends aber 
zugleich ein zunehmendes Streben Pekings nach 
mehr Mitsprache in internationalen Organisatio-
nen. In diesem Zusammenhang ergab sich auch 
die Möglichkeit einer strategischen Zusammen-
arbeit mit aufstrebenden Mächten, die China 
recht schnell vor allem in der BRIC- bzw. BRICS-
Gruppe erkannte.

Dieser „Club aufstrebender Regionalmächte“ lag 
dabei insbesondere im Blickfeld Chinas, wenn es 
darum ging, Bündnisse zu schmieden, mit deren 

Hilfe Pekings Interessen wirksamer in multi
laterale Verhandlungen eingebracht werden 
konnten. Getrieben von der Vision, der von den 
USA dominierten hegemonialen Struktur der 
internationalen Beziehungen ein Gegengewicht 
entgegenzusetzen, hat sich die Volksrepublik 
dabei nach und nach als Sprachrohr der Entwick-
lungsländer hervorgetan und zieht zunehmend 
auch die Fäden unter den BRICS-Staaten. Mit 
85 Prozent Anteil am Handelsvolumen inner-
halb der Gruppe,45 einer zunehmenden going 
out-Strategie chinesischer Unternehmen und der 
auch dadurch bedingten größeren Interessen an 
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globalen Ordnungsfragen ist die VR China prä-
gender Akteur im BRICS-Verbund. Dem stehen 
aber auch konkrete geopolitische Streitfragen mit 
Russland und Indien gegenüber, weswegen eine 
zu dominante Rolle Chinas unter den anderen 
BRICS-Ländern auch Skepsis hervorruft.46

Diese Motivation zeigt sich im Moment sehr 
deutlich an Chinas geopolitischen Initiativen 
rund um die OBOR-Strategie, der für deren 
Finanzierung vorgesehenen Asian Infrastructure 
Investment Bank (AIIB), der NDB BRICS und der 
starken Rolle Chinas in den G20.

Chinas Wirtschaft im Wandel

Nachdem die Volksrepublik im vergangenen 
Jahrzehnt noch mit spektakulären Wachstums-
zahlen von bis zu knapp 15 Prozent für Schlagzei-
len sorgte, hat sich die chinesische Wirtschaft in 
den letzten Jahren hin zur sogenannten „neuen 
Normalität“ entwickelt und bei etwa sechs bis 
acht Prozent jährlichem Wachstum eingepen-
delt. Durch den Boom der frühen 2000er Jahre 
schaffte man es, Millionen von Menschen aus 
der absoluten Armut zu befreien und das Land, 
gemessen an der Größe seiner Volkswirtschaft, 

Nebenan statt mit dabei: Zu den Schattenseiten des rasanten Wirtschaftswachstums in China gehören immer 
deutlicher ausgeprägte Disparitäten innerhalb des Landes. Quelle: © Jianan Yu, Reuters.
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an die Spitze der Weltgemeinschaft zu katapul-
tieren – 2010 verdrängte China Japan, ungeach-
tet des Pro-Kopf-Einkommens, als zweitgrößte 
Volkswirtschaft der Welt. Doch das rasante 
Wachstum brachte seine Schattenseiten mit sich: 
Abgesehen von immer deutlicher ausgepräg-
ten Disparitäten innerhalb des Landes (starkes 
Stadt-Land-Gefälle) litt vor allem die Umwelt 
unter dem kaum nachhaltigen Wirtschaftskon-
zept. Immerhin wurde dieses Problem inzwi-
schen erkannt und die „grüne Entwicklung“ als 
Teil der nationalen Entwicklungsstrategie dekla-
riert. Um von der umweltschädlichen, arbeits
intensiven und exportgetriebenen Wirtschafts-
struktur wegzukommen, versucht die Regierung 
zurzeit, ein moderates ökonomisches Wachstum 
durch eine Stärkung des Binnenkonsums und 
des Dienstleistungssektors zu erreichen. Ob dies 
allerdings wie vorgesehen im Laufe des aktuel-
len Fünfjahresplanes (2016 bis 2020) umsetzbar 
sein wird, ist fraglich. Vor allem die fragile Situa-
tion an den chinesischen Aktienmärkten könnte 
die Wirtschaftslage des Landes ins Wanken brin-
gen. Wie schnell dies gehen kann, zeigte sich, 
als die Börsen in Shanghai und Shenzhen 2015 
innerhalb nur eines Monats um bis zu 30 Prozent 
einbrachen und Millionen von Privatanlegern 
in eine finanzielle Krise stürzten. Nachdem die 
Staatsführung in den Jahren zuvor die Bevöl-
kerung dazu animiert hatte, ihr Geld in Aktien 
anzulegen und die Kurse entsprechend in die 
Höhe getrieben wurden, sorgte ein neuer Erlass 
der Börsenaufsicht zur Regulierung von Aktien
ankäufen auf Pump im Juni 2015 dafür, dass 
unzählige Kleinanleger ihre Anteile verkauf-
ten. Weltweit riss der Börsencrash Aktienkurse 
in den Keller und übte durch den Abzug vieler 
internationaler Investoren aus dem asiatischen 
Raum sowie eine Schwächung des Renminbi ins-
besondere auf bereits wirtschaftlich angeschla-
gene Schwellenländer  – darunter auch einige 
BRICS-Staaten – enormen Druck aus.

Das BRICS-Projekt als Testfeld für Chinas  
globale Gestaltungsambitionen?

Abgesehen von einer besseren wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit und stärker vernetzten Handels- 
politik zwischen den Mitgliedsländern, die durch 

die regelmäßigen BRICS-Gipfel und eine Reihe 
von ständigen Arbeitsgruppen erreicht werden 
sollen, hat die Volksrepublik den Verbund jedoch 
auch zur Erreichung ihrer geopolitischen Ziele 
genutzt. Das auf internationaler Ebene langsame 
Vorantasten Pekings an eine globale Führungs-
rolle wurde vor allem im Rahmen des BRICS-
Verbunds getestet: In Form von Forderungen 
nach einer stärkeren Regulierung der globalen 
Finanzarchitektur (2009),47 vehementen Bemü-
hungen, den Internationalen Währungsfonds 
zu entsprechenden Quoten- und governance-
Reformen zu bewegen,48 oder der Koordinierung 
in der Eurokrise 2012. Damals schickte man sich 
an, ein entsprechendes Rettungspaket des IWF 
zu schnüren, bei dem die BRICS-Staaten allein 
70 Milliarden US-Dollar beisteuerten (Anteil 
Chinas: 43 Milliarden US-Dollar).49 Es lassen 
sich also einige Beispiele finden, die ein ent
schiedenes, koordiniertes Vorgehen unter Füh-
rung der BRICS-Länder aufzeigen. Als „Anwälte 
des globalen Südens“ setzen sich China und der 
Verbund auch die Aufgabe, für die Belange der 
Entwicklungsländer einzutreten, die sich bei-
spielsweise bei der Frage der „gemeinsamen, 
aber unterschiedlichen Verantwortung“ im 
Kampf gegen den Klimawandel zeigt, mit der die 
historische Verantwortung der Industrieländer 
gegenüber den Entwicklungsländern betont wird. 
Dass die Mitglieder des Verbundes von ihrer 
internen Verfasstheit, durch ihre Einbettung in 
regionale und überregionale Machtverhältnisse 
sowie in Bezug auf ihre Gestaltungsmacht in der 
internationalen Politik allerdings völlig unter-
schiedliche Voraussetzungen mit sich bringen, 
ist offensichtlich. Die Gestaltungsmacht des 
BRICS-Verbundes ist genau dann am größten, 
wenn sich dahinter ein entsprechend wichtiges 
Anliegen Chinas befindet. Konkret wird dies am 
Beispiel der Internationalisierung des Renminbi, 
bei der China mit der Aufnahme des chinesi-
schen „Volksgeldes“ in den Währungskorb des 
IWF 2015 ein erster Teilerfolg gelang.

Stärker als je zuvor definiert sich die Volks
republik  – gerade in der Auseinandersetzung 
mit den USA – als Vertreter des globalen Südens. 
Vor diesem Hintergrund ist auch die Rolle des 
BRICS-Verbunds zu betrachten. China nutzt 
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diese Plattform vor allem im Hinblick auf deren 
globale Ausstrahlungsfähigkeit zur Beschaffung 
von Mehrheiten in Debatten und Abstimmungen 
in internationalen Organisationen.50

Der BRICS-Verbund – zentraler Bestandteil der 
chinesischen Außenpolitik?

In offiziellen Stellungnahmen der chinesischen 
Regierung oder den staatlich kontrollierten 
Medien sind kaum kritische Töne gegenüber 
dem Verbund zu hören. Dies liegt vor allem 
daran, dass die Volksrepublik selbst der entschei-
dende Treiber hinter den jüngsten Initiativen 
(z.B. NDB BRICS sowie Sonderrücklage in Höhe 
von 100 Milliarden US-Dollar) ist. Spätestens 
seit der Bekanntgabe des OBOR-Projekts 2013 
sowie der Gründung der AIIB 2014 hat Chinas 
Interesse an der BRICS-Gruppe jedoch deutlich 
abgenommen.51

Trotz schwindenden Interesses 
und der Schwäche einzelner 
BRICS-Staaten wird China am 
Verbund festhalten.

Besonders im Vergleich zu Pekings Rolle in den 
G20 sowie in regionalen Bündnissen wie der 
Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(APEC), der sicherheitspolitisch orientierten 
SCO und der ASEAN+3 ist der Verbund der 
fünf Regionalmächte in den letzten Jahren ins 
Hintertreffen geraten. Die Gründe hierfür sind 
vielfältig: Zum einen ist Chinas Rolle im selbst
initiierten OBOR-Projekt sowie in der AIIB noch 
zentraler und vor allem prestigeträchtiger als die 
im BRICS-Verbund, zum anderen konzentriert 
sich die Volksrepublik lieber auf regionale Insti-
tutionen, in denen gleich mehrere Nachbarlän-
der vertreten sind, als auf ein Bündnis, welches 
eine große geografische Distanz zwischen den 
meisten Mitgliedstaaten aufweist. Dabei geht es 
der Pekinger Führung vor allem darum, ein sta-
biles und für China positives Umfeld zu schaf-
fen.52 Zudem sind alle anderen BRICS-Staaten, 
genau wie China selbst, Mitglied in der eben-

falls auf wirtschaftliche Entwicklung konzen-
trierten G20. Da die Volksrepublik in diesem 
Jahr den Vorsitz dieser Gruppe innehat, wird 
deren Bedeutung für Peking auch im Hinblick 
auf die Themensetzung und Berücksichtigung 
der internationalen Entwicklungsagenda im 
Sinne Pekings auch weiter zunehmen. Das hohe 
Interesse an den thematischen Schwerpunkten 
Deutschlands, das den G20-Vorsitz im kommen-
den Jahr übernehmen wird, lässt erkennen, wie 
wichtig Peking dabei die Vorbereitung und Aus-
handlung einer erfolgsversprechenden Agenda 
für das Gipfeltreffen in Hangzhou im September 
2016 ist.

Im Gegensatz dazu stehen die ökonomischen 
Schwächen der BRICS-Staaten Russland und 
Brasilien, aber auch Südafrika, welches im ver-
gangenen Jahr ein Wachstum von unter einem 
Prozent aufwies (Mangel an diversifizierten Wirt-
schaftswachstumsmodellen), die internationale 
Isolierung Russlands (Krimkrise, Verfall des 
Ölpreises) sowie das politische Chaos in Brasi-
lien und in kleinerem Maße auch in Südafrika 
(gesellschaftliche Frustration mit dysfunktio
naler Staatlichkeit) der Wiedererlangung einer 
größeren Bedeutung des Verbunds im Wege.

Insgesamt ist aber ersichtlich, dass der Erfolg 
des BRICS-Verbundes und dessen strategischer 
Ausbau maßgeblich von der Initiative Pekings 
abhängen und dabei die Stärken der informel-
len, auf geringen Kosten beruhenden Absprache 
innerhalb der Plattform im Vordergrund stehen. 
Damit lassen sich aufgrund der wachsenden 
globalen Vernetzung Pekings gemeinsame Inte-
ressen erfolgversprechend auf die Agenda brin-
gen. Hierbei werden auch in Zukunft vereinzelt 
Initiativen der BRICS-Gruppe zu sehen sein, 
nämlich dann, wenn sich aus der ungleichen 
Partnerschaft erfolgversprechende Ergebnisse 
erwarten lassen. Trotz der seit 2015 in Shang-
hai ansässigen NDB BRICS und einem Finan-
zierungsaufkommen, das dem der AIIB gleicht, 
ist im Moment jedoch nicht absehbar, dass der 
BRICS-Verbund wieder stärker in den Fokus 
des chinesischen Interesses rücken wird. Auch 
die Herausbildung einer darüber hinaus rei-
chenden gemeinsamen BRICS-Identität, wie es 
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früher die G5 oder nun die G7 veranschaulichen, 
ist nicht zu erwarten. Dafür sind die BRICS-
Mitgliedsländer in ihrer Struktur und regionalen 
Ordnungsrolle zu verschieden. Auch untermi-
nieren die divergierenden Interessen und bila
teralen Konfliktpunkte der Mitglieder weitaus 
größere Entfaltungsmöglichkeiten.

7. Fazit:  
Strukturelle Probleme bleiben,  
die chinesische Übermacht ebenso

Christian E. Rieck

Das BRICS-Projekt ist ein neuartiges Integra-
tionsformat zwischen großen nichtwestlichen 
Regionalmächten, die weder territorial zusam-
menhängen noch eine politisch-ideologische 
Affinität zueinander aufweisen. Die globale 
Aufmerksamkeit, die das Format auch 15 Jahre 
nach seiner Gründung genießt, verdeckt, dass 
die Machtpotenziale der Gruppe – ebenso wie 
deren Blockaden  – weiter auf der nationalen 
Ebene liegen. Das nichtwestliche Aufstiegs-
narrativ hat sich in der Wirtschaftskrise der 
BRICS-Staaten jedenfalls als wenig belastbar 
erwiesen.

Wie stellt sich die wirtschaftliche Entwicklung  
des jeweiligen BRICS-Mitgliedstaates dar?

Trotz der aktuellen wirtschaftlichen Eintrü
bung in fast allen Mitgliedstaaten bleibt der 
BRICS-Verbund ein Zusammenschluss ehrgeizi-
ger Regionalmächte, die alle für sich betrachtet 
beträchtliche Ressourcen und (meist regionalen) 
Einfluss besitzen. Die Krise in den Einzelstaaten 
hat unterschiedliche Gründe, und doch bleibt der 
Befund, dass der geopolitische Reformehrgeiz 
der Gruppe keine innenpolitischen Pendants 
besitzt. Der entsprechende Investmentfonds 
von Goldman Sachs wurde mittlerweile geschlos-
sen,53 was die gesunkene Attraktivität als Inves
titionsstandort noch unterstreicht.

Mit dem Verlust der ökonomischen Vorbildfunk-
tion wird auch ein Rückgang der Mobilisierungs-
fähigkeit der BRICS-Staaten im globalen Süden 
einhergehen. Denn die symbolische Macht des 

Verbundes in den internationalen Beziehungen 
hängt stark vom perzipierten Erfolg seiner Mit-
glieder ab. Auffällig ist bei alledem, wie sehr 
das wirtschaftlich dynamische China in dieser 
Gruppe einen besonders ehrgeizigen und erfolg-
reichen Part spielt.

Die aktuelle Wirtschaftskrise zeigt obendrein, 
wie sehr eine dynamische Volkswirtschaft auch 
in einer „postwestlichen Welt“ eine außenpoli
tische Ressource erster Güte ist. Die dadurch ver- 
stärkte Machtverschiebung innerhalb des Ver-
bunds zugunsten Chinas stellt ein kaum lösbares 
Strukturproblem des BRICS-Formats dar.

Welche konkreten Hoffnungen und Ziele verbinden 
die Mitglieder mit dem BRICS-Projekt?

Eine Mitgliedschaft im BRICS-Verbund hat 
wenige Kosten und zahlreiche Vorteile: Zu
nächst einmal verschafft der Verbund als Platt-
form seinen Mitgliedern internationale Sicht
barkeit und damit Prestige, das sie für ihre 
eigenen Verhandlungen auf globaler und regio
naler Ebene nutzbar machen können. Darüber 
hinaus erhöht eine Mitgliedschaft auch deren 
Blockademacht gegenüber anderen, stärker eta-
blierten oder mächtigeren Akteuren in interna-
tionalen Verhandlungsformaten. Die Flexibilität 
des Verbundes erlaubt auch eine Strategie der 
Risikominimierung, indem eine parallele Beteili-
gung an westlich geprägten Organisationen wei-
terhin möglich bleibt (hedging, forum shopping).

Die BRICS-Mitgliedschaft  
hat wenig Kosten und zahl
reiche Vorteile.

Strukturelle Probleme im Verbund bleiben jedoch 
bestehen: Zwar haben sich alle BRICS-Staaten 
um den Verbund in verschiedenen Handlungs-
feldern verdient gemacht, so etwa Russland bei 
der Institutionalisierung der Gruppe ab 2009, 
Brasilien bei den Themen Klimawandel und 
Armutsbekämpfung oder China beim Thema 
Entwicklungsbank und Finanzsektor. Doch diese 
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individuellen Beiträge lassen sich wegen der 
großen Differenzen zwischen den BRICS-Staaten 
im Hinblick auf Wirtschaftskraft, politisches 
System, Entwicklungsstand, außenpolitische Ori-
entierung und klassische Machtressourcen kaum 
in ein kohärentes Ganzes überführen.

Solange es den Mitgliedern an einer gemeinsa-
men geopolitischen Vision für den BRICS-Ver-
bund mangelt, wird auch dieser selbst weit 
hinter den Hoffnungen zurückbleiben, die man-
che seiner Mitglieder einst mit seiner Gründung 
verbanden. Zu einem tragfähigen nicht- oder 
gar antiwestlichen Gegenentwurf zur gegen-
wärtigen Weltordnung wird der Verbund nicht 

heranreifen: Moskaus Streben nach antiwest
licher Gegenmachtbildung und dem indischen 
Selbstverständnis als antiimperialistischer Spre-
chernation stehen in Brasília und  – zumindest 
bis vor Kurzem – auch in Pretoria prowestliche 
Interessen entgegen, die eher für eine Neutrali-
tät gegenüber dem Westen und seinen globalen 
Strukturen plädieren.

Zu heterogen sind also die Interessenprofile 
seiner Mitglieder auf regionaler wie auf globaler 
Ebene wie auch deren Ausstattung mit außen-
politischen Machtressourcen.54 Oder anders 
gewendet: Für einen klaren Konsens über die 
Ausrichtung der BRICS-Plattform ist die chine-

Weiter aufwärts? Angesichts massiver Krisen in einzelnen BRICS-Ländern kann von einem unaufhaltbaren  
Aufstieg der Gruppe heute keine Rede mehr sein. Anders ist dies bei Indien und vor allem China, dessen  
wirtschaftliche Macht für die übrigen Mitglieder ein starker Anreiz ist, am BRICS-Format festzuhalten.  
Quelle: © RIA Novosti, Reuters.
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sische Präponderanz im Verbund zu ausgeprägt, 
denn sie hält die anderen Partner auf Distanz. 
Dennoch bleibt eine Mitgliedschaft für China 
weiter grundsätzlich von Interesse (Abb. 1).

Die BRICS-Staaten werden es immer schwerer 
haben, Gefolgschaft aus dem globalen Süden zu 
organisieren, je mehr sich ihre Interessenprofile 
in den Bereichen Handel, Klima, Energie und 
Sicherheit von denen der Entwicklungsländer 
entfernen bzw. sich denen der etablierten Groß-
mächte annähern und sie somit selbst zu Status 
quo-Mächten reifen. Es wird also keinen globa-
len „Beijing Consensus“ geben (können). Das 
bedeutet zwar nicht, dass der BRICS-Verbund 
vor dem Ende stünde, doch die Interessen
divergenzen zwischen den Mitgliedern werden 
diesen auch in Zukunft weiter lähmen, so dass er 
auch auf lange Sicht nicht mehr sein wird als die 
Summe seiner Einzelteile.

Das Ende der Utopien ist gekommen. Doch die 
vielfältigen Versuche, die Integration im Verbund 
voranzutreiben, zeigen, dass die BRICS-Staaten 
weiter an einer selektiven und pragmatischen 
Zusammenarbeit untereinander interessiert sind. 
Diese politikfeldorientierte Allianzenbildung 
kann aber lediglich der selektiven Gegenmacht-
bildung dienen. Nach dem Ende der Schwellen
landeuphorie der Jahrtausendwende wird 
offenbar, wie schwierig die Transformation von 
Blockierern zu Gestaltern der Global Governance 
noch immer ist. Eine „G7 der Regionalmächte“ 

reift so nicht heran, doch in den Mühen der 
Ebene der pragmatischen, technischen Zusam-
menarbeit kann und wird der BRICS-Verbund 
zweifellos noch wachsen.

Welche Rolle spielt für die Mitgliedstaaten  
im Verbund die Nähe zu China?

Zur Erwartungskonkurrenz zwischen den 
BRICS-Mitgliedern gehört auch die Definition 
der Rolle des Verbunds im Binnenverhältnis 
zu China als größter Macht in der Gruppe. Es 
mag vermessen erscheinen, dass die kleine-
ren BRICS-Partner hoffen, durch ihren privi
legierten Zugang zu China Einfluss auf Pekings 
Politikformulierung nehmen zu können. Den 
Verbund im Umkehrschluss aber als chinesi-
schen „Selbstbedienungsladen“ zu begreifen, 
griffe zu kurz: Er würde die Dynamiken der 
Intra-BRICS-Kooperation verkennen.

Ein gewichtiges Argument für die Beteiligung 
am BRICS-Verbund (gerade in der aktuellen 
Krise) bleibt die Nähe der Mitglieder zu China 
und Indien, den kommenden geoökonomi-
schen und geopolitischen Supermächten: China 
ist schon heute einer der wichtigsten Handels
partner für alle BRICS-Staaten. Eine gemein-
same Mitgliedschaft führt hier zu einem bes-
seren Verständnis der chinesischen Interessen 
und Visionen (beispielsweise im Bereich Ent-
wicklung), aber auch zu möglichen Vorteilen 
im direkten Verhältnis mit China. Als BRICS-

Quelle: Eigene Zusammenfassung des Autors.

Abb. 1: Ziele der Mitglieder im BRICS-Verbund
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nesischen Meer
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(z.B. Ukraine, demokratisches 
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Mitglied fällt es leichter, sich an diese neuen 
Realitäten anzupassen, ohne jedoch in allen Fäl-
len dem chinesischen Beispiel folgen zu müssen 
(so beispielsweise im Bereich Internet Gover-
nance).55 Gleichzeitig wird aber auch deutlich, 
wie geschickt China die BRICS-Plattform für 
seine eigenen globalen Ziele zu nutzen versteht. 
Für China überwiegen die wirtschaftlichen und 
geopolitischen Vorteile einer BRICS-Mitglied-
schaft – sie erscheinen gar ausgeprägter als im 
Falle der anderen Mitglieder.

Wird China das BRICS-Projekt weiter unter-
stützen, auch wenn sich Pekings außenpoliti-
sche Prioritäten auf ein anderes Format (z.B. 
OBOR) richten sollten? Ja, denn die technische 
Zusammenarbeit unterhalb der Ebene der Staats- 
und Regierungschefs weist darauf hin, dass die 
Kooperation auf gemeinsamen, zumindest tech-
nischen Interessen fußt (z.B. bei der Standard-
setzung). Das bedeutet jedoch nicht, dass es eine 
geopolitische Übereinkunft gäbe – oder gar eine 
echte „BRICS-Identität“ jenseits der eloquenten 
Gipfeldokumente.

Anders als es die BRICS-Gipfel suggerieren, 
erschöpft sich die Kooperation der Mitglieder 
nicht in großen Deklarationen und Strategien, 
die an die Weltöffentlichkeit gerichtet sind: Eine 
ganze Reihe von Arbeitsgruppen ist innerhalb des 
Verbundes gegründet worden, die sich vor allem 
mit Themenfeldern der technischen Zusam-
menarbeit beschäftigen und sowohl weitere 
Integration vorbereiten (insbesondere im Wirt-
schaftsbereich) als auch dem politischen Lernen 
untereinander dienen sollen (in Politikfeldern wie 
der Armutsbekämpfung und dem Umweltschutz). 
Darüber hinaus existieren BRICS-Begleitprozesse 
(track II integration), etwa im Bereich Think Tanks 
und Städtepartnerschaften. Diese sogenannte 
Intra-BRICS-Kooperation verleiht dem Integra-
tionsformat schon heute eine gewisse Tiefe und 
einen Horizont, der über die aktuelle Krise hin-
ausreicht. Dass das BRICS-Format in seinen Mit-
gliedstaaten innenpolitisch nicht nachhaltig unter 
Druck geraten ist, weist ebenfalls darauf hin, dass 
mit der Intra-BRICS-Kooperation konkrete Hoff-
nungen auf (wirtschaftliche) Integration verbun-
den werden.

All das  – neben den geringen Kosten der Teil-
nahme  – sollten den Verbund in die Lage ver
setzen, auch einen außenpolitischen Prioritäten
wechsel in Peking zu überleben. Wahrscheinlich 
ist jedoch, dass die andauernde Wirtschafts- und 
Strukturkrise einzelner BRICS-Staaten deren 
Relevanz für die Global Governance weiter nega-
tiv beeinträchtigen wird.
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Als die Türkei ihre neue Außenpolitik unter dem 
Motto „Null Probleme mit den Nachbarn“ vor-
stellte, glaubte ihre Regierung, historische und 
wirtschaftliche Bande reichten aus, dem Land 
eine Führungsrolle in der Region zu verschaffen. 
Gute Beziehungen zu den arabischen Staaten 
und Israel gleichermaßen sowie eine wachsende 
Zahl bilateraler Handelsabkommen bildeten 
seinerzeit für die Türkei ein solides Fundament, 
um zwischen Konfliktparteien zu vermitteln, 
Frieden zu stiften und Demokratie zu fördern. 
Jedoch hat das Land seine Chance verspielt. 
Zunächst war es zunehmend darauf fokussiert, 
eine Regionalmacht zu werden, mit dem Ziel, die 
Nachfolge des Osmanischen Reiches im Nahen 
Osten anzutreten. Zum Zweiten war die Türkei 
auf die explosive und unberechenbare Natur 
der nachfolgenden Entwicklungen nicht vor-
bereitet. Als diese beiden Faktoren zusammen-
trafen, hatte die Türkei bereits kaum mehr eine 
Chance, ein Faktor zur Konfliktlösung in der 
Region zu werden. Das Land gab seine Rolle als 
unparteiische Macht auf und entfernte sich somit 
vom Hauptziel seiner neuen außenpolitischen 
Agenda. Trotz dieser außenpolitischen Fehler 
könnte die Türkei immer noch zu einem Pol des 
Friedens und der Stabilität in der Region werden. 
Sie muss nur zu den Grundsätzen der türkischen 
Außenpolitik zurückkehren: Umsicht, Neutralität 
und Frieden.

Die Ursprünge der „Null Probleme“-Politik

Die neue türkische Außenpolitik des „Null Pro-
bleme mit Nachbarn“ wurde als beispielloser 
neuer Antrieb für ein nach innen gewandtes 

Land begrüßt,1 obgleich ihre Wurzeln auf Vor
gängerregierungen zurückgehen. Die „neue“ 
Politik zielte auf eine proaktive, unabhängige 
Außenpolitik ab, mit der das Verhältnis der 
Türkei zu den Nachbarn auf eine neue Grund-
lage gestellt, die Beziehungen mit einer Reihe 
von Nachbarstaaten verbessert sowie regionale 
Konflikte eingedämmt und gelöst werden sollten. 
Ahmet Davutoglu, der Vater der „neuen“ türki-
schen Außenpolitik, war zutiefst davon über-
zeugt, dass ihr historisches Erbe die Türkei ver-
pflichte, bei Konflikten außerhalb des türkischen 
Staatsgebiets zu deren Lösung zu intervenieren, 
aber auch die Interessen des Landes zu schützen. 
Hierzu sollten die politischen, wirtschaftlichen 
und geistigen Kräfte der Türkei zur Stärkung der 
eigenen Position gebündelt und miteinander har-
monisiert werden. In seiner Konzeption schloss 
ein solches Machtpotenzial auch eine leistungs-
fähige Rüstungsindustrie und damit eine grö-
ßere militärische Stärke ein.2 Dementsprechend 
sah sich die Türkei nun aufgerufen, die Rolle 
einer Regionalmacht und eines globalen Akteurs 
zu übernehmen. Jedoch war die Regierung der 
Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet 
ve Kalkınma Partisi, AKP) nicht die erste, die eine 
Verbesserung der türkischen Beziehungen zu den 
Nachbarn und die Übernahme einer regionalen 
Führungsrolle anstrebte.

Obgleich der Wunsch nach guten Beziehungen 
zu Europa und den Vereinigten Staaten tradi
tionsgemäß eine der Säulen ihrer Außenpolitik 
ist, zeigte die Türkei stets eine gewisse Flexibili-
tät im Umgang mit anderen Ländern der Region. 
Als das Land aufgrund des Streits um Zypern in 

Aus der einstigen „Null Probleme mit den Nachbarn“-Politik 
der Türkei sind „Probleme mit allen Nachbarn“ geworden, 
seitdem das Land von der Idee besessen ist, eine Regional-
macht zu werden. Trotz ihrer außenpolitischen Fehlleistungen 
könnte die Türkei immer noch zu einem Hort des Friedens 
und der Stabilität in der Region werden. Sie muss nur zu  
den Grundsätzen der türkischen Außenpolitik zurückkehren: 
Umsicht, Neutralität und Frieden.
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den 1960er Jahren in der internationalen Poli-
tik zunehmend isoliert wurde, entschloss man 
sich zu einem „multidimensionalen“ Ansatz in 
der Außenpolitik. Im Zuge dieser neuen Poli-
tik war die Türkei um eine Verbesserung der 
Beziehungen zu den Nachbarstaaten bemüht. 
Die Annäherung an die Sowjetunion begann, 
als der türkische Außenminister Feridun Erkin 
im Oktober 1964 Moskau besuchte. Ab 1966 
verbesserten sich die türkisch-sowjetischen 
Wirtschaftsbeziehungen mit der Bereitschafts-
erklärung der Sowjetunion, die Türkei finanziell 
sowie beim Aufbau ihrer Industrie zu unterstüt-
zen. Bis Ende der 1960er Jahre erhielt das Land 
mehr Unterstützung als alle Warschauer-Pakt-
Staaten zusammen.3 Darüber hinaus bemühte 
sich Ankara darum, die eigenen Beziehungen 
zur arabischen Welt zu verbessern. Die stärkere 
Hinwendung zu diesen Ländern fand ihren Aus-
druck in der Teilnahme des Landes an der ersten 
islamischen Gipfelkonferenz 1969, auf der der 
Brandanschlag auf die Al Aqsa-Moschee und der 
Status Jerusalems nach dem Sechs-Tage-Krieg 
1967 erörtert wurde. Während des Jom-Kippur-
Krieges von 1973 ersuchte die Türkei die Ver
einigten Staaten, ihre Militärstützpunkte auf dem 
eigenen Territorium nicht zur Unterstützung der 
israelischen Kriegführung zu nutzen, erlaubte 
aber angeblich der Sowjetunion, den türkischen 
Luftraum für Lieferungen an Ägypten zu über-
fliegen. Nach dem dreijährigen amerikanischen 
Waffenembargo von 1975 intensivierte Ankara 
den Ausbau der Beziehungen zu den arabischen 
Staaten.4 Zwar schadete die Unterstützung die-
ser Staaten den türkischen Beziehungen zu Israel, 
jedoch kam die Verbesserung der Beziehungen 
sowohl zur Sowjetunion als auch zu den arabi-
schen Ländern der türkischen Wirtschaft zugute. 
Das saudische Angebot eines Kredits über 250 
Millionen US-Dollar sowie eine Ausdehnung 
des bilateralen Handels stützten zwischen 1979 
und 1981 die schwache türkische Wirtschaft.5 
Als die Türkei erkannte, dass es keine arabi-
sche Unterstützung im Streit um Zypern geben 
würde, und sich mit dem Irak und Syrien Mei-
nungsverschiedenheiten wegen des Zugangs zu 
Wasserressourcen und deren Unterstützung für 
die PKK abzeichneten, wandte sich die Türkei 
Israel zu. Die bilaterale Annäherung nahm ihren 

Anfang 1986, und die Beziehungen erreichten in 
den 1990er Jahren durch verschiedene Verteidi-
gungsabkommen ihren Höhepunkt.6 Nach dem 
Ende des Kalten Krieges verfolgte Ankara weiter 
eine aktive Außenpolitik, wenngleich diese 
durch eigene innenpolitische Probleme zeit-
weise aus der Spur geriet. Während der Amtszeit 
Turgut Özals als Ministerpräsident sowie spä-
ter als Staatspräsident (1983 bis 1993) verfolgte 
das Land eine engagierte, multidimensionale 
Außenpolitik mit „neoosmanischem“ Einschlag – 
geprägt von dem Glauben, das eigene geschicht-
liche und kulturelle Erbe verpflichte zur Über-
nahme einer Führungsrolle im Nahen Osten. 
Angesichts der türkischen Fokussierung auf 
den Kampf gegen die PKK war dieses Element 
jedoch von kurzer Dauer, da man die Sicherheit 
zum Hauptanliegen der türkischen Außenpolitik 
erhob.7 Ismail Cem, Außenminister der Koali-
tionsregierung zwischen 1999 und 2002, trat 
ebenfalls für die multidimensionale proaktive 
Außenpolitik ein, die den Weg für eine Norma-
lisierung der Beziehungen zu Griechenland und 
Syrien ebnete.8 Als daher 2002 die AKP die 
Regierung übernahm, hatte die Türkei den Pro-
zess einer Verbesserung der Beziehungen zu den 
Nachbarstaaten bereits angestoßen und verfügte 
über eine gewisse Erfahrung in der Verfolgung 
einer proaktiven Außenpolitik. Die AKP profi-
tierte in hohem Maße vom Vermächtnis und den 
Erfahrungen der Vorgängerregierungen, als sie 
ihren „neuen“ Ansatz in der türkischen Außen-
politik formulierte.

Die islamischen Wurzeln  
und die konservative Aus- 
richtung der AKP-Regierung  
erleichterten die Annäherung 
zwischen der Türkei und den 
arabischen Staaten.

Das Novum an der „neuen“ Außenpolitik war, 
dass die Regierung eine Führungsrolle der Tür-
kei in der Region anstrebte. Im Kern ist hiermit 
die Überzeugung gemeint, die Türkei könne die 
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Politik im Nahen Osten ihren Interessen ent
sprechend gestalten, anstatt sich auf eine reine 
Verbesserung der nachbarschaftlichen Bezie-
hungen zu beschränken. Hierin zeigte sich ein 
deutliches Abrücken vom vorherigen Modell, 
das die Herstellung guter Beziehungen zu den 
Nachbarn und die Intervention in regionale 
Konflikte und Streitigkeiten vorsah. Vermittlung 
wurde daher als Schlüssel zur Erlangung eines 
größeren Einflusses in der Region betrachtet. 
Die AKP-Regierung hatte in dieser Frage einen 
gewissen Vorteil gegenüber der Vorgängerregie-
rung. Ihre islamischen Wurzeln und konserva-
tive Ausrichtung erleichterten die Annäherung 
zwischen der Türkei und den arabischen Län-
dern und damit den Aufbau engerer kultureller, 
diplomatischer und wirtschaftlicher Beziehun-
gen, da sich die AKP-Regierung im Umgang mit 

den arabischen Staaten und der islamischen 
Welt allgemein kaum schwer tat.9 Außerdem 
zeigte die Partei – auch wenn frühere Regierun-
gen ebenfalls eine multidimensionale proaktive 
Außenpolitik betrieben hatten – eine deutliche 
Tendenz, unabhängig vom westlichen Bünd-
nis zu agieren, insbesondere im Hinblick auf 
größere regionale und internationale Konflikte.10 
Dies schwächte eine der traditionellen Säulen der 
türkischen Außenpolitik. In Verbindung mit den 
Normalisierungsbemühungen der Vorgänger
regierungen und deren multidimensionaler 
Außenpolitik ermöglichten es die islamischen 
Wurzeln und die Tendenz zu unabhängigem 
Handeln der Türkei, ihre kulturellen und wirt-
schaftlichen Beziehungen zum Nahen Osten zu 
verbessern und somit die eigene Vermittlerrolle 
in der Region zu stärken.

Großwetterlage: Gute Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und zu Europa sind traditionell eine wichtige 
Säule türkischer Außenpolitik. Zuletzt war das Verhältnis zu den westlichen Partnern jedoch deutlich angespannt. 
Quelle: Jason Reed, Reuters.
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Auf der Grundlage der kulturellen und, inzwi-
schen verbesserten, wirtschaftlichen Beziehun-
gen brachte sich die Türkei somit als Vermittler 
in der Region ein. Ihr Ansehen als neutraler und 
glaubwürdiger Akteur war bei diesen Bemü-
hungen der entscheidende Faktor.11 Solange 
das Land im Konflikt der involvierten Parteien 
neutral blieb, zeigten sich die betroffenen Adres-
saten gegenüber einer türkischen Vermittlung 
offen. Syrien und Israel etwa traten 2008 auf 
türkische Vermittlung hin in indirekte bilaterale 
Gespräche ein. Die Türkei initiierte im Septem-
ber 2005 darüber hinaus ein Treffen zwischen 
den Außenministern Israels und Pakistans – der 
erste Kontakt zwischen den beiden Ländern.12 
2010 wollte Ankara als Mittler eines Nuklear-
abkommens zwischen dem Iran und der P5+1 
auftreten – ein beredtes Beispiel dafür, dass die 
vermutlich guten Absichten der Türkei zum Teil 
als ein den westlichen Interessen zuwiderlaufen-
des Agieren wahrgenommen wurden.13 Nach der 
Bekanntgabe des ausgehandelten Kompromisses 
warfen die USA der Türkei und Brasilien vor, die 
Bemühungen, Druck auf den Iran auszuüben, 
unterminiert zu haben.14 Trotz westlicher Kritik 
begrüßte der Iran das türkische Handeln und 
bekräftigte seine Bereitschaft, die Vermittlungs-
versuche der Türkei zu akzeptieren, auch wenn 
zwischen den Parteien keine Einigung erzielt 
werden konnte.15 Während der Krise in Bahrain 
2011 regte Ankara Gespräche zwischen den Kon-
fliktparteien Saudi-Arabien, Iran und den Ver-
einigten Arabischen Emiraten sowie zwischen 
dem bahrainischen Staat und den Oppositions-
gruppen an – erneut aus einer neutralen Position 
heraus.16 Die Länder in der Region akzeptierten 
und begrüßten daher die türkische Vermittler-
rolle, solange sich die Türkei gegenüber den Kon-
fliktparteien neutral verhielt. Während Neutrali-
tät und multilaterales Engagement die Stärken 
der „neuen“ türkischen Außenpolitik unter der 
AKP waren, liefen sie jedoch dem Streben nach 
einer Führung in der Region zuwider.

Was ist da schiefgelaufen?

Das erklärte Ziel eines Status als Regionalmacht 
trübte den Blick der Türkei für die sich ständig 
wandelnden Realitäten und Machtspiele der 

internationalen Akteure im Nahen Osten. Die 
verantwortlichen Politiker der Türkei mit ihrem 
neoosmanischen Ansatz glaubten, eine türki-
sche Führung könne den Nahen Osten gestal-
ten. Diese Haltung schreckte zweifellos die 
arabischen Entscheidungsträger ab, in deren 
Augen die Osmanen eher eine Kolonial- als eine 
wohlwollende Schutzmacht waren. Der türki-
sche Aktivismus warf keinerlei Probleme auf, 
solange sich die Türkei den arabischen Staaten 
nicht aufdrängte und Abstand wahrte. Dies ist 
nicht zuletzt der Hauptgrund, warum die Türkei 
überhaupt als Vermittler in der Region anerkannt 
wurde. Unglücklicherweise verfolgte die Türkei 
das Ziel, den Nahen Osten nach den eigenen 
Vorstellungen zu gestalten, obwohl sie auf eine 
Einbindung in die nahöstliche Politik nur unzu-
reichend vorbereitet war. Im Endeffekt war das 
Land zu taktischen Entscheidungen gezwungen, 
die seine Politik bestimmten und seinen Einfluss 
in der Region schmälerten.

Die türkische Unterstützung 
für die Muslimbruderschaft  
in Ägypten beeinträchtigte das 
Verhältnis zu einigen arabi-
schen Ländern in der Region.

So etwa ergriff die Türkei für die Muslimbruder-
schaft in Ägypten und Tunesien Partei, da sie 
mit deren Hilfe ihre Macht ausweiten zu können 
glaubte und da ideologische Affinitäten zwischen 
der Bruderschaft und der türkischen Regie-
rung bestehen. Als Präsident Morsi entmachtet 
wurde, reagierte die Türkei spontan und brach 
die Brücken zu Ägypten ab. Da das Land sein 
politisches Kapital in die Muslimbruderschaft 
investierte anstatt eine neutrale Haltung einzu-
nehmen, wurde durch Morsis Entmachtung der 
türkische Einfluss neutralisiert. Die türkische 
Unterstützung für die Bruderschaft schreckte 
nicht nur die Regierung al-Sisi ab und beein-
trächtigte die türkisch-ägyptischen Beziehungen; 
auch Saudi-Arabien und die VAE nahmen daran 
Anstoß.17 Nachdem Morsi des Amtes enthoben 
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worden war, kritisierte die Türkei ihre westlichen 
Verbündeten, die Golfstaaten, die Arabische Liga 
und die Organisation für Islamische Zusammen-
arbeit wegen ihrer stillschweigenden Billigung 
der Lage.18 Mit der Entmachtung der Bruder-
schaft waren die türkischen Chancen auf einen 
größeren Einfluss in der Region verspielt. Seit-
dem hat sich die Lage weiter verschlimmert.

Als es in Libyen zur Rebellion kam, brachte die 
Türkei ihre Staatsbürger erfolgreich aus dem 
Land. Ein solcher Erfolg blieb ihr jedoch bei 
der Reaktion auf die folgenden Entwicklungen 
in Libyen versagt. Anfangs achtete die Türkei 
darauf, nicht in den Konflikt verwickelt zu wer-
den, was angesichts diverser Unwägbarkeiten 
das richtige Vorgehen war  – vor allem im Hin-
blick darauf, dass Ankara beträchtliche wirt-
schaftliche Interessen in dem Land verfolgt 
und keineswegs klar war, welche Seite gewin-
nen würde. Das Problem war indes, dass es die 
Türkei versäumte, ihre Politik zu korrigieren, als 
europäische Mächte  – Frankreich und das Ver-
einigte Königreich  – in den libyschen Konflikt 
eingriffen und eine Flugverbotszone errichte-
ten. Anfangs stellte sich die Türkei gegen diese 
Maßnahme und warf dem Westen nicht zuletzt 
Doppelmoral vor.19 Obwohl Ankara schließlich 
Gaddafis Sturz forderte und türkische Einrich-
tungen für NATO-Unternehmungen zur Verfü-
gung stellte, registrierten die Aufständischen in 
Libyen das türkische Agieren. Von daher kam 
der türkische Sinneswandel zu spät. Die Bezie-
hungen zwischen dem Land und den libyschen 
Rebellen verschlechterten sich, als die Türkei 
beschuldigt wurde, die der Muslimbruder-
schaft nahe stehende Fajr Libya-Miliz sowie die 
dschihadistische Gruppe Ansar Al-Scharia zu 
unterstützen. Zwar stritt die Türkei diese Verbin-
dungen ab, jedoch hatte das Land in den Augen 
der libyschen Aufständischen bereits seine 
Glaubwürdigkeit eingebüßt. Letztere drohten 
nun, ein türkisches Flugzeug abzuschießen, dem 
man eine Unterstützung der Operation Dignity 
unterstellte.20 Fehlerhaftes und inkonsequentes 
Handeln schreckte die Aufständischen ab und 
führte dazu, dass die Türkei ihre Stellung und 
ihren potenziellen Einfluss bei der Gestaltung 
der Zukunft Libyens verlor.

Als weiteres Beispiel zeigt der Syrien-Konflikt, 
wie unvorbereitet die Türkei auf die Komple-
xität der Situation im Nahen Osten war. Hier 
war die Türkei eines der ersten Länder, das klar 
Stellung gegen Assad bezog und begann, die 
syrischen Aufständischen zu unterstützen. Die 
Türkei wollte sich ihren aktiven Part sichern, 
wenn es um die Gestaltung der Zukunft Syriens 
ging, und mutmaßte wohl, der Konflikt werde 
innerhalb einiger Monate ausgestanden sein, 
wovon man auch im Falle Libyens ausgegangen 
war. Folgerichtig versuchte Ankara, und dies 
zeitgleich zum eigenen Bemühen, Assad von 
Reformen und einer Beendigung der Konfronta-
tion zu überzeugen – so zumindest der syrische 
Außenminister Walid Muallim –, die seit 1963 
verbotene Muslimbruderschaft beim politischen 
Prozess in Syrien mit ins Spiel bringen.21 Die 
Vermittlung war zum Scheitern verurteilt, als der 
syrischen Regierung klar wurde, dass die Türkei 
einen politischen Akteur positionieren wollte, der 
eine existenzielle Bedrohung des Assad-Regimes 
darstellte.

Ein weiteres Problem bestand darin, dass die 
Türkei abermals die internationale Politik miss-
deutete. Im Falle Libyens arbeiteten die euro-
päischen Mächte auf eine Intervention hin, und 
den Rebellen gelang es, trotz eigener Fragmen
tierung unter dem gemeinsamen Kommando 
von Mahmoud Jebril zu agieren.22 In Syrien hin-
gegen war niemand willens, sich durch Waffen
lieferungen an die Freie Syrische Armee zu 
engagieren, die inzwischen von einem Zerfall in 
kleinere Gruppierungen mit unterschiedlichen 
Zielsetzungen betroffen war. Zudem stellte sich 
Russland von Beginn des Konflikts an eindeutig 
auf die Seite Assads. Während die Türkei auf 
einem Sturz Assads beharrte, hatten sich die 
Realitäten grundlegend verändert. Angesichts 
der Zurückhaltung der westlichen Verbünde-
ten verfehlten die türkischen Forderungen nach 
einer Flugverbotszone und humanitären Korri-
doren im nördlichen Syrien sowie die wachsende 
Unterstützung für gemäßigte Rebellen ihre Wir-
kung.23 Der sogenannte Islamische Staat (IS), der 
durch die Schwäche der syrischen Rebellenbünd-
nisse gestärkt wurde, brachte weite Landstriche 
in Syrien und im Irak unter seine Kontrolle. Der 
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auf einer äußerst radikalen Auslegung des Islam 
basierende IS stellte sowohl für den Westen als 
auch für Russland die größere Bedrohung dar. 
Indes erkannte Ankara die Bedrohung durch den 
IS nicht und blieb auf das Assad-Regime fokus-
siert. Trotz des unverkennbaren Wandels im syri-
schen Konflikt war man nicht willens, die eigene 
Haltung zu überdenken. Hätte man umsichtiger 
gehandelt und versucht, eine gemeinsame Basis 
mit Syrien und den Aufständischen zu finden, 
hätte sich zumindest für die Türkei selbst eine 
völlig andere Lage ergeben können. Aber Ankara 
entschied sich für ein starkes Engagement in 
dem Konflikt und unterstützte Rebellengruppen 
von zweifelhafter Zuverlässigkeit. Mit anderen 
Worten: Aufgrund der eigenen Selbsttäuschung 
und der Fehleinschätzung der Entwicklungen 
im Nahen Osten darf die Türkei bislang wohl als 
einer der großen Verlierer der Entwicklungen in 
Syrien betrachtet werden.

Mit dem immer vehemen- 
teren Vorgehen der Türkei 
gegen die PKK verschlechtern 
sich auch die Beziehungen  
zu den Kurden in der Region.

Nicht zuletzt finden die konfliktbehafteten 
Beziehungen der Türkei zu den Kurden im 
Land ihren Niederschlag auch in den politi-
schen Entscheidungen des Landes im Syrien-
konflikt. Die Türkei ist besorgt angesichts des 
sich abzeichnenden Sonderstatus der Kurden 
in Syrien und im Irak. Sie betrachtet das mög-
liche Entstehen eines kurdischen Staates in der 
Region als größte Bedrohung ihrer nationalen 
Sicherheitsinteressen. Aus türkischer Sicht 
könnte ein unabhängiger Kurdenstaat sowohl 
in Syrien als auch im Irak zu irredentistischen 

Strömungen in Südostanatolien führen.24 Die 
Regierung befürchtet zudem, dass eine starke 
kurdische Einheit das Machtgefüge bei den 
Friedensverhandlungen in der Türkei verän-
dern könnte. Salt führt aus: „Erdogan möchte 
aus einer Position der Stärke heraus verhandeln, 
und das heißt, er muss die Kurden beiderseits 
der türkisch-syrischen Grenze kontrollieren.“25 
Aus sicherheits- und machtpolitischen Erwä-
gungen heraus hat Ankara gegen eine Stärkung 
der Kurden in Syrien Stellung bezogen. Um eine 
solche Stärkung zu verhindern, verweigerte 
man den Kurden die Hilfe  – wann immer sie 
diese brauchten. Als ein erstes Beispiel mag die 
türkische Untätigkeit während der Belagerung 
von Kobane (Ayn-Al Arab) gelten. Als sich der IS 
im Oktober 2014 der genannten Stadt näherte, 
reiste Saleh Muslim, Anführer der Demokrati-
schen Einheitspartei (PYD), in die Türkei, um 
militärischen Beistand gegen den IS zu ersuchen. 
Ankara forderte ein Zusammengehen der syri-
schen Kurden mit der Freien Syrischen Armee, 
die von der Türkei unterstützt wurde. Dies war 
für Saleh inakzeptabel und er musste mit leeren 
Händen nach Kobane zurückkehren.26 Ferner 
verbot die Türkei lange Zeit, Verstärkung für die 
Kurden über türkisches Staatsgebiet zu trans-
portieren. Mit der Intensivierung des türkischen 
Kampfes gegen die PKK wurden die schwierigen 
Beziehungen mit den Kurden in der Region noch 
komplizierter.

Durch die neuerlichen Kämpfe mit der PKK 
fühlt sich die türkische Regierung von kurdi-
schen Gruppen und Politikern gleichermaßen 

„verraten“. Obwohl die PKK und die mit ihr ver-
bundenen TAK (Freiheitsfalken Kurdistans) von 
westlichen Verbündeten als terroristische Orga-
nisation eingestuft werden,27 ist es aus Sicht der 
türkischen Regierung besorgniserregend zu 
sehen, dass die eigenen Verbündeten nicht in 
der Lage sind, das Land im – aus offizieller türki-
scher Sicht – legitimen Kampf gegen den Terro
rismus zu unterstützen. Darüber hinaus trei-
ben die Kämpfe in den Städten, auch wenn die 
Regierung den Kampf gegen den Terrorismus als 
legitim betrachtet, einen Keil zwischen Regie-
rung und kurdische Bevölkerung. Infolgedessen 
verhindern die andauernden Zusammenstöße 

← Unter Beschuss: Das türkische Vorgehen gegen 
die PKK – wie hier in Diyarbakır – treibt einen Keil 
zwischen die Regierung in Ankara und die kurdische 
Bevölkerung. Quelle: Sertac Kayar, Reuters.
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den Beginn eines von der AKP-Regierung 201328 
initiierten umfassenden „Friedensprojekts“. 
Demgegenüber erwartet auch der nordiraki-
sche Kurdenführer von der Türkei die Bekämp-
fung der PKK. Gelingt ihr das nicht, könnten 
sich die Beziehungen der Türkei zum Nordirak 
verschlechtern. Die zeitweise enge Zusammen-
arbeit der Türkei mit Barzani hat die irakische 
Zentralregierung befremdet. So war Letztere 
etwa besorgt über die zunehmende Anzahl türki-
scher Soldaten im Lager Bashika, zu der sie nicht 
konsultiert worden war. Ankara hätte hingegen 
einen anderen Weg einschlagen können, der zu 
einem wirklichen Frieden und zu Stabilität in der 
Region hätten führen können – ein Weg, der dem 
Land nach wie vor offensteht.

Die Lösung?

Der Versuch, sich als Regionalmacht zu eta
blieren, ist ein unrealistisches, die Türkei schä-
digendes und gewagtes Projekt, dem sich das 
Land nicht länger verschreiben sollte. Die 
Türkei muss keine Regionalmacht sein, um in 
der Region eine wichtige Rolle zu spielen. Mit 
anderen Worten: Das Land kann ein einfluss-
reicher Akteur in der Region sein, ohne ständig 
seinen Willen durchzusetzen und in regionalen 
Konflikten Partei zu ergreifen. Auf der weltpoli-
tischen Bühne hätte sich die Türkei an Schweden 
und Norwegen orientieren können, die sich mit 
Konfliktparteien auseinandersetzen und dabei 
neutral und glaubwürdig bleiben. Hätte Ankara 

Grenzziehung: Die Türkei fürchtet die Etablierung eines eigenen Kurdenstaates im Grenzgebiet zu Syrien  
und Irak. Auch deshalb gingen türkische Streitkräfte kürzlich gegen kurdische Milizen im Norden Syriens vor. 
Quelle: Fatih Saribas, Reuters.
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diese Haltung gezeigt, hätte es etwa den eigenen 
Einfluss auf die Muslimbruderschaft in Ägypten 
nutzen können, um mäßigend auf deren Poli-
tik einzuwirken und dabei zu versuchen, eine 
gemeinsame Basis für die verschiedenen Akteure 
zu schaffen. Die Türkei hätte die Kurden bei der 
Belagerung von Kobane unterstützen können, 
was den Weg für eine Versöhnung mit ihnen 
sowohl in der Region als auch in der Türkei 
bereitet hätte. Dies hätte dem Land eine weitaus 
stärkere Position verschafft. Jedoch wurden diese 
Möglichkeiten vergeben.

Noch kann die Türkei zu ihrer früheren Posi-
tion eines „ehrlichen Maklers“ zurückkehren, 
obgleich dies angesichts der in den vergangenen 

Jahren eingenommenen Haltung keine leichte 
Aufgabe wäre. Dennoch ist dies die einzige 
Position, die dem Land ebenso wie der inter
nationalen Staatengemeinschaft zum Vorteil 
gereichen würde. Vor allem die europäischen 
Länder sollten die Türkei ermutigen, sich zurück-
zuhalten und sich aus dem syrischen Konflikt 
zurückzuziehen. Dies gilt umso mehr, als türki-
sche Truppen kürzlich von den USA unterstützte 
kurdische Milizen im nördlichen Syrien beschos-
sen haben.

Sowohl die USA als auch Russland begrüß-
ten und unterstützten die auf den G20-Gipfel 
folgende türkische Militäroperation in Syrien 
(Euphrates Shield), weil sie nicht gegen die terri
toriale Integrität Syriens gerichtet ist. Ihr Ziel 
ist es, die Südgrenze der Türkei von Terrororga
nisationen freizuhalten. Das Problem besteht 
darin, dass die beteiligten Akteure den Begriff 
Terrororganisation unterschiedlich definieren 
und verschiedene Prioritäten haben. Die USA 
und Russland unterstützen die Türkei, solange 
diese sich auf den Kampf gegen den IS fokussiert. 
Demgegenüber sorgt sich die Türkei mehr um 
die Präsenz kurdischer Einheiten am Westufer 
des Euphrats. Die unterschiedliche Prioritäten
setzung hat zu einigen Spannungen zwischen 
der Türkei und den USA geführt. So haben die 
Vereinigten Staaten die jüngsten Zusammen-
stöße zwischen türkischen Streitkräften und von 
den USA unterstützten kurdischen Milizen kriti-
siert und Ankara gedrängt, sich auf den Kampf 
gegen den IS zu konzentrieren.29 Obwohl sich 
die kurdischen Einheiten vom Westufer des 
Euphrats inzwischen zurückgezogen haben und 
die Krise damit beigelegt werden konnte, wird 
die schwierige Beziehung zwischen der Türkei 
und den Kurden im Norden Syriens auch weiter-
hin ein potenziell destabilisierender Faktor in der 
Region bleiben. Dieses schwierige Verhältnis hin-
dert die Türkei auch daran, als „ehrlicher Makler“ 
und Stabilisator im Nahen Osten aufzutreten.

Selbst wenn die Türkei ihre außenpolitische 
Haltung ändert und sich um Neutralität in regi-
onalen Konflikten bemüht, werden die schwie-
rigen Beziehungen zu den Kurden ein Problem 
bleiben. Dies wird weiterhin die türkische Bedro-
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hungswahrnehmung und die damit verbundenen 
Interessen bestimmen. Zwar hat das Land den 
Friedensprozess mit den türkischen Kurden in 
Gang gesetzt, die jüngsten Zusammenstöße in 
den Städten haben diesen jedoch zum Erliegen 
gebracht. Darüber hinaus sind die Kämpfe ein 
Hindernis für eine potenzielle kurdisch-türkische 
Annäherung in Syrien, die dem Kampf gegen den 
IS zugutekäme. Die Türkei muss mit ihrer kurdi-
schen Minderheit Frieden schließen; die euro-
päischen Länder und die Vereinigten Staaten 
müssen die Türkei dabei unterstützen, Frieden 
innerhalb der eigenen Grenzen zu schaffen. 
Ohne Frieden im Inneren wird die Türkei keinen 
Einfluss auf externe Konflikte ausüben und eine 
friedliche Beilegung unterstützen können.

Die Erfolglosigkeit der Türkei ist das Resultat 
einer Abkehr von der eigenen Rolle als „Gewis-
sen des Nahen Ostens“ hin zu einem „einsamen 
Land“, eine Folge der Abkehr von der eigenen 

„Null Probleme“-Politik hin zu einer Politik, 
die dem Land „Probleme mit allen Nachbarn“ 
beschert hat. Das Ansehen der Türkei ist auf 
dem tiefsten Punkt seit der Gründung der Repu-
blik 1923 angelangt. Solange die AKP-geführte 
Regierung ihre „unnachgiebige“ Politik nicht 
aufgibt, wird sich das „Scheitern“ der türkischen 
Außenpolitik fortsetzen.

Prof. Dr. Hüseyin Bağcı ist Professor für interna­
tionale Beziehungen an der Middle East Technical 
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Nigeria, Kenia und Südafrika gehören zu den wichtigsten 
Regionalmächten in Afrika. Trotz ihrer beachtlichen wirt-
schaftlichen und politischen Potenziale gelingt es ihnen 
jedoch nicht, diese auch zu nutzen. Ganz im Gegenteil: Afrika 
ist die am wenigsten integrierte Region der Weltwirtschaft 
und steht sicherheitspolitisch vor großen Herausforderungen. 
Die Bewältigung der zahlreichen innenpolitischen Probleme 
könnte daher ein erster Schritt sein, jene Hindernisse zu 
überwinden, die die afrikanischen Regionalmächte bisher 
davon abhalten, eine bedeutendere Rolle in der globalen 
Politik zu spielen.

Einleitung

Seit vielen Jahren sind die erfolgreichen Staa-
ten in Afrika die sogenannten Kleinen. In vie-
len wichtigen Entwicklungsindices stehen die 
Seychellen, Mauritius und – der „Große“ in der 
Gruppe – Botswana an der Spitze. Dem Ibrahim 
Index of African Governance (IIAG) von 2015 zu
folge kann neben Mauritius und Botswana der 
winzige Inselstaat Cabo Verde mit der besten 
Regierungsführung aufwarten. Von den fünf 
Ländern mit dem höchsten Bruttoinlandspro-
dukt pro Kopf ist Botswana mit etwas mehr als 
zwei Millionen Einwohnern bevölkerungsmäßig 
das größte – dies entspricht gerade einmal einem 
Zehntel der Einwohner von Lagos, der bevölke-
rungsreichsten Stadt Nigerias.

Abgesehen von den Vorteilen für die eigene 
Bevölkerung – die üblicherweise sicherer, gesün-
der und wohlhabender ist und zudem besser 
regiert wird1 – reicht der Einfluss der „Kleinen“ 
allerdings bisher kaum über die eigenen Gren-
zen hinaus. Die einzigen Länder, die in dieser 
Hinsicht Einfluss nehmen können, sind die soge-
nannten Regionalmächte.2 Solche Staaten sind 
in der Lage, – positiv wie negativ – politisch und 
wirtschaftlich auf eine Region, möglicherweise 
einen ganzen Kontinent, Einfluss zu nehmen, 
was kleineren Staaten in der Regel nicht gelingt. 
Daher kommt den Regionalmächten auch beson-
dere Aufmerksamkeit zu. Man denke etwa an die 
Vereinigten Staaten, Japan und Deutschland.

Afrikas Regionalmächte sind seit der Unabhän-
gigkeit allerdings nicht sehr erfolgreich gewesen. 
Dabei ist die Herkules-Aufgabe, vor der die erste 
Generation politischer Entscheidungsträger in 
diesen Staaten nach der Unabhängigkeit stand, 
durch deren großes Staatsgebiet und enorme 
Bevölkerungszahlen zusätzlich erschwert wor-
den. Ungeachtet eigener Fehler wäre darüber 
hinaus wohl niemand darauf vorbereitet gewe-
sen, die Beziehungen zwischen zersplitterten 
ethnischen Gruppen, ein gefährliches Ver-
mächtnis der Kolonialherrschaft, in den Griff zu 
bekommen. Dabei ist es eigentlich ein grund
legendes ökonomisches Prinzip, davon auszu-
gehen, dass große Staaten Vorteile haben, wenn 
es um das Erzeugen von Skaleneffekten und 
das Senken von Handelskosten geht. Aber: Aus 
bestimmten Gründen sind die größeren afrika-
nischen Staaten nicht in der Lage, ihr Potenzial 
zu entfalten. Deshalb befassen wir uns auch nur 
selten mit der Frage, wie der Kontinent aussehen 
könnte, wenn das Gegenteil der Fall wäre.

Im afrikanischen Kontext gibt es drei spezifi-
sche Gründe, warum die Leistung von Regio
nalmächten besondere Beachtung verdient. 
Der erste betrifft das Thema regionale Inte-
gration. Die wirtschaftlichen Zukunftsaus-
sichten Afrikas hängen in hohem Maße davon 
ab, wie effektiv es regionalen Staatengruppen 
auf dem Kontinent gelingt zusammenzuarbei-
ten, Ressourcen zu bündeln und einander zu 
unterstützen. Eine Studie der Yale University 



50 Auslandsinformationen   3 | 2016

Schicksalhaftes Erbe: Über ihrem Streben nach Frieden und Wohlstand liegen für die drei aussichtsreichen 
Regionalmächte Nigeria, Kenia und Südafrika die Schatten der eigenen Vergangenheit. Quelle: © Zohra 
Bensemra, Reuters.

kam unlängst zu dem Ergebnis, dass Afrika 
die am wenigsten integrierte Region der Welt-
wirtschaft ist. Komparative Vorteile gäbe es in 
vielen Bereichen  – Aufbau von Infrastruktur, 
Diversifizierung der Beschaffungskette, Zusam-
menlegung von Tourismusprodukten  –, aber 
sie werden so gut wie nie genutzt. Der zweite 
Grund betrifft das Thema Sicherheit. Erfahrun-
gen in anderen Weltregionen lassen annehmen, 
dass Regionalmächte dazu tendieren, diploma-
tische und, wenn erforderlich, auch militärische 
Macht zur Bekämpfung regionaler Sicherheits
bedrohungen einzusetzen, was im Allgemeinen 
eher „stabilisierend“ wirkt als Eingriffe von 
außen. Der dritte Grund ist Afrikas Rolle im 
internationalen System. Der Kontinent steht 
am Rand der weltpolitischen Bühne. Nach wie 
vor haben die Interessen der Großmächte bei 
internationalen Rechts-, Finanz- und Sicher

heitsfragen Vorrang. Jedoch ist die globale 
Machtverteilung keineswegs statisch. Das res-
sourcenreiche Afrika mit einer Bevölkerung von 
voraussichtlich zwei Milliarden im Jahr 2040 
muss eine größere Rolle bei der Gestaltung 
dieser neuen Zukunft spielen. Die Stärkung der 
Stimme des Kontinents auf globaler Ebene wird 
dabei in erheblichem Maße von der Fähigkeit 
der Regionalmächte abhängen, ein gemein-
sames Narrativ und eine gemeinsame Heran-
gehensweise für Fragen zu entwickeln, die für 
Afrika und die Welt bedeutsam sind, etwa die 
Reform des VN-Sicherheitsrats. Idealerweise 
käme diese Rolle der Afrikanischen Union (AU) 
zu. Diese aber steckt noch in den Kinderschu-
hen und ist nicht in der Lage, Afrikas Anliegen 
nach innen oder global so wirksam zu vertreten, 
wie dies ein Zusammenschluss von Regional-
mächten zu tun in der Lage wäre.



51Aufstieg und Fall regionaler Mächte

Damit das katalytische Potenzial der afrikani-
schen Regionalmächte gewinnbringend zum 
Wohle ihrer Regionen, des Kontinents und der 
Welt eingesetzt werden kann, muss dieses Poten-
zial jedoch zunächst einmal entfaltet werden. 
Wer die eigenen, dysfunktionalen Volkswirt-
schaften nicht im Griff hat, kann keine regiona-
len Wirtschaftsorganisationen führen. Wer selbst 
unter internen Konflikten und gewaltsamen 
Auseinandersetzungen leidet, kann nicht als sta-
bilisierende Kraft in der Region wirken, sondern 
exportiert stattdessen Unsicherheit. Wem es 
nicht gelingt, als Führungsnation und Förderer 
gemeinsamer Werte und Interessen anerkannt 
zu werden, kann auch nicht innerhalb der Region 
oder auf dem Kontinent für Konsens in den wich-
tigen Fragen unserer Zeit sorgen.

In diesem Artikel werden drei Länder in Sub-
sahara-Afrika – Südafrika, Kenia und Nigeria –, 
die beispielhaft die Bedeutung der Regional-
mächte für das Wohlergehen des Kontinents 
veranschaulichen, untersucht. Ihr relatives wirt-
schaftliches und diplomatisches Gewicht, ihre 
Lage und das Maß an internationaler (regionaler 
und globaler) Integration sind Schlüsselfakto-
ren, die diese Länder zu Motoren für regionales 
Wachstum und Stabilität machen könnten. Aller-
dings gilt das nicht nur für die hier untersuchten 
Länder. Auch Äthiopien, Angola und sogar der 
ressourcenreiche Kongo – sowohl wegen seines 
Potenzials zur Verbreitung von Unsicherheit als 
auch wegen seiner impulsgebenden Kraft für 
das Wirtschaftswachstum in Zentralafrika und 
darüber hinaus (sofern es gelänge, die inneren 
Angelegenheit zu regeln) – könnten sich zu viel-
versprechenden Regionalmächten entwickeln.

Nigeria

Bis 2016 war Nigeria mit einem BIP von 510 Mil-
liarden US-Dollar – was mehr als das BIP aller 
Länder der ECOWAS (Westafrikanische Wirt-
schaftsgemeinschaft) zusammengenommen ist – 
die größte Volkswirtschaft Afrikas. Das Land hat 
mit 180 Millionen Einwohnern die mit Abstand 
höchste Bevölkerungszahl in Afrika. Sowohl 
das BIP als auch die Zahl der Einwohner wer-
den voraussichtlich weiter steigen. Schätzungen 

zufolge wird die Einwohnerzahl bis 2040 etwa 
320 Millionen erreichen, was das Land nach 
China, Indien und den USA zum viertbevöl-
kerungsreichsten Land der Welt machen wird. 
Im selben Zeitraum soll die Wirtschaft auf ein 
Volumen von 4,2 Billionen US-Dollar anwach-
sen. Angesichts dessen wird Nigeria als „afrika-
nischer Riese“ bezeichnet, schließlich ist es das 
einzige Land des Kontinents mit dem Potenzial, 
in Zukunft zu einer Weltmacht aufzusteigen. 
In einem kürzlich veröffentlichten Bericht des 
Instituts für Sicherheitsstudien heißt es mit 
Blick hierauf: „to a large extent, the increase in 
Africa’s role globally will therefore be driven by 
the future weight of Nigeria“.3

Langzeit-Prognosen 
für Nigerias Wirtschaft 
bescheinigen dem Land das 
Potenzial einer Weltmacht.

Bisher schlagen sich die „beeindruckenden Zah-
len“ allerdings nicht in echten Erfolgen nieder, 
weder national noch regional. Vielmehr wird der 
Diskurs inner- und außerhalb des Landes von 
einer (beständigen) Krise und von der Fragilität 
des Staates beherrscht. Nigeria wurde mehr als 
die Hälfte der Zeit seit seiner Unabhängigkeit 
1960 von einer Militärregierung geführt und 
Gewaltausbrüche entlang der zahlreichen eth-
nischen, religiösen und sozialen Bruchlinien 
des Landes waren eher die Regel. Allein der 
Biafra-Krieg (1967 bis 1970) forderte über eine 
Million Todesopfer und auch wenn der Boko 
Haram-Aufstand im Nordosten Nigerias, der seit 
2009 über 17.000 Menschenleben forderte, in 
mancherlei Hinsicht ein Sonderfall ist, sind seine 
Ursachen und seine Intensität doch in höchstem 
Maße symptomatisch für das umfassende Ver-
sagen des nigerianischen Staates. Als sich 2016 
eine Deeskalation im Zusammenhang mit Boko 
Haram anbahnte, drohte eine militante Gruppe 
in der nigerianischen Erdölregion Niger Delta 
mit einem neuen Aufstand im erdölproduzie-
renden Südosten – mit potenziell vernichtenden 
Folgen für die Wirtschaft des Landes.
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Die strukturellen Probleme, die den Staat Nigeria 
historisch prägen, sind hinlänglich bekannt: die 
endemische Korruption (im jüngsten Korrup
tionsindex setzt Transparency International 
Nigeria auf Rang 136 von 175), die Fehlleitung 
von Ressourcen, ein hohes Maß an Armut, der 
sogenannte Ressourcenfluch (zwischen 90 und 
95 Prozent der nigerianischen Exporteinnahmen 
stammen auch heute noch aus dem Geschäft mit 
Öl) und die große innere Unsicherheit. Dass 
Nigeria weit hinter seinem enormen Poten-
zial zurückgeblieben ist, steht außer Frage. Die 
berüchtigt schlechte Regierungsführung und 
eine entsprechende Außenpolitik verringerten 
den internationalen Einfluss des Landes. Die 
internen Herausforderungen sind derart groß, 
dass es fraglich erscheint, ob Nigeria jemals 
effektiv wird Macht projizieren können. Obwohl 
Nigeria das größte Geberland der ECOWAS ist 
und eine der treibenden Kräfte bei der Grün-
dung in den 1970er Jahren war, ist es dem Land 
nicht gelungen, maßgeblichen Einfluss auf die 
fünfzehn Mitglieder des Blocks auszuüben. 
Die Fälle, in denen es von kleineren, „clevere-
ren“ Mitgliedern des Blocks in verschiedenen 
Bereichen kaltgestellt wurde, häufen sich – zum 
Schaden des Landes. Der relativ geringe Einfluss 
Nigerias ist dabei zum Teil bedingt durch den 
Leitsatz „ein Land, eine Stimme“ der ECOWAS 
und auch durch die Vorherrschaft der nicht-
englischsprachigen Mitgliedstaaten (es gibt 
acht französisch- und zwei portugiesischspra-
chige Mitgliedsländer), die einander tendenziell 
stärker unterstützen und besser zusammenar-
beiten als Nigeria und die vier weiteren englisch-
sprachigen Mitglieder.

Wenn es Nigeria dagegen einmal gelang, diplo-
matische Macht einzusetzen, waren die Ergeb-
nisse durchaus beeindruckend. In den 1970er 
Jahren war das Land führend in der globalen 
Anti-Apartheid-Bewegung und in den 2000er 
Jahren war es ein zentraler Akteur bei zahlrei-
chen friedenssichernden und diplomatischen 
Missionen auf dem gesamten Kontinent. Der 
damalige Präsident Olusegun Obasanjo stand 
zusammen mit dem südafrikanischen Präsi-
denten Thabo Mbeki in der ersten Reihe der 
Gründer der Neuen Partnerschaft für Afrikas 

Entwicklung (NEPAD). Für Millionen von Men-
schen standen sie gemeinsam für die Idee einer 

„afrikanischen Renaissance“ auf dem Kontinent. 
Obasanjos Wahl 1999 bildete den Wendepunkt 
hin zu einer Demokratisierung, die sich trotz aller 
Unzulänglichkeiten immer nachhaltiger im Land 
verwurzelt. Die friedlichen Wahlen 2015 und der 
anschließende geordnete Machtwechsel könnten 
sich insofern durchaus als Schlüsselmoment in 
der nigerianischen Geschichte erweisen.

Wirtschaftlich hat Nigerias historische Abhän-
gigkeit von den Petrodollars die Entwicklung der 
industriellen Produktion, der kommerziellen 
Landwirtschaft und anderer Wirtschaftsbereiche 
behindert. 70 Prozent der gesamten Beschäfti-
gung im Land entfallen weiterhin auf den infor-
mellen Sektor. Die niedrigen Ölpreise haben die 
Wirtschaft 2015 schwer getroffen. Als Folge kam 
es zu einer Schwächung der Landeswährung, was 
wiederum dazu führte, dass sich ausländische 
Investoren von den Aktien- und Anleihemärk-
ten des Landes zurückzogen. Auch in der ersten 
Hälfte des Jahres 2016 setzte sich dieser Trend 
fort, zumal der neue Präsident Muhammad 
Buhari Schwierigkeiten hatte, sein Versprechen, 
die Korruption zurückzudrängen und die Wirt-
schaft zu stabilisieren, einzulösen. Infolge des 
Absturzes der Währung hat Südafrika Nigeria 
überholt und ihm den Rang als größte afrikani-
sche Volkswirtschaft abgelaufen.

Dennoch gibt es Anzeichen für eine bessere 
Zukunft Nigerias. Trotz nicht verstummender 
Kassandrarufe und stetiger Ankündigungen 
eines unmittelbar bevorstehenden Zusammen-
bruchs bleibt das Land handlungsfähig. Die 
Zahl der Unternehmer, Innovationen und Ent-
wicklungen im Dienstleistungssektor ist explo-
sionsartig gestiegen. Die Durchdringung des 
Landes mit Mobiltelefonen liegt derzeit bei 100 
Prozent. In den Sektoren Banking, Unterhal-
tung, Telekommunikation, Landwirtschaft und 
Baustoffproduktion zeigen sich erste Erfolge 
einer stärker diversifizierten Wirtschaft. Deren 
zunehmende Dynamisierung und ein offeneres 
politisches Klima bilden einen sehr guten Nähr-
boden für neue Unternehmen in der Region, 
die auf dem größten Verbrauchermarkt Afrikas 
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Hoffnungsschimmer: Die friedlichen Wahlen von 2015 könnten ein Meilenstein auf Nigerias schwierigem Weg 
in Richtung Demokratie sein. Quelle: © Finbarr O’Reilly, Reuters.

mitmischen möchten. Nichtsdestotrotz wird 
Nigeria, wenn die zunehmende Armut, die 
Ungleichheit und die Unsicherheit nicht konse-
quent angegangen werden, ein ewig unruhiger 
volatiler swing state bleiben.

Kenia

Betrachtet man die Zahlen, ist Kenia keineswegs 
eine unstrittige Regionalmacht wie Nigeria oder 
Südafrika. Seine Nachbarländer Tansania und 
Äthiopien haben mehr Einwohner, Äthiopien 
sogar doppelt so viele. Acht afrikanische Länder 
verfügen über größere Volkswirtschaften. In der 
Vergangenheit war Kenia weder eine politische 
noch eine wirtschaftliche Macht auf dem Kon-
tinent. Das Land spielte keine wesentliche Rolle 

bei der Gründung der wichtigsten Organe wie der 
Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU) 
oder der AU, und seine politische Führung war, 
im Gegensatz zu Tansanias langjährigem Präsi-
denten Julius Nyerere, international nicht beson-
ders einflussreich.

Allerdings: Seit seiner Unabhängigkeit 1963 
stand Kenia für einen großen Teil der Welt 
außerhalb des Kontinents für das Afrika schlecht-
hin: außergewöhnliche Landschaften mit einer 
besonderen Fauna, eine pulsierende und aufge-
schlossene Gesellschaft und soziale Harmonie.4 
Die westlichen Länder sahen Kenia als ihres-
gleichen, als eine politische Oase inmitten des 
afrikanischen Chaos – bis zur strittigen Wahl im 
Jahre 2007. Die anschließenden landesweiten 
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Ruf nach Rechenschaft: Das Missmanagement öffentlicher Gelder sorgt in der kenianischen Öffentlichkeit für 
anhaltende Empörung. 2013 verbrannten Aktivisten vor dem Parlamentsgebäude leere Särge, um gegen einen 
Gesetzesentwurf zu protestieren, der auch Mitgliedern des Parlaments Staatsbegräbnisse zugestehen sollte. 
Quelle: © Thomas Mukoya, Reuters. 

Gewaltausbrüche zwischen verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen ersetzten das gängige Bild 
des Westens durch eine realistische Sicht auf 
das eigentliche Kenia, ein komplexes Land mit 
enormen sozialen, wirtschaftlichen und sicher
heitspolitischen Problemen – und eben auch auf 
die Regionalmacht Kenia, die beispielhaft steht 
für die Geschichte des Aufstiegs Afrikas.

Kenia verfügt über die stärksten internationalen 
Handels- und Investitionsbeziehungen in Ost-
afrika und dient, unterstützt durch eine beacht-
liche Entwicklung der Infrastruktur, als dessen 
Transport-, Logistik-, Tourismus-, Banking- und 
Dienstleistungs-Zentrum. Das Land hat sich mit 
der „Vision 2030“ ein starkes Zukunftskonzept 
verordnet. Das Humankapital ist dabei viel-
leicht Kenias größte Stärke und das Land ist seit 
Langem stolz auf seine gut ausgebildeten Akade-

miker. Es gibt eine starke und wachsende Inno-
vationskultur. Daher ist es kein Zufall, dass das 
weltweit führende mobile Geldsystem, M-PESA, 
in Kenia entstanden ist. M-PESA und die Techno-
logie im Allgemeinen haben das Leben in Kenia 
so stark wie beinahe nirgendwo sonst in Afrika 
geprägt. Diese Innovationskraft ermöglicht es 
Kenia, den Zugang der Bevölkerung zu zahlrei-
chen Leistungen immer weiter auszubauen und 
Entwicklungs- und Industrialisierungsphasen zu 
überspringen, wie es nur wenigen afrikanischen 
Ländern möglich ist. Kenia wird zunehmend 
durch einen multiethnischen Privatsektor geprägt, 
der möglicherweise der dynamischste Afrikas 
ist. Dass die Wahlen 2013 trotz erschreckender 
Gewaltankündigungen friedlich verliefen, war 
zumindest zum Teil dem ehrgeizigen Friedens-
programm des Privatsektors zur Gewährleistung 
freier und fairer Wahlen zu verdanken.
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Der intraregionale Handel ist in der Ostafrika-
nischen Gemeinschaft (EAC) entwickelter als in 
jeder weiteren Region auf dem Kontinent. Kenia 
ist Hauptprofiteur des Handels mit Industriepro-
dukten, aber durch die Förderung einer tieferen 
Integration in anderen Bereichen erzeugte es 
Übernahmeeffekte und half mit, die benachbar-
ten Volkswirtschaften aufzubauen, auch wenn 
das Wachstum sehr ungleichmäßig verteilt war. 
Die Regierung von Präsident Kenyatta hat eine 
stärkere Integration innerhalb der EAC zum 
Schwerpunkt ihrer Außenpolitik gemacht und 
bemüht sich um die Vermarktung der Region 
als einem Markt gegenüber potenziellen Inves-
toren. Im jüngsten Visa Africa Integration Index 
erzielt Kenia den höchsten Wert für wirtschaft
liche Integration in Ostafrika. Global verfolgt das 
Land einen pragmatischen Ansatz und verbindet 
bei Investitionen und Marktexpansion „the best 
from China and the best from the U.S.“.

Kenia wird gemeinhin als „burning platform for 
change“ bezeichnet, jedoch zeigen sich nach wie 
vor erhebliche Probleme. Zu Zeiten der Unab-
hängigkeit zählte das Land rund fünf Millionen 
Einwohner, heute sind es neun Mal so viele, und 
das Bevölkerungswachstum beträgt eine Million 
pro Jahr. Große Sorge verursachen hierbei die 
steigenden Schulden Kenias und es bestehen 
Zweifel an seiner Fähigkeit zur Finanzierung des 
Unterhalts oder des Ausbaus öffentlicher Struk-
turen. Das Land ist entschlossen, in den nächs-
ten Jahren ein Wirtschaftswachstum von mehr 
als sechs Prozent pro Jahr zu erzielen, allerdings 
entfiel bisher der Großteil davon auf „beschäfti-
gungsfreies Wachstum“, d.h. die am schnellsten 
wachsenden Sektoren sind nicht beschäftigungs-
intensiv. Ebenso wie in Nigeria und Südafrika 
nimmt auch in Kenia die soziale Ungleichheit 
zu. Im letzten VN-Index der menschlichen 
Entwicklung (HDI) liegt Kenia nur auf Platz 147 
von 187. Ebenso wie in Nigeria wird die institu-
tionalisierte Korruption häufig als Hauptfaktor 
für die schlechte Entwicklungsleistung Kenias 
herangezogen. Gravierende finanzielle Unregel
mäßigkeiten und Missmanagement öffentli-
cher Gelder durch Staatsbedienstete haben ein 
bedenkliches Ausmaß angenommen, und der 
Rechnungskontrollbericht benennt dies entspre-

chend deutlich: „1.2% of the country’s $10bn 
(£6.4bn) budget was correctly accounted for. 
About $600m could not be accounted for at all“.5 
Kenias Präsident Uhuru Kenyatta erklärte kürz-
lich, die Korruption sei so allgegenwärtig, dass 
sie eine Bedrohung für die nationale Sicherheit 
darstelle.

Kenias 2010 verabschiedete neue Verfassung soll 
die ökonomische Situation verbessern, eine akti-
vere Beteiligung der Bürger fördern und nationa-
len Zusammenhalt aufbauen – und tatsächlich 
gibt es greifbare Anzeichen für eine Stärkung der 
Demokratisierung. Allerdings besteht nach wie 
vor die Gefahr, dass eine offenere und wettbe-
werbsfähigere Politik die Spaltungen entlang der 
Religions- und Stammesgrenzen verschärft, um 
deren Abbau sich Kenia seit seiner Unabhängig-
keit bemüht. Eine anhaltende Flüchtlingskrise 
und Angriffe der in Somalia ansässigen islamis
tischen Extremistenverbindung Al Shabaab 
erschweren weiterhin die Staatenbildung, zumal 
sich diese Angriffe seit dem Einsatz kenianischer 
Soldaten in Somalia 2011  – zur Unterstützung 
der Mission der Afrikanischen Union in Soma-
lia (AMISOM), zur Bekämpfung von Piraterie 
am Horn von Afrika und zur Stabilisierung des 
Landes – weiter intensiviert haben. Kenia steht 
im weltweiten Kampf gegen den islamischen 
Extremismus an vorderster Front. In Teilen des 
Landes wird eine effektive Regierungsführung 
immer schwieriger und der interne Zusammen-
halt des Landes ist erheblichem Druck ausgesetzt. 
Angesichts der für 2017 angesetzten Wahlen hat 
die Opposition in der ersten Hälfte des Jahres 
2016 Tausende Menschen bei verschiedenen 
Protesten mobilisiert. Insgesamt konnte jedoch 
der innere Friede gewahrt werden. Das keniani-
sche Parlament hat strenge Gesetze zum Verbot 
von Hassreden erlassen. Das Schüren ethnischer 
Spannungen zum Stimmenfang – bei Wahlen in 
der Vergangenheit immer wieder eingesetzt – ist 
für Politiker nun schwieriger geworden. Mei-
nungsumfragen aus dem Jahr 2016 zufolge befür-
worten die meisten Kenianer die Regierung von 
Präsident Jubilee – eine Mehrparteien-Koalition – 
als die Kraft, die größere Harmonie in einem 
Land fördern kann, in dem Stammesloyalitäten 
traditionell über politischer Ideologie stehen.
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Südafrika

Vor 1994 war Südafrika jahrzehntelang eine vor 
allem in negativer Hinsicht Einfluss nehmende 
Regionalmacht. Während der Apartheid (1948 
bis 1994) beschränkte das weiße Regime seine 
perfiden Methoden nicht auf das eigene Staats-
gebiet, sondern provozierte auch Instabilität in 
den Nachbarländern, um die eigene innenpoliti-
sche Ordnung zu festigen. Sein weit überlegenes 
Militär wurde häufig im Ausland zur Bekämpfung 
von vermeintlichen Bedrohungen der Herrschaft 
im eigenen Land eingesetzt. Südafrika übertraf 
auch wirtschaftlich seine Nachbarländer, aber 
die Apartheid verhinderte eine ökonomische 
Integration, und der Handel fand zum Großteil 
(wenn auch nicht ausschließlich) innerhalb der 
Region der damaligen Südafrikanischen Ent-
wicklungskonferenz (SADCC) statt.

Erst nach dem Ende der Apartheid konnte sich 
Südafrika zu einer positiven Macht entwickeln. 
Das Land startete eine aufwändige Initiative 
zur Förderung von Investitionen und Handel in 
der Region und auf dem Kontinent. Nach der 
Aufhebung der von der Apartheid erlassenen 
Restriktionen verbreiteten sich die vergleichs-
weise hochentwickelten Unternehmen des 
Landes über zahlreiche Märkte. Weltweit hatte 
Südafrika einen für ein Land seiner Größe ein-
zigartigen Einfluss, hauptsächlich aufgrund des 
beinahe mystischen Rufes seines politischen 
Befreiers und Führers Nelson Mandela und des 
bemerkenswerten Übergangs des Landes von 
einem international geächteten Staat zu einer 
Demokratie ohne Rassenschranken. Nach 1994 
lenkte Mandelas Vizepräsident und späterer 
Präsident der Republik, Thabo Mbeki, das Land 
durch 15  Jahre makroökonomischer Stabilität 
mit einem unspektakulären, aber gesunden 
Wirtschaftswachstum. Die damit einherge-
hende Veränderung in den südafrikanischen 
Außenbeziehungen lässt sich gut wie folgt 
zusammenfassen:

„Feindschaft wurde abgelöst von Freund-
schaft und auf Isolation folgte Integration. 
Die ehemals marodierende Regionalmacht 
ohne Freunde verwandelte sich (anfäng-

lich widerwillig) in eine regionale Größe mit 
äußerst altruistischen Absichten […] die von 
dem Dogma des Überlebens in einer feind-
lichen Welt geprägte Denkweise des „alten“ 
Südafrika wurde abgelöst von einem libera-
len idealistischen Ansatz, auf dessen Basis 
das demokratische Südafrika eine ehrgeizige 
Reformagenda, gestützt auf seinen nationa-
len Erfahrungen und Werten, vorantreiben 
sollte.“6

Die wiedergewonnene internationale Achtung 
Südafrikas half, den Weg für die Beilegung 
anhaltender Konflikte in der Region, insbeson-
dere in Namibia und Mozambique, zu ebnen. 
Heute ist Südafrika die am höchsten entwickelte 
Wirtschaftsmacht Afrikas. Es ist als einziges 
afrikanisches Land Mitglied der G20 und der 
BRICS-Staaten7 sowie einer der zehn strategi-
schen Partner der Europäischen Union.

Die schillernden Farben der sogenannten 
Regenbogennation sind seitdem jedoch deut-
lich verblasst. Der Krisendiskurs ist allgegen-
wärtig und es entbrennen Diskussionen, wie 
weit Südafrika von einem Umkippen entfernt 
ist. 2015 war geprägt von Massenprotesten, 
von Chaos und Gewalt im Landesparlament, 
von belasteten Arbeitsbeziehungen, nationa-
len Elektrizitätsengpässen, einer Zunahme 
fremdenfeindlicher Übergriffe sowie von einer 
zunehmend rassifizierten Politik, von kriti-
schem Versagen staatlicher Unternehmen und 
wachsender Korruption. Parteiinterne Strei-
tigkeiten und ein Machtvakuum im seit 1994 
regierenden Afrikanischen Nationalkongress 
(ANC) behinderten die Umsetzung politi-
scher Maßnahmen seitens der Regierung. Die 
Wachstumsaussichten des Landes sind deut-
lich schlechter geworden und das Anlegerver-
trauen ist zutiefst erschüttert. Unlängst gaben in 
einer Umfrage, dem Ipsos Socio-Political Trends 
Survey, nur 44 Prozent der Südafrikaner an, sie 
glaubten, ihr Land bewege sich in die richtige 
Richtung. 1994 waren es 76 Prozent und im  
Jahre 2004 immerhin noch 71 Prozent. Sicher
lich gibt es zahlreiche Daten und Fakten, die sich 
hierfür als Begründung anführen ließen, aber 
allein die Arbeitslosenquote spricht eine deutli-
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Wolken am Horizont: Nach dem Tod Mandelas blickt die südafrikanische Jugend pessimistisch auf die  
rückschrittliche Politik der Regierungspartei. Deren Führungselite scheint es mehr auf die Mehrung ihrer Macht 
und ihres Reichtums als auf die Wahrung des politischen Vermächtnisses Mandelas abgesehen zu haben. 
Quelle: © Yannis Behrakis, Reuters. 

che Sprache: 40 Prozent der schwarzen Südafri-
kaner, die beinahe 80 Prozent der Gesamtbevöl-
kerung ausmachen, sind arbeitslos.

Mehr als zwei Jahrzehnte nach dem Ende der 
Apartheid lebt Südafrika, im Gegensatz zu Nige-
ria und Kenia, immer noch in Frieden mit den 
regionalen Nachbarn. Aber der südafrikanischen 
Außenpolitik fehlen die Klarheit und Stärke aus 
dem ersten demokratischen Jahrzehnt. Bei sei-
nem Amtsantritt versprach Mandela, Südafrika 
würde der Welt mit einer prinzipientreuen und 
hoch moralischen Außenpolitik begegnen, und 
eine Zeit lang schien dies tatsächlich mehr als 
eine Phrase zu sein. Das Land wurde zum Vor-

kämpfer für den Vertrag über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen (NPT), Anführer der Bewe-
gung der blockfreien Staaten und Friedenstifter 
in Burundi, im Sudan, in der DRC und in Zim-
babwe.8

Heute steht Südafrika vor zahlreichen Legitimi-
tätsproblemen. Höchst fragwürdige Gefälligkeits
ernennungen haben das Bild des einst viel
gerühmten diplomatischen Dienstes befleckt. 
Kritiker führen an, die moralische Haltung und 
diplomatische Finesse auf dem Kontinent nach 
dem Ende der Apartheid seien plumpem Exzep-
tionalismus und Mobbing gewichen, wie sich 
beispielhaft an der aggressiven Kampagne zur 
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Wahl einer Südafrikanerin – Nkosazana Dlamini-
Zuma – zur Präsidentin der Afrikanischen Union 
2012 festmachen lässt. Jakkie Cilliers führt an, 
dass Südafrika sich äußerst ungeschickt und 
plump auf dem diplomatischen Feld bewege und 
der Eindruck bestehe, das Land rede in Afrika 
mehr als es zuhöre.9 Weltweit ist der Glanz von 
Mandelas Regenbogennation verblasst. Der Eco-
nomist schreibt, Südafrikas Außenpolitik könne 
zum Gegenstand von Spott („laughing stock“) 
werden, und bezeichnete ein 2015 veröffent-
lichtes ANC-Diskussionspapier als unbedarft 
und unmoralisch („clueless and immoral“).10 
Wenn Südafrika  – einst als selbstverständliche 
Führungsmacht Afrikas bezeichnet  – „regressi-
ver” wird und Ideologie über Inhalte und Ergeb-
nisse stellt, was bedeutet dies dann für das süd-
liche Afrika und den gesamten Kontinent, wie 
zwei Analytiker unlängst fragten?11

Der wirtschaftliche Einfluss Südafrikas in der 
Südafrikanischen Entwicklungsgemeinschaft 
(SADC) ist mit dem Gewicht Deutschlands 
im Euro-Raum vergleichbar. In beinahe allen 
Schlüsselsektoren wie Telekommunikation, Ein-
zelhandel, Finanzen und Bergbau sind südafri-
kanische Unternehmen in der gesamten Region 
äußerst aktiv. Sie treiben das Wachstum dieser 
Wirtschaftsbereiche voran und haben auf unter-
schiedlichste Weise Einfluss auf Zivilgesellschaf-
ten und die Menschen vor Ort. Es steht außer 
Frage, dass Südafrikas Wirtschaft ein „wichtiger 
Pfeiler der wirtschaftlichen Stabilität“ im süd-
lichen Afrika und sogar für darüber hinausge-
hende Teile des Kontinents ist.12

Wie werde ich eine erfolgreiche 
Regionalmacht?

So banal es klingen mag  – Erfolg im eigenen 
Land ist der Schlüssel für den Aufstieg zu einer 
erfolgreichen Regionalmacht. „Erfolg“ bedeu-
tet dabei nicht, auf allen Ebenen gleichermaßen 
hervorragend zu sein. Fortschritt ist zwangsläufig 
ungleichmäßig und mit Rückschlägen verbun-
den, insbesondere in Afrika, wo die Staatswer-
dung noch am Anfang steht. Die grundlegenden 
Erfolgsvoraussetzungen  – effektive und umfas-
sende Institutionen, politische Stabilität, ver-

nünftige politische Entscheidungen – zu schaffen, 
ist darüber hinaus zweifellos eine Herausforde-
rung. Historiker erinnern immer wieder daran, 
dass der Verlauf der Geschichte ungewiss ist. 
Unter den Herausforderungen, denen sich Kenia, 
Nigeria und Südafrika gegenübersehen, ist es vor 
allem ein Widerspruch – von Peter Lewis von der 
Johns Hopkins-Universität elegant formuliert –, 
den alle drei beherzt angehen müssen: Trans-
parenz ohne Rechenschaft. In allen drei Län-
dern gibt es eine Vielzahl an Kommissionen und 
Untersuchungen zu Themen, die für künftigen 
Wohlstand entscheidend sind  – darunter staat
liche Korruption, Polizeiarbeit, staatliche Unter-
nehmen. Die Liste ist lang und wächst weiter. 
Auch die Transparenz, ein entscheidender Faktor 
für gute Regierungsführung, nimmt zu. Dies ist 
allerdings bedeutungslos, wenn es nicht zu mehr 
Anklagen, Reformen und wirklicher Rechenschaft 
führt, was derzeit noch bei keiner der Regional-
mächte der Fall ist.

Kenia war beim Ausbau seines 
regionalen und kontinentalen 
Einflusses am erfolgreichsten.

Eine wesentliche Hürde besteht für alle Länder – 
wenngleich für Kenia in geringerem Maße – darin, 
die Nachbarländer und den Kontinent als Ganzes 
zu überzeugen, dass ihre außenpolitischen Ziel-
setzungen nicht eigennützig sind. Man sollte nicht 
unterschätzen, wie tief die mittleren und kleine-
ren Staaten Afrikas von der Furcht vor Beherr-
schung durchdrungen sind. Der starke Geist des 
Panafrikanismus existierte schon immer neben 
stark ausgeprägten nationalen Tendenzen. Afri-
kas politische Führer waren und sind der Abgabe 
von Souveränität zugunsten einer supranationa-
len Institution gegenüber  – trotz des Konzepts 
der „afrikanischen Einheit“ – äußerst abgeneigt. 
Dies ist zum Teil auf die Furcht zurückzufüh-
ren, dass die mächtigeren Staaten die regio-
nalen Wirtschaftsgemeinschaften (REC) in 
Afrika zur Stärkung ihrer regionalen Hegemonie 
nutzen könnten. Südafrika steht in der SADC 
unter besonderer Beobachtung, da seine Wirt-
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schaftspolitik von manchen Staaten als „aggres-
siv“ empfunden wird und da es seine eigenen 
globalen Bestrebungen – festgemacht an seiner 
BRICS-Mitgliedschaft  – über seine regionalen 
Verpflichtungen stellt. Die westafrikanischen 
Staaten befürchteten lange Zeit, Nigeria würde 
die ECOWAS zum Ausbau der eigenen Vorherr-
schaft nutzen, was zumindest zum Teil erklärt, 
warum andere Mitgliedstaaten so häufig gemein-
sam die nigerianischen Anliegen unterlaufen.

Kenia war beim Ausbau seines regionalen und 
kontinentalen Einflusses mit Hilfe von stiller 
Diplomatie und Kooperationen am erfolgreichs-
ten. Die Anklage des kenianischen Präsidenten 
und anderer Regierungsmitglieder vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof belegen dies, 
wie immer man die (später zurückgenomme-
nen) Anschuldigungen bewerten mag. Kenia 
versammelte geschickt zahlreiche afrikanische 
Unterstützer hinter sich, ohne sich von den In
stitutionen oder seinen internationalen Partnern 
zu entfernen, die es förderten. Auf diese Weise 
kam das Land relativ unbeschadet aus einer Situ-
ation heraus, die sich zu einer möglicherweise 
verheerenden diplomatischen Krise hätte ent-
wickeln können. Kenia hat offensichtlich besser 
als andere verstanden, dass Regionalmächte in 
Afrika die besondere Verpflichtung haben, Ver-
trauen in den Strukturen des Kontinents aufzu-
bauen (oder diese zu reparieren), nicht zuletzt, 
weil ihre eigenen Interessen häufig in Frage 
gestellt werden. Kenias nachweisbares Engage-
ment beim Aufbau und bei der Stärkung der 
EAC – dem am nachhaltigsten integrierten Block 
in Afrika  – erteilt dem übrigen Kontinent eine 
heilsame Lektion hinsichtlich der Vorteile einer 
Integration. Vor allem zeigt dies, was möglich ist, 
wenn es nicht mehr nur um die eigenen Interes-
sen, sondern um praktische Lösungen geht.

Die Förderung des Regionalismus im Privat
sektor sollte in Zukunft eine Hauptpriorität sein. 
Bereits jetzt treiben Unternehmen regionale 
Schlüsselinitiativen voran. Der Panafrikanismus 
von Unternehmen, beispielhaft verkörpert durch 
grenzüberschreitende Großinvestitionen des 
nigerianischen Zementmoguls Aliko Dangote, 
von SABmiller aus Südafrika oder den keniani-

schen IKT-Unternehmen, schafft neue Identi-
täten und eine neue Vernetzung außerhalb der 
traditionellen Sphären. Durch die Vermeidung 
von Protektionismus und die Förderung von 
größerer Bewegungsfreiheit im Wirtschafts
bereich helfen die Regionalmächte Afrika bei 
der Überwindung des abträglichen Gegensatzes 
zwischen „uns“ (Regierung) und „denen“ (Wirt-
schaft, Gesellschaft).

Die Beziehungen zwischen den Regionalmäch-
ten sind für den Erfolg kontinentaler Organisati-
onen entscheidend. Der Erfolg der Europäischen 
Union wäre ohne den radikalen Wandel der 
Beziehungen zwischen Frankreich und Deutsch-
land in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
nicht möglich gewesen. Der führende Handels-
block Südamerikas, Mercosur, wäre nicht entstan-
den, wenn die Wirtschaftsriesen Argentinien und 
Brasilien nicht in den 1980er Jahren ihre Feind-
seligkeiten und einen gefährlichen nuklearen 
Wettstreit beigelegt hätten. Sowohl EU als auch 
Mercosur stehen derzeit vor den wohl größten 
politischen und wirtschaftlichen Herausforderun-
gen seit ihrer Gründung. Die Aufgabe, einen Aus-
weg aus den derzeitigen Krisen zu finden, wird 
überproportional den stärksten Mitgliedstaaten 
zufallen. Ebenso hängen der künftige Erfolg der 
AU und die Umsetzung ihrer Agenda 2063 – dem 
Streben nach einem „integrierten, gedeihenden, 
friedlichen und von seinen Bürgern getrage-
nen Afrika als dynamische Kraft auf der Welt-
bühne“13 – erheblich davon ab, wie sich Staaten 
wie Nigeria, Kenia und Südafrika untereinander 
verstehen und ggf. zusammenarbeiten.

Beziehungen zwischen Menschen spielen hier-
bei eine Schlüsselrolle. Derzeit sind diese Bezie-
hungen unsicher und instabil. Der Austausch in 
den Bereichen Bildung und Kultur sowie andere 
Formen des Austauschs zwischen den jeweili-
gen Bürgern sind im internationalen Vergleich 
gering und hauptsächlich auf die Geschäftswelt 
beschränkt. Was das Verhältnis von Südafrika-
nern und Nigerianern angeht, ist das Vertrauen 
gering. In Südafrika lebende Nigerianer werden 
häufig als Gangster oder Drogendealer karikiert; 
der Ruf der Südafrikaner hat unter den Aus
brüchen von Fremdenfeindlichkeit gegen andere 
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Afrikaner und dem eigenen „Exzeptionalismus-
wahn“ stark gelitten. In der Geschäftswelt sind 
südafrikanische Unternehmen in Nigeria sehr 
aktiv, jedoch gleicht dies einer Einbahnstraße: 
Nigerianische (und andere afrikanische) Unter-
nehmen führen häufig die protektionistischen 
Maßnahmen und BEE-Regulierungen an, wenn 
es um Hindernisse für den Markzugang im intra-
kontinentalen Handel geht.

Auf Regierungsebene lässt die Rhetorik häufig 
vermuten, dass beide Länder um die wirtschaft
liche Vormacht in Afrika und globale Machtpro-
jektion kämpfen. Sollte der intensiven Zusam-
menarbeit von Präsident Thabo Mbeki und 
seinem nigerianischen Amtskollegen Olusegun 
Obasanjo – den Vätern von NEPAD – neues Leben 
eingehaucht werden können, gibt es einiges zu 
reparieren. Die Ansätze Nigerias und Südafrikas 
unterscheiden sich von Kenias „weicherer“ Diplo
matie, obgleich sich auch die Beziehungen zwi-
schen Kenia und Südafrika verschlechtert haben. 
Grund sind vor allem die strengen Visaanforde-
rungen in Südafrika, mit denen Geschäfts- und 
Tourismusströme ausgebremst werden. Die 
afrikanischen Regionalmächte müssen mehr 
zur Förderung der Interaktion zwischen ihren 
Bürgern tun und zwar nicht nur in den Bereichen 
Wirtschaft und Handel, sondern auch im Hin-
blick auf die Mobilität von Menschen und Ideen. 
Anders sind eine gemeinsame Agenda und eine 
bessere Verständigung nicht zu erreichen.

Auf quantitative Daten und Trendanalysen 
gestützte Prognosen lassen mit großer Wahr-
scheinlichkeit annehmen, dass Afrika auch in 
den nächsten 25 Jahren dort bleibt, wo es sich 
derzeit befindet: am Rand der globalen Macht-
verteilung. Regionalmächte könnten diese Pro
gnose jedoch erheblich beeinflussen, wenn sie – 
in Ermangelung eines besseren Begriffs – endlich 

„erfolgreich“ werden. Es liegt im Interesse aller, 
darüber nachzudenken, wie dieses Ziel erreicht 
werden kann.

Dr. Terence McNamee ist stellvertretender Direktor 
der Brenthurst Foundation in Johannesburg, Südafrika.
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Venezuelas Weg in den Ruin

Henning Suhr



62 Auslandsinformationen   3 | 2016

 Venezuela steht vor dem wirtschaftlichen und sozialen  
Kollaps, doch die Regierung hält eisern an ihrem gescheiterten 
Kurs und der Macht fest. Daher haben sowohl das von  
der Opposition initiierte Abberufungsreferendum als auch 
internationale Dialogbemühungen bisher nur geringe 
Aussichten auf Erfolg. Sollte sich keine politische Lösung 
finden, drohen dem Land angesichts der voranschreitenden 
Krise katastrophale Konsequenzen.

Menschenrechtsverletzungen, Mangelwirtschaft, 
Ladenplünderungen, Gewaltkriminalität, Zusam- 
menbruch der Gesundheitsversorgung, Strom-
ausfälle, Trinkwasserknappheit, Massenauswan- 
derung, dreistellige Inflationsraten, Rekorddefizit 
und demnächst womöglich der Zahlungsausfall: 
Aus Venezuela kommen schon lange keine guten 
Nachrichten mehr und alles deutet darauf hin, 
dass es sogar noch schlimmer kommen könnte. 
Statt robuster Volkswirtschaft und prosperieren-
dem Wohlfahrtsstaat, wie man ihn der Welt lange 
vorgegaukelt hat, erinnert das Land heute an ein 
Paradebeispiel fragiler Staatlichkeit. Unfähig zu 
ökonomischen Reformen, führt Staatspräsident 
Nícolas Maduro die Politik seines Vorgängers 
und einstigen Hoffnungsträgers der internatio-
nalen Linken, Hugo Chávez Frías, fort und ris-
kiert den wirtschaftlichen wie sozialen Zusam-
menbruch des Landes. Während die historische 
Krise von der Regierung mit der üblichen Pro-
paganda geleugnet wird und sogar Angebote 
aus dem Ausland für dringend notwendige 
Hilfslieferungen ausgeschlagen werden, leidet 
die Bevölkerung in zunehmendem Maße. Ange-
sichts der desaströsen Politik ist es kaum ver-
wunderlich, dass die internationale Solidarität 
für die Regierung in Caracas schwindet. Dabei 
könnte das Land mit seinem Reichtum an Erdöl 
und anderen Ressourcen eine deutlich wichti-
gere Rolle spielen, sei es in der Region oder an 
den internationalen Rohstoffbörsen. Wie konnte 
es dazu kommen, dass sich Venezuela von einem 
ehemals einflussreichen Akteur in Lateiname-
rika zu einem Stör- und Instabilitätsfaktor in der 
Region entwickelt hat?

Der Aufstieg von Hugo Chávez

In Venezuela bestand bis 1999 über vier Jahr-
zehnte hinweg ein Zweiparteiensystem, in dem 
sich die sozialdemokratische Partei Acción 
Democrática (AD) und die christsoziale Partei 
Comité de Organización Política Electoral Indepen-
diente (COPEI) an der Macht abwechselten. Nicht 
mehr das Militär, sondern eine zivile Elite domi-
nierte die Staatsgeschäfte auf Basis einer reprä-
sentativen Demokratie.1 Der sozialdemokrati-
sche Präsident Carlos Andrés Pérez verstaatlichte 
1975 die Ölindustrie und formte mit dem Ölkon-
zern Petróleo de Venezuela S.A. (PDVSA) eines der 
rentabelsten Staatsunternehmen der Welt. Große 
Infrastrukturprojekte und Sozialprogramme 
konnten – dank einer steten Ölrente – finanziert 
werden und brachten Venezuela den Ruf eines 
lateinamerikanischen Musterschülers in Sachen 
Wirtschaftspolitik und Demokratiestandards ein.

Allerdings fusionierten mit der Verstaatlichung 
des Ölsektors erst recht politische und wirt-
schaftliche Macht, wodurch sich die „Renten-
mentalität“ in der Politik verstärkte und die 
Gesellschaft veränderte.2 Staatliche Ineffizienz 
sowie Korruption, Veruntreuung und der Klien
telismus einer Parteienelite, die sich schrittweise 
von den Wählern entfernte, führten dazu, dass 
man der sozialen Frage im Land zu wenig Auf-
merksamkeit schenkte. Erstmals entlud sich der 
Unmut im Jahr 1989 in einem blutig niederge-
schlagenen Aufstand, der als Caracazo (in etwa 

„großer Caracas-Aufstand“) in die Geschichts-
bücher einging. In der Folge gerieten die tradi-
tionellen Parteien zunehmend unter Druck, da 



63Aufstieg und Fall regionaler Mächte

Am Abgrund: Dieses Bild eines von Erdrutschen zerstörten Hauses in Caracas hat Symbolgehalt. Nach jahr­
zehntelanger Misswirtschaft steht Venezuela trotz seines Rohstoffreichtums mittlerweile kurz vor dem Kollaps. 
Quelle: © Jorge Silva, Reuters.

es ihnen nicht gelang, die wirtschaftliche Krise 
zu lösen und das Vertrauen der Wähler zurück-
zugewinnen.3 Im Jahr 1992 sah der damalige 
Offizier Hugo Chávez erstmals die Möglichkeit 
eines Putsches, der aber kläglich scheiterte und 
dem späteren Präsidenten eine Gefängnisstrafe 
einbrachte. 1998 startete der inzwischen begna-
digte Chávez einen weiteren Versuch. Als Außen-
seiter trat er in das Präsidentschaftsrennen ein 

und ging daraus als Sieger hervor. Seine Zielstre-
bigkeit und scharfe Rhetorik gegenüber der in 
Verruf geratenen Parteiendemokratie imponier-
ten vielen Venezolanern, die sich nach einem 
politischen Wechsel sehnten.4 Anders als seine 
Konkurrenten entstammte Chávez der überwie-
gend dunkelhäutigen Unterschicht und verstand 
es, besonders diese Wählerklientel rhetorisch 
und emotional zu binden. Er bediente sich dabei 
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klassischer populistischer Instrumente, beispiels-
weise einer einfachen Sprache, Simplifizierungen, 
der Betonung der Opferrolle sowie ausgeprägter 
Freund-Feind-Schemata. Ein langjähriger Weg-
begleiter von Hugo Chávez beschrieb ihn als 

„primitiv und unbelesen“, jedoch als einen Führer 
mit einer „schnellen Auffassungsgabe und hoher 
emotionaler Intelligenz“, der „unabhängig han-
delte, sogar gegenüber den Castro-Brüdern“.5

Chávez verfolgte von Beginn an einen Staats
umbau, zunächst etwas kopflos, doch mit den 
Jahren zunehmend planvoller und radikaler. Die 
systematische Destruktion von Institutionen, die 
Schaffung neuer Institutionen zu eigenen, par-
teipolitischen Zwecken sowie eine voranschrei-
tende Marginalisierung Andersdenkender bilde-
ten dabei das Fundament.6

Ein Militär an der Macht

Mit der neuen Verfassung von 1999 leitete 
Chávez grundlegende Veränderungen ein, die – 
der militärischen Logik ihres Initiators folgend – 
auf eine Zentralisierung des politischen Systems 
abzielten.7 Die Exekutive wurde deutlich gestärkt, 
wie im Fall des Nationalen Wahlrats, des Obers-
ten Gerichts, des Obersten Rechnungsprüfers 
und des Generalstaatsanwalts. Der Senat wurde 
als zweite Kammer des Parlaments abgeschafft – 
und damit die Möglichkeit der Präsidentenan-
klage mit Hilfe dieses Organs.8 Chávez verfolgte 
zwar nicht von Beginn an die Einführung eines 
sozialistischen Modells, allerdings liebäugelte er 
mit sozialistischen Ideen und machte aus seiner 
Bewunderung für Fidel Castro, der ihn wiederum 
tatkräftig unterstützte, keinen Hehl.

Der politische Widerstand, den Chávez hervor-
rief, gipfelte 2002 in dem gescheiterten Putsch 
unter Führung von Pedro Carmona, mit dem sich 
keineswegs alle Oppositionsvertreter einverstan-
den zeigten. Kurz darauf folgte mit dem Ziel der 
Absetzung Chávez’ der Paro Nacional, der im 
Kern ein Generalstreik der Ölindustrie war. Der 
Präsident reagierte, indem er Streikbrecher orga-
nisierte und 20.000 Mitarbeiter von PDVSA ent-
ließ. Die Ereignisse der Jahre 2002/2003 sollten 
Chávez verändern und dienen den Machthabern 

bis heute als Legitimation für die Bekämpfung 
und Marginalisierung der Opposition, die sich 
überwiegend aus freiheitlich-demokratischen 
Gruppen, Parteien und Aktivisten zusammen-
setzt.

Ein von der Opposition 2004 initiiertes Abberu
fungsreferendum führte ebenfalls nicht zum 
Erfolg. Chávez rächte sich, indem er Wähler, die 
in dem Referendum gegen ihn gestimmt hatten, 
aus dem Staatsdienst entfernte. Mindestens 
65.000 Venezolaner verloren nachweislich ihre 
Arbeit.9 Aufgrund dieser Erfahrungen befürch-
ten viele Bürger noch heute bei Wahlgängen 
Repressionen.

Machterhalt vor Ideologie

Erst nach dem gewonnenen Referendum 2004 
begann man im Präsidialamt, eine konzeptuell-
ideologische Grundlage für die „bolivarianische 
Revolution“ zu entwickeln. Davor hatte die Rich-
tung, in die Chávez den Staat entwickeln wollte, 
nicht eindeutig festgestanden.10 Als Militärs 
waren er und seine Mitstreiter schon immer 
extrem nationalistisch ausgerichtet. Sozialisti-
sches Gedankengut, dem Chávez von jeher nicht 
abgeneigt war, floss durch linke Ideengeber ein.11 
Die eindeutige Hinwendung zum Sozialismus 
erfolgte in dieser Zeit und wurde durch das Kon-
zept El Salto Adelante („Der Schritt vorwärts“) 
von Chávez’ Vordenker Haiman El Troudi ideo-
logisch untermauert.12 Mit blumiger Sprache 
und vagen Formulierungen wurde ein neuer, 

„noch nie dagewesener“ Sozialismus angekün-
digt. Während unklar bleibt, wie diese Utopie zu 
erreichen ist, geht das Basiskonzept konkret dar-
auf ein, wie die Macht konzentriert, konsolidiert 
und gegenüber den Feinden der „Revolution“ 
verteidigt werden kann. Staatsräson ist in erster 
Linie die Absicherung der Macht und weniger 
der soziale und wirtschaftliche Fortschritt. Das 
Dokument würdigt ausdrücklich den politischen 
Nutzen des pragmatischen Handelns, wenn es 
dem Zweck des Machterhalts dient.

Als die demoralisierten Oppositionsparteien bei 
den Parlamentswahlen 2005 aus Protest nicht 
antraten, war es keineswegs überraschend, dass 
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die Chavisten diese Chance für sich nutzten. Mit 
der Mehrheit im Parlament konnte Chávez seine 
Macht erst recht ausbauen und scheindemokra-
tisch legitimieren. Auch die Präsidentschafts-
wahlen 2006 gewann er mit großem Vorsprung. 
Im Wahlkampf machte er unmissverständlich 
deutlich, dass er ab sofort ein sozialistisches 
Staatsmodell anstrebe.

Der Ausbau staatlicher Wohlfahrt und die popu-
listische Verkleidung bestehender Sozialpro-
gramme in einem neuen, roten Gewand ließen 
eine euphorisierte Chávez-Anhängerschaft im 
In- und Ausland davon träumen, nach dem Nie-
dergang der Sowjetunion und des Ostblocks ein 
neues sozialistisches Alternativmodell gefun-
den zu haben. Freilich half ein historisch hoher 
Ölpreis der neuen Regierung, ihre Wohltaten zu 
finanzieren. Anstatt die Ölrente zukunftsträchtig 

zu investieren, förderte Chávez gezielt, aber kei-
neswegs nachhaltig den Konsum. Insbesondere 
die bisher vernachlässigte Unterschicht profi-
tierte von den Wohltaten des Staates und dankte 
es Chávez mit treuer Gefolgschaft. Redistribu-
tive Maßnahmen schufen eine große Abhängig-
keit von Sozialprogrammen, aus der der Líder 
Máximo Chávez großes elektorales Kapital zu 
schlagen vermochte.13 Wahlgänge hatte er daher 
nicht zu fürchten.

Unmittelbar nach dem Wahlsieg 2006 nutzte 
Chávez seine unglaubliche Machtfülle und ver-
kündete, den „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ 
in Venezuela einzuführen.14 Seinen Ankündigun-
gen folgte eine aggressive Enteignungswelle von 
Immobilien und Unternehmen, vor allem in der 
Medienbranche sowie der Agrar- und Lebens-
mittelindustrie. Für die soziale und politische 

Mic drop: Hugo Chávez, der von einigen Wegbegleitern als „primitiv und unbelesen“ beschrieben wird, verstand 
es von Anfang an, vor allem die Unterschicht rhetorisch und emotional zu binden. Quelle: © Jorge Silva, Reuters.
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Kontrolle der armen Bevölkerungsschicht waren 
diese Bereiche strategisch besonders wichtig. 
Meist wurden treue Militärs als Unternehmens-
lenker eingesetzt, die weniger vom Geschäft 
verstanden, dafür jedoch rasch eine ausgeprägte 
Selbstbereicherungsmentalität entwickelten. 
Zwar konnte Chávez seine Verfassungsreform, 
die (s)eine unbegrenzte Wiederwahl vorsah, per 
Volksabstimmung nicht durchsetzen, allerdings 
gab der „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ die 
künftige Regierungslinie vor. Jegliches politische 
Handeln wurde der Kontrolle und dem Macht
erhalt durch die Zentralregierung untergeordnet.

Nach seinem Wahlsieg 2006 
verkündete Chávez die Ein
führung eines „Sozialismus 
des 21. Jahrhunderts“.

Gleichschaltung von Öffentlichkeit  
und Medien

Die Medienlandschaft wurde schrittweise vom 
Staat vereinnahmt, sei es durch Enteignung, Gän-
gelung, Entzug der Lizenz oder sonstige Formen 
der Behinderung. Dabei ging es nicht nur um die 
Kontrolle von Fernsehen und Presse, sondern 
auch um die Durchsetzung einer im Orwellschen 
Sinne vereinheitlichten Sprache und bestimm-
ter Kommunikationsformen. Der Zuschnitt auf 
Chávez nahm dabei messianische Züge an.

Der Regierung war und ist es wichtig, die Defini-
tionshoheit über bestimmte Begriffe zu erlangen 
oder neue Begrifflichkeiten zu etablieren und mit 
Leben zu füllen. In den Jahren verstärkte sich in 
Venezuela die Verfolgung kritischer Journalisten 
und führte zu einer Autozensur, die bis heute weit 
verbreitet ist. 15 Eine Zensur findet auch insofern 
statt, als über bestimmte Ereignisse nicht mehr 
berichtet wird bzw. berichtet werden darf. Die 
wenigen verbliebenen kritischen Medien lässt 
die Regierung gewähren, da sie größtenteils für 
ihre Wählerklientel irrelevant sind und auch 
nach außen den Schein wahren, es gäbe in Vene-
zuela eine unabhängige, freie Presse. Die Medien 

wandelten sich über die Jahre zu einem giganti-
schen Propagandaapparat im Dienste der Regie-
rung. Die „bolivarianische Revolution“ wurde 
dabei als großes Spektakel inszeniert. In einer 
Art „Politainment“ werden angebliche „Revolu-
tionserfolge“ der Regierung übertrieben darge-
stellt oder erfunden mit dem Ziel, ein verzerrtes 
Bild der venezolanischen Realität zu zeichnen.16 
Die auf bildungsferne Schichten zugeschnittenen 
Informations- oder besser Manipulationssendun-
gen des Staates nahmen dabei groteske Formen 
an, etwa der mehrstündige Cadenas, schier end-
lose Direktübertragungen von unvorbereiteten 
Reden des Staatspräsidenten, die wöchentliche 
Live-Sendung ¡Alo Presidente! von Chávez oder 
die seines Nachfolgers En Contacto con Maduro 
und schließlich die Fernsehsendung Con el Mazo 
dando („Mit dem Knüppel gebend“), in der 
der ehemalige Parlamentspräsident Diosdado 
Cabello wahlweise Geheimdienstberichte über 
Oppositionelle verliest, Drohungen ausspricht, 
Rührseliges über den verstorbenen Staatslenker 
Chávez zum Besten gibt oder Klassendenken 
propagiert. Die Regierungsrhetorik bedient 
sich dabei der üblichen Idealisierung des Unter-
schichtenlebens, die in Venezuela Tradition hat 
und eher zur Verfestigung als zur Überwindung 
bestehender sozialer Verhältnisse beiträgt.17

Autokratie auf allen Ebenen

Der sozialistische Kommunalstaat, der bereits 
in dem Konzept Salto Adelante Erwähnung fand, 
wurde in den Jahren 2009 und 2010 mittels 
eines Gesetzesbündels schrittweise eingeführt.18 
Unter dem Deckmantel der „politischen Par-
tizipation“ wurde eine Vielzahl sozialistischer 
Kommunen gegründet, die parallel zu den demo-
kratisch gewählten Gemeinderäten und Bürger-
meistern existieren und mit staatlichen Mitteln 
ausgestattet sind. Relativ unbemerkt gelang es 
der Regierung so, auf der lokalen Ebene eine 
Struktur zu entwickeln, die direkt von ihr abhän-
gig ist und der sozialen und politischen Kontrolle 
an der Basis dient. In dem neuen Kommunalstaat 
soll das „Volk“, das im Sinne der Regierungs-
propaganda im Allgemeinen als Anhänger des 
Chavismus interpretiert wird und einem „rech-
ten Bürgertum“ gegenübersteht, angeblich über 
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eigene Belange entscheiden. Tatsächlich ist es 
jedoch von den Zuwendungen der Regierung 
abhängig.19 Der massive Einsatz staatlicher Mit-
tel für parteipolitische Zwecke bzw. chavistische 
Gruppen wurde gesetzlich verankert und spielt 
hinsichtlich der Wählermobilisierung eine gewal-
tige Rolle. Politologen wie Ángel Álvarez und 
Benigno Alarcón Deza ordnen Venezuela daher 
als „kompetitive Autokratie“ ein: Der Wahl-
prozess spielt für die Legitimierung noch eine 
gewichtige Rolle, wird im Zweifel jedoch durch 
unlautere Methoden für sich entschieden.20

Petrodiplomatie im Sinne des Chavismus

Venezuela hat mit seinem Erdölreichtum zwar 
traditionell regionale Politik betrieben, aller-
dings ordnete Chávez die Petrodiplomatie seinen 
ideologischen Zielen und der Absicherung sei-
ner Macht in der Region unter. Es wurden neben 
einer Reihe bilateraler Energiebündnisse auch 
regionale Allianzen geschmiedet.21 In den meis-
ten Fällen sah die Kooperation verbilligte Erdöl-
lieferungen im Gegenzug für politische Unter-
stützung des Regimes in Caracas vor. Zusammen 
mit Kubas Castro-Brüdern verfolgte Chávez das 
Ziel, eine breite anti-US-amerikanische Allianz 
zu bilden. Caracas versucht fortwährend, regi-
onale Foren mit starkem US-Einfluss, wie die 
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), zu 
lähmen, während zugleich neue ideologische 
Bündnisse aus der Taufe gehoben wurden. Dazu 
zählt in erster Linie die „Bolivarianische Allianz 
für die Völker unseres Amerikas“ (ALBA), die 
von Venezuela dominiert wird. Auch in anderen 
Bündnissen, wie der „Union südamerikanischer 
Nationen“ (UNASUR) oder dem „Gemeinsamen 
Markt des Südens“ (Mercosur), konnte Venezuela 
bisher geschickt seinen Einfluss geltend machen.

Der Antiamerikanismus ist seit 1999 Leitlinie 
venezolanischer Außenpolitik. Damit ging die 
Regierung in Caracas auch zunehmend Koope-
rationen mit US-kritischen Staaten, wie etwa 
Russland, Weißrussland, Iran oder China, ein. 
Mit Peking wurde die Zusammenarbeit so weit 
vertieft, dass man einen gemeinsamen Entwick-
lungsfonds gründete. Die meisten chinesischen 
Entwicklungsprojekte zahlt Venezuela in Form 

von Erdöllieferungen, die jedoch mit dem Verfall 
des Erdölpreises immer üppiger ausfallen und 
die Staatseinnahmen der Regierung in Caracas 
mindern. Seit 2005 hat sich gegenüber China ein 
Schuldenberg von rund 65 Milliarden US-Dollar 
angehäuft.22

Nach wie vor sind die USA einer der wichtigsten 
Abnehmer venezolanischen Öls und einer der 
wichtigsten Handelspartner. Der Antiamerikanis-
mus bietet außenpolitisch keine Vorteile; innen-
politisch erfüllt er jedoch die wichtige Funktion, 
dem Volk ein Szenario angeblicher ausländischer 
Bedrohung vorzutäuschen sowie linke Gruppen 
im In- und Ausland für sich zu gewinnen. Das 
politische Geplänkel zwischen Caracas und 
Washington nutzt die venezolanische Regierung 
immer wieder, um vom eigenen Versagen abzu-
lenken oder internationale Kritik abzuwehren, 
beispielsweise mit Blick auf die gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen im eigenen Land. 
Durch eine Reihe traditioneller Fürsprecher, 
darunter Bolivien, Ecuador, Kuba oder Nicaragua, 
über gekaufte Schweiger, allen voran die Karibik-
staaten, bis hin zu einigen Relativierern, darun-
ter bis vor Kurzem Brasilien unter Lula und 
Rousseff, verstand es Caracas, internationalen 
Druck abzuwehren. Je mehr das Regime in öko-
nomisch schwieriges Fahrwasser kam und der 
Protest im Inland zunahm, desto stärker wurde 
die Repression. Unter den Augen der interna-
tionalen Staatengemeinschaft kam es 2014 zur 
Niederschlagung von Unruhen, die hauptsäch-
lich von Studenten initiiert worden waren. Statt 
eindeutige Signale an die venezolanische Regie-
rung zu senden, verloren sich die lateinamerika-
nischen, aber auch die europäischen Regierungen 
in Debatten über die richtige Interpretation der 
Proteste und ließen Präsident Maduro und die 
Militärs de facto weiter gewähren.

Das Militär als Staat im Staate

Mit dem Konzept einer „zivil-militärischen 
Union“ verfolgte Chávez das Ziel, das Militär 
zur Speerspitze seiner „bolivarianischen Revolu
tion“ zu machen. Die Politisierung und Gleich
schaltung des Militärs waren die Folge, sodass 
Chávez von dieser Seite keine Bedrohung zu 
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fürchten hatte. Als er 2011 an Krebs erkrankte, 
drängten jedoch zunehmend mehr Militärs in 
politische Ämter. Fühlten sich die Militärs durch 
Chávez zu Genüge repräsentiert, so schien das 
bei dessen Nachfolger Nícolas Maduro weni-
ger der Fall zu sein. Als jemand, der selbst nicht 
aus den Reihen des Militärs stammte, musste 
sich Maduro deren Loyalität teuer erkaufen und 
ihnen mehr Einfluss zugestehen. Rund ein Drit-
tel aller Ministerposten des Kabinetts und deut-
lich mehr Vizeministerposten werden deshalb 
heute von Militärs bekleidet. Auch an der Spitze 
von Staatsunternehmen oder im diplomatischen 
Dienst finden sich Angehörige des Militärs. Der 
Historiker Luis Alberto Buttó, der ein Experte 

für die Zusammenhänge zwischen Militär und 
Zivilgesellschaft ist, merkt an, dass die vene-
zolanischen Generäle – im Gegensatz zu ihrem 
Selbstverständnis  – von Staats- und Unterneh-
mensführung oftmals keine Ahnung hätten und 
höchst ineffizient verwalteten.23

Das Militär verfügt nicht nur über eigene Versor-
gungssysteme mit Nahrungsmitteln und Medika-
menten – oft zulasten der Bevölkerung –, sondern 
auch über eine neu gegründete Bank, einen Fern-
sehsender und seit diesem Jahr auch über ein 
eigenes Erdöl- und Bergbauunternehmen, die 
Compañía Anónima Militar de Industrias Mineras, 
Petrolíferas y de Gas (CAMIMPEG), über die aus-
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schließlich das Militär Kontrolle hat, einschließ-
lich der Erlöse. Für die Leiterin der Nichtregie-
rungsorganisation Control Ciudadano, Rocio 
San Miguel, ist es eindeutig, dass sich Maduro 
mit diesem Schritt zusätzliche Gefolgschaft der 
Militärs erkauft hat. Zudem dürfe das Militär laut 
Verfassung gar keine Erdölförderung und keinen 
Bergbau betreiben, denn damit begünstige man 
lediglich die Korruption im Militär.24

Die Militarisierung der venezolanischen Gesell-
schaft ist in den Regierungsjahren unter Chávez 
und Maduro deutlich vorangeschritten. Nicht 
nur in der Regierung, sondern auch im Alltag 
sind die Militärs omnipräsent und übernehmen 
oft polizeiliche Funktionen. Die Militärführung 
lässt sich gerne folkloristisch im Staatsfernse-
hen als „Erben Simón Bolívars“ feiern und hält 
gelegentliche Übungsmanöver ab, die dem 
US-amerikanischen „Imperium“ zur zweifelhaf-
ten Abschreckung dienen sollen. Der Machtan-
spruch und die Bevorteilung von Militärs sind 
allgegenwärtig, werden von der Bevölkerung 
selbst bei einfachen Soldaten hingenommen, 
wie etwa bei der Zuteilung von Nahrungsmit-
teln, und lassen in Vergessenheit geraten, dass 
es bis 1999 fast vier Jahrzehnte lang eine zivile 
Republik gab. Neben dem politisch motivierten 
Eingreifen von Militärs geht heute aber eine 
deutlich höhere Gefahr von den allseits gefürch-
teten Colectivos aus. Dabei handelt es sich um 
meist motorisierte Gangs, die von der Regierung 
bewaffnet wurden. Bei Bedarf verbreiten die 
Gruppen unter Oppositionellen und Abweich-
lern Angst und Schrecken. Da die Colectivos in 
ihrem Viertel auch „soziale Arbeit“ verrichten, 
werden sie von Chavisten und linken Ideologen 
verbrämt und idealisiert. Mit den Jahren wan-
delten sich jedoch viele Colectivos zu kriminellen 
Organisationen, die jenseits des Gesetzes stehen 
und sich überwiegend illegalen Aktivitäten wid-
men. Aus politischem Kalkül lässt die Regierung 
sie gewähren. Dasselbe gilt auch für das allmäch-
tige Militär bzw. den Sicherheitsapparat, der die 

Regierung vereinnahmt hat. In einem Klima der 
Recht- und Straflosigkeit wurden zudem viele 
Bindungen mit der „klassischen“ Mafia einge-
gangen, sodass Venezuela heutzutage hoffnungs-
los im Sumpf der organisierten Kriminalität ver-
sunken zu sein scheint.25

Das Rechtsempfinden der herrschenden Elite 
in Staat und Militär sowie in den Kreisen ihrer 
Handlanger hat mit dem Rechtsstaat westlicher 
Prägung immer weniger gemein. Hierfür finden 
sich zahlreiche Belege.26 Die Exekutive wird in 
Venezuela längst nicht mehr kontrolliert, weshalb 
es kaum verwundert, dass es allerorts zu staatli-
cher Willkür im Interesse der Machthaber kommt. 
Die Veruntreuungs- und Korruptionskultur 
nimmt in diesem Kontext endemische Ausmaße 
an. So zählt Transparency International Venezuela 
2016 zu den zehn korruptesten Ländern der Welt.

Auf dem Weg in den wirtschaftlichen Ruin

Mit den Enteignungswellen, die im Staatsfern-
sehen populistisch zur Schau gestellt wurden, 
leitete Chávez den wirtschaftlichen Ruin des 
Landes ein. Weitere Maßnahmen, wie die Preis-
bindung für Tausende von Produkten und vor 
allem die Fixierung des Wechselkurses, trugen 
zum Niedergang der Volkswirtschaft maßgeb-
lich bei. In völliger Ignoranz wirtschaftlicher 
Zusammenhänge entpuppten sich Chávez und 
seine Mitstreiter vor allem auch als miserable 
Volkswirte.

In Venezuela, das aufgrund der starken Ausrich-
tung seiner Volkswirtschaft auf die Ölförderung 
seit vielen Jahrzehnten ein Diversifikationspro-
blem hat, erhöhte sich seit 1999 die Abhängig-
keit von der Erdölförderung. Unglaubliche 96 
Prozent betrug 2015 der Anteil der Erdölexporte 
an den gesamten Ausfuhren.27 Die Devisener-
wirtschaftung liegt somit in den Händen des 
Staates und damit ebenfalls fast die gesamte 
Importkontrolle.

Viele Unternehmen, die verstaatlicht wurden, 
produzieren heute weniger oder haben den 
Betrieb eingestellt. Besonders wichtige Bereiche 
wie die Landwirtschaft sind davon betroffen. Die 

← Protest der Jugend: Vorwiegend Studenten protes­
tierten 2014 wochenlang gegen die venezolanische 
Regierung. Die Unruhen wurden blutig nieder­
geschlagen. Quelle: © Christian Veron, Reuters.
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Versorgung der Bevölkerung mit vielen lebens-
wichtigen Produkten muss somit durch Importe 
aufrechterhalten werden, zu denen nur der Staat 
in der Lage ist, da er fast als einziger Devisen 
erwirtschaftet. Dieser Effekt verstärkt sich durch 
ein System unterschiedlicher Wechselkurse. Der 
Realwert der Währung entfernte sich zuneh-
mend vom festgelegten Wechselkurs, weshalb 
sich ein Schwarzmarkt für Devisen entwickelte. 
Durch ständig steigende Staatsausgaben und 
Ineffizienz wuchs das Haushaltsdefizit stetig 
und erreichte 2015 rund 20 Prozent des Brutto
inlandsprodukts. Das Haushaltsloch musste 
die Regierung durch weitere Mittelabflüsse aus 
dem Staatsunternehmen PDVSA, durch das 
Aufbrauchen der Währungs- und Goldreserven 
und durch das Drucken der heimischen Wäh-
rung Bolivares gegenfinanzieren. Dadurch 
erreicht die Inflation ständig neue Höhen. Die 
Nachfrage nach Devisen kann die Regierung 
mit den US-Dollars aus den Erdöleinnahmen 
längst nicht mehr decken. Der Schwarzmarkt-
preis für den US-Dollar erreichte 2016 das über 
Hundertfache des festgelegten Wechselkurses. 
Die Produktionskosten in Venezuela steigen 
daher seit Jahren kontinuierlich, u.a. auch, da 
Vorprodukte teuer eingeführt werden müssen, 
während die Preisdeckelung der Produkte durch 
die Regierung kaum Schritt hält. Tausende pri-
vater und staatlicher Unternehmen können 
unter den derzeitigen Bedingungen kaum mehr 
Gewinn erwirtschaften. Betriebsschließungen 
und Arbeitsplatzvernichtung sind die Folge und 
verschärfen die Abhängigkeit des Landes von 
Importen, die die Regierung nicht mehr finan-
zieren kann. Das Erlahmen der heimischen 
Produktion trägt zusätzlich zur Inflation bei und 
vergrößert die Schere zwischen dem offiziellen 
Kurs und dem Schwarzmarktwechselkurs des 
US-Dollar.28 Für 2016 prognostiziert der Inter-
nationale Währungsfonds für Venezuela eine 
Inflationsrate von 500 Prozent, 2017 soll sie gar 
bei 1.700 Prozent liegen.29

Maduro als Verwalter eines kranken Systems

Noch bevor Hugo Chávez 2013 starb, erkor er 
Nícolas Maduro zu seinem Nachfolger. Dieser 
wurde im April 2013 mit zweifelhaftem Ergebnis 

zum Staatspräsidenten gewählt und führt seit-
dem die Amtsgeschäfte weiter, ohne wirkliche 
Reformen durchzuführen.

Angesichts der Unterversor-
gung mit Nahrungsmitteln 
und Medikamenten droht eine 
humanitäre Katastrophe.

Die Mehrheit der Bevölkerung kann sich heute 
nur noch Waren leisten, die vom Staat zum 
festgesetzten Wechselkurs importiert oder 
produziert und in den staatlichen Geschäften 
angeboten werden. In der Hoffnung, knappe, 
preisregulierte und erschwingliche Waren zu 
ergattern, bilden sich vor vielen Supermärkten 
täglich enorme Warteschlangen. Millionen von 
Venezolanern leben vom Kauf und Weiterver-
kauf dieser Waren und verdienen damit mehr als 
mit ihrer regulären Arbeit, da die Löhne durch 
die Inflation aufgezehrt werden. Der Regierung 
kommt diese systembedingt geschaffene Abhän-
gigkeit nicht ungelegen, da sie auch der sozialen 
Kontrolle dient. Allerdings hat in den vergange-
nen Monaten die Unterversorgung der Bevöl-
kerung  – vor allem mit Nahrungsmitteln und 
Medikamenten – ein derartiges Ausmaß erreicht, 
dass es immer häufiger zu Plünderungen von 
Geschäften kommt. Um eine vierköpfige Familie 
zu ernähren, war 2013 noch der Gegenwert von 
4,7 Mindestlöhnen notwendig, 2016 liegt diese 
Rate bei rund 17 Mindestlöhnen.30

Wirtschaftlich steht Venezuela vor dem Ruin. 
Ökonomen warnen bereits vor den gravierenden 
Folgen, die auf das Land im Fall einer Zahlungs-
unfähigkeit zukommen. Schon jetzt schlagen 
die Abgeordneten der Opposition Alarm: Die 
meisten Medikamentenimporte können nicht 
mehr finanziert werden, da es an Devisen fehlt. 
Jeden Tag häufen sich die Nachrichten von ster-
benden Menschen in den Krankenhäusern und 
zunehmendem Hunger in den Armenvierteln. 
Eine humanitäre Katastrophe droht, die die 
Regierung jedoch vehement leugnet. Realitäts-
verlust und ideologische Verbohrtheit führen 
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sogar soweit, dass dem katholischen Hilfswerk 
Caritas untersagt wurde, Hilfslieferungen aus 
dem Ausland nach Venezuela einzuführen.

Düstere Aussichten

Mit den gewonnenen Parlamentswahlen vom 
Dezember 2015 wähnte sich die demokratische 
Opposition, die sich im „Tisch der demokrati-
schen Einheit“ (MUD) zusammenschloss, einen 
Schritt näher an der Ablösung von Nícolas 
Maduro. Anstatt den haushohen Sieg der MUD 

als Zeichen der Zeit zu erkennen, wählte der 
reformresistente Präsident den Weg noch stär-
kerer politischer Repression. Das Parlament 
wurde de facto entmachtet, indem jede Entschei-
dung von dem von der Regierung kontrollierten 
Obersten Gerichtshof für nichtig erklärt wurde. 
Insgesamt verabschiedete das neue Parlament in 
der ersten Jahreshälfte 2016 sogar mehr Geset-
zesvorschläge als das vorige Parlament in der 
gesamten Legislaturperiode. Unter Missachtung 
der Verfassung wurden die Gesetzesnovellen 
jedoch nicht nur kassiert, sondern zusätzliche 

Lebensmittelgrenze: Sobald der Grenzübergang nach Kolumbien geöffnet ist, strömen an einem einzigen 
Wochenende mehr als 100.000 Menschen in das Nachbarland, um sich mit dem Nötigsten zum Leben 
einzudecken. Quelle: © Carlos Eduardo Ramirez, Reuters.
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Verordnungen von Präsident Maduro erlassen, 
mittels derer er sich selbst uneingeschränkte 
Rechte einräumt, wobei er sich zynischerweise 
auf die Verfassung selbst beruft. Während 
Chávez sich zumindest noch demokratisch legi-
timieren konnte, macht Maduro nun von dem 
dem Chavismus inhärenten Machtpragmatismus 
Gebrauch, um sich abzusichern und politisch zu 
überleben.

Von der gravierenden Situation in Venezuela 
alarmiert, versuchte der Generalsekretär der 
OAS, Luis Almagro, die Demokratie-Charta der 

OAS zu aktivieren. Diese hätte ein kollektives 
Vorgehen gegen die anhaltenden Menschen-
rechtsverletzungen, die schrittweise Abschaffung 
der Demokratie und die katastrophale humani-
täre Situation ermöglicht. In seinem 130-seitigen 
Begründungsschreiben an den Präsidenten des 
Ständigen Rates der OAS beschreibt Almagro 
detailliert die dramatische Situation in Venezuela 
und wirft der Regierung vor, individuelle über 
kollektive Interessen zu stellen. Er ruft die ame-
rikanischen Staaten dringend zu einem gemein-
samen Handeln gegenüber der Regierung in 
Caracas auf.31 Die außenpolitische Absicherung 

Kein Silberstreif am Horizont: Das Bild zeigt Bewohner des wahrscheinlich höchsten Slums der Welt – einer  
45-stöckigen Bauruine im Herzen von Caracas. Trotz einer notleidenden Bevölkerung spielt die Regierung  
auf Zeit – Zeit, die das Land nicht hat. Quelle: © Jorge Silva, Reuters.
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Venezuelas, die Uneinigkeit im Hinblick auf die 
Bewertung des Ausmaßes der Krise sowie die 
Ansicht, dass Konfrontation und Sanktionie-
rung nicht immer erfolgreich sind, führten dazu, 
dass die OAS die Demokratie-Charta gegenüber 
Venezuela nicht aktivierte, sondern in einer um 
Ausgleich bemühten Erklärung zu einem Dialog 
aufrief. Präsident Maduro und Außenministerin 
Delcy Rodriguez feierten die Erklärung erwar
tungsgemäß als diplomatischen Sieg.

Die Opposition, ihrer politischen Handlungs
optionen im Parlament beraubt, initiierte im 
April 2016 ein Abberufungsreferendum. Die Ver-
fassung sieht vor, dass sich in allen Bundesstaaten 
mindestens ein Prozent aller im Wählerregister 
eingeschriebenen Wähler auf Unterschriften-
listen für die Aktivierung des Abberufungs
referendums aussprechen muss. Nach nur 
einem Tag wurde diese Hürde genommen. In 
einem zweiten Schritt wurden die Unterschrif-
ten von einem Teil der Wähler persönlich in den 
regionalen Zentren des Nationalen Wahlrates 
(Consejo Nacional Electoral, CNE) validiert. Die 
Unterschriften des Großteiles der Wähler wur-
den ohne Angaben von Gründen nicht zur Vali-
dierung zugelassen. Der dritte Schritt sieht nun 
einen landesweiten Abstimmungsprozess vor, 
bei dem sich mindestens 20 Prozent der Stimm
berechtigten, etwa vier Millionen Wähler, für ein 

Abberufungsreferendum aussprechen müssen. 
Das eigentliche Abberufungsreferendum folgt in 
einem vierten Schritt, bei dem sich mehr Vene-
zolaner für die Abwahl von Maduro aussprechen 
müssen als dieser Stimmen bei der vergangenen 
Wahl erhalten hat  – rund 7,6 Millionen Wähler. 
Sollte das Referendum nicht vor dem 10. Januar 
2017 abgehalten werden, würde es im Fall eines 
Rücktritts oder einer Abwahl Maduros nicht zu 
Neuwahlen kommen, sondern der Vizepräsident 
würde die letzten zwei Jahre der Legislaturperi-
ode als Präsident beenden. Es ist mehr als offen-
sichtlich, dass dies die Taktik Maduros ist, der 
unverhohlen bereits in einer Fernsehansprache 
ankündigte, dass es dieses Jahr kein Referendum 
geben werde. Angesichts der unlauteren Prakti-
ken des Regierungslagers ist es gut möglich, dass 
eine Volksabstimmung über den Verbleib des Prä-
sidenten bis in das nächste Jahr hinein verscho-
ben wird, obwohl es hierfür keinen administra-
tiven oder technischen Grund gibt und dadurch 
die Verfassungsregeln missachtet werden würden.

Parallel zum Abberufungsreferendum wurden 
verschiedene Dialogversuche auf internationaler 
Ebene initiiert. Einerseits bemüht sich der Vati-
kan schon seit geraumer Zeit, hinter den Kulis-
sen zwischen der Regierung und der Opposition 
zu vermitteln, andererseits gibt es eine Initiative 
der UNASUR, die von den sozialdemokratischen 

Anmerkung: Dargestellt sind nur die bestätigten Asylanträge. Das Finanzjahr beginnt im Oktober.  
Quelle: Pew Research Center.

Abb. 1: Asylanträge in den USA nach Herkunftsland und Geschäftsquartal
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Ex-Staatschefs Zapatero, Torrijos und Fernandez 
angeführt wird. Die Opposition verschließt sich 
einem Dialog nicht, befürchtet aber, dass die 
Regierung gar keinen echten Dialog führen, 
sondern lediglich Zeit gewinnen will, um das 
Abberufungsreferendum bis in das nächste Jahr 
aufschieben zu können. Mit Blick auf den letz-
ten Dialogversuch zwischen Opposition und 
Regierung nach den Unruhen von 2014 ist die-
ser Verdacht nicht unbegründet. Über soziale 
Netzwerke machte sich die chavistische Führung 
bereits damals über die Opposition öffentlich 
lustig, während man zeitgleich einen „Dialog“ 
führte. Die jahrelange Erniedrigung, politische 
Verfolgung, Gewaltanwendung und psychische 
Zermürbung  – noch heute sitzen etliche Oppo-
sitionspolitiker ohne Grund oder nach Schau
prozessen im Gefängnis – haben bei der MUD 
Spuren hinterlassen und riefen großes Miss-
trauen hervor. Die Erfolgsaussichten für einen 
Dialog dürften daher sehr gering sein.

Venezuela steht kurz vor dem 
Kollaps, doch die chavistische 
Führung hält an ihrem Macht
anspruch unbeirrt fest.

Da die Regierungsclique und die obersten Mili-
tärs im Falle eines Machtwechsels vor allem 
wegen der Veruntreuung von Steuermitteln 
und illegaler Selbstbereicherung juristische Ver-
folgung zu befürchten haben, müssen sie sich 
zwangsläufig an die Macht klammern, um ihre 
Pfründe zu wahren. Weder die Durchführung 
eines Abberufungsreferendums noch ein ernst-
hafter Dialog sind für sie primäre Handlungs
optionen. Sollte der internationale Druck wei-
terhin verhältnismäßig gering bleiben, wird die 
Regierung keine Notwendigkeit verspüren, ernst-
haft in Verhandlungen zu treten. Viel eher scheint 
die chavistische Führung geneigt, Maduro im 
kommenden Jahr vorzeitig aus dem Amt zu 
verabschieden und einen Präsidenten einzuset-
zen, der ihr nicht gefährlich werden kann. Doch 
auch dieses Kalkül ist nicht ohne Risiko: Die 
notleidende Bevölkerung ist auf schnelle Hilfe 

und grundlegende Reformen angewiesen, da 
sie sonst der Hunger auf die Straße treiben wird. 
Während die Politik keine Eile hat, läuft dem 
Land die Zeit davon.

Henning Suhr ist Leiter des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Venezuela.
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Mächtig  
oder nur wichtig?

Vietnam als aufstrebender Akteur in Südostasien
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„Ich bin hier, weil Vietnam extrem wichtig ist, 
nicht nur für die Region, sondern meiner Mei-
nung nach für die Welt. […] Vietnam ist ein gro-
ßes, vitales, wachsendes Land in einer großen, 
vitalen und wachsenden Weltregion.“ Auch 
wenn hinsichtlich dieser Aussage Obamas bei 
seinem Staatsbesuch in Vietnam im Frühjahr 
2016 ein politischer Höflichkeitsbonus ein-
gerechnet werden muss, so ist die Grundaus-
sage doch deutlich: Dieses Land hat sich in der 
Region Südostasien zu einem wichtigen und 
einflussreichen Akteur entwickelt. Diese Ansicht 
mag auf den ersten Blick erstaunen, denn in der 
Liste der Großen und Mächtigen würde man für 
die erweiterte Region China, Japan, Indien, Aus-
tralien und wohl auch Singapur und Indonesien 
weit oben erwarten. Worin besteht und begrün-
det sich dann also dieser hohe Stellenwert eines 
Landes, das vor gut 40 Jahren den Wirren eines 
in jeder Hinsicht teuren Krieges entkam, das 
vor 25 Jahren noch eine Armutsrate von rund 60 
Prozent verzeichnete und das mit seiner zentra-
len Planwirtschaft weitgehend von der Außen-
welt abgeschnitten war? Und wie verhält es sich 
mit den Gefahren und Kosten dieses Aufstiegs? 
Die Antworten dazu finden sich, wenn man Viet-
nams Wirtschaftsentwicklung, seinen multilate-
ralen Politikansatz, die geostrategische Lage und 
die erforderliche Langfristigkeit des politischen 
Handelns ebenso wie die Lage der Menschen-
rechte und Rechtsstaatlichkeit näher betrachtet.

Wirtschaftlicher Aufschwung

Vietnam ist einer der asiatischen Staaten, deren 
wirtschaftliches Wachstum sich seit rund drei 
Jahrzehnten fast ununterbrochen fortgesetzt 
hat. Dieser andauernde Aufschwung wird auch 
inner- wie außerhalb Südostasiens anerkannt 
und ist einer der Gründe dafür, dass die regionale 
Bedeutung Vietnams im Laufe der Zeit deutlich 
zugenommen hat. Eine der tragenden Säulen für 
den wirtschaftlichen Erfolg des Landes ist das 
seit der zweiten Hälfte der 1980er Jahre umge-
setzte Doi-Moi-Programm, das schrittweise wirt-
schaftspolitische Reformen einleitete. Der Spagat 
zwischen kommunistischem System und einer 
zumindest teilweise marktorientierten, moder-
nen Wirtschaftsstruktur ist schwierig, scheint 
aber grundsätzlich zu gelingen. Jedenfalls müs-
sen in der sogenannten „sozialistisch orientier-
ten Marktwirtschaft“ die zentral gesteuerten und 
subventionierten Staatsbetriebe die Konkurrenz 
mit einem Privatsektor akzeptieren, der enorm 
dynamisch und von starkem Unternehmergeist 
geprägt ist. Mittlerweile wird dieser Wettbewerb 
auch in Bereichen ausgetragen, die von strate-
gischer Bedeutung sind. Frau Thao jedenfalls, 
die wohlhabendste Frau des Landes, hat ihren 
Reichtum der Gründung der ersten privaten 
Fluggesellschaft zu verdanken: Vietjet hat erst 
kürzlich Boeing einen Auftrag zur Lieferung von 
100 Zivilflugzeugen erteilt, mit einem Volumen 
von über einer Milliarde Euro. Aber nicht nur 
Privatisierungen von Staatsbetrieben, sondern 
auch Verbesserungen bei den Bedingungen für 

Auf der politischen Weltkarte ist Vietnam eines der wenigen 
verbliebenen kommunistischen Länder. Es nimmt in Rankings 
zu Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit regelmäßig 
hintere Plätze ein und die „sozialistisch orientierte Marktwirt-
schaft“ feiert ihren dreißigsten Geburtstag. Im Südchine
sischen Meer droht Vietnam zwischen Chinas aggressivem 
Auftreten und dem amerikanischen Führungsanspruch in  
der Region zerrieben zu werden. Dennoch gibt es Anzeichen 
dafür, dass sich Vietnam mittelfristig als einflussreicher 
Akteur in der Region Südostasien wird etablieren können.
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Star without stripes: Rund 40 Jahre nach Ende des Vietnamkriegs betonte US-Präsident Barack Obama  
bei seinem Besuch im Mai 2016 die Bedeutung Vietnams als wirtschaftlichem Akteur in der Region.  
Quelle: © Carlos Barria, Reuters.

ausländische Direktinvestitionen, das Vorantrei-
ben der Industrialisierung sowie der Wegfall von 
Staatsmonopolen haben dazu beigetragen, dass 
das Wirtschaftswachstum seit 1990 im Schnitt 
bei ca. sieben Prozent liegt.

Der Kommunistischen Partei Vietnams dient die 
gute wirtschaftliche Lage auch als Legitimitäts-
grundlage, frei nach dem Motto: „Euch Bürgern 
geht es doch gut, also unterstützt uns weiterhin.“ 
Oder anders formuliert: Haben die Menschen ein 
vernünftiges Einkommen und eine solide Basis 
zum Leben, so ist der Anreiz, das Korsett der 
Alleinherrschaft der Kommunistischen Partei zu 
hinterfragen, geringer. Immerhin spielt Vietnam 
nach Weltbankberechnungen bereits seit 2012 in 
der Liga der Länder mit unteren mittleren Ein-

kommen, und die vietnamesischen Beschäftig-
ten haben den Ruf, die Preußen Asiens zu sein. 
Die „Wirtschaftsmedaille“ hat allerdings auch 
eine zweite, risikobehaftete Seite. Entwickelt 
sich die Wirtschaft über einen längeren Zeitraum 
deutlich schwächer als prognostiziert, so kann 
die Legitimitätsbegründung zum Bumerang für 
Partei und Regierung werden.

Eine der Strategien, das Wirtschaftswachstum 
langfristig zu gestalten und zu sichern, besteht 
darin, die Internationalisierung der Wirtschafts-
beziehungen Vietnams weiter voranzutreiben. 
Kürzlich wurden die Verhandlungen über ein 
Freihandelsabkommen mit der EU abgeschlossen, 
die Ratifizierung wird für 2016 oder 2017 erwar-
tet. Vietnam ist auch Mitglied der Trans-Pacific 
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Partnership (TPP), einem Freihandelsabkommen 
von zwölf Pazifik-Anrainerstaaten, das neben 
den USA und Vietnam unter anderem auch 
Japan, Australien, Kanada, Singapur und Mexiko 
umfasst; es wurde im Februar 2016 unterzeich-
net und muss von allen Mitgliedstaaten inner-
halb von zwei Jahren ratifiziert werden. Diese 
Handelsabkommen versprechen eine multilate-
rale strategische Partnerschaft und unter ande-
rem die Absenkung von Zöllen sowie den Abbau 
regulatorischer Handelshemmnisse. Allerdings 
können sich die Freihandelsabkommen für Partei 
und Regierung auch als zweischneidiges Schwert 
erweisen. Denn mit den Abkommen gehen wei-
tere Privatisierungen und Investitionsschutz  – 
und damit Rechtssicherheit – einher, die von den 

Partnerländern eingefordert werden dürften. 
Und es ist nicht zu vergessen: Die Arbeitspro-
duktivität ist in Vietnam verhältnismäßig gering. 
Agrarwirtschaft und Fischerei sind nach wie vor 
die größten Wirtschaftszweige. Obwohl Vietnam 
innerhalb der Zehn-Staaten-Gemeinschaft Süd-
ostasiens ASEAN wirtschaftlich eines der dyna-
mischsten Länder ist, hat es im Vergleich mit den 
anderen südostasiatischen TPP-Mitgliedstaaten 
die geringste Wirtschaftskraft. Aber womöglich 
ist gerade deshalb das Potenzial, die Vorteile der 
Freihandelsabkommen voll ausschöpfen zu kön-
nen, besonders groß, und womöglich hat Viet-
nam deshalb auch besonders viel zu gewinnen, 
nicht zuletzt auch an Bedeutung innerhalb der 
Region Südostasien.

Boomsektor: Vietnams stetig wachsende Schuhindustrie ist einer der wichtigsten Wirtschaftszweige  
des Landes. Mit Indien und China gehört Vietnam zu den drei größten Schuhproduzenten weltweit.  
Quelle: © Huy Kham Nguyen, Reuters.
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Multilaterales Handeln

Die Internationalisierung des vietnamesischen 
Handelns – und damit einhergehend ein Zuwachs 
an außenwirtschaftlichem und -politischem 
Gewicht  – spiegelt sich aber nicht nur in den 
Freihandelsabkommen wider. So erfolgte 2007 
nach über einem Jahrzehnt Verhandlungen der 
Beitritt zur Welthandelsorganisation. Dieser 
hat dem Land neue Marktzugänge auf globaler 
Ebene erschlossen und für zusätzliche auslän
dische Investitionen gesorgt. Gleichzeitig hat die 
Öffnung des eigenen Marktes dazu geführt, dass 
staatliche wie private vietnamesische Unter
nehmen nun nicht nur dem noch durchaus neuen 
internen Wettbewerb ausgesetzt waren, sondern 
zugleich auch mit günstigeren, besseren Pro-
dukten aus dem Ausland konkurrierten.1 Mittel
fristig gesehen, sorgte dies für eine Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit.

Die ASEAN-Mitgliedschaft  
verspricht wirtschaftliche 
Vorteile und international 
mehr Mitsprache.

Schon gut ein Jahrzehnt zuvor, im Jahr 1995, 
hatte die regionale Präsenz Vietnams an Kraft 
gewonnen, als das Land Mitglied von ASEAN 
wurde. Ursprünglich stand bei diesem Bündnis 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit im Fokus, 
heute rücken allerdings immer mehr auch die 
Bereiche Politik und Sicherheit in den Vorder-
grund. In ASEAN als Regionalorganisation wer-
den durchaus große Hoffnungen gesetzt, die aber 
nicht immer erfüllt werden. Vietnam knüpft an 
die Mitgliedschaft die Erwartung, durch die Ein-
bindung in ASEAN wirtschaftliche Vorteile zu 
generieren und davon zu profitieren, dass man 
als Teil eines größeren Verbundes international 
insgesamt über mehr Gewicht verfügt. Teilweise 
wird ASEAN auch eine Rolle als multilaterales 
Forum zugesprochen, um beispielsweise zwi-
schenstaatliche Konflikte auf regionaler Ebene 
diplomatisch und friedvoll zu lösen. Allerdings 
sollte man sich angesichts der großen Aufga-

ben auch der Schwächen von ASEAN bewusst 
sein. Der Verbund ist politisch heterogen. Das 
Spektrum der Regierungssysteme reicht von 
nur teilweise funktionierenden Demokratien 
über Monarchien, autoritäre Regime und Mili-
tärregierungen bis hin zu kommunistischen Ein-
parteienstaaten. Nach innen gibt es historisch 
gewachsene Feindschaften (z.B. zwischen Viet-
nam und Kambodscha) und Grenzstreitigkeiten 
(z.B. zwischen Indonesien und Malaysia), die die 
heutigen Beziehungen teilweise noch belasten. 
Nach außen hat jedes Mitgliedsland unterschied-
lich gewichtete Allianzen mit Ländern wie China, 
den USA, Indien, Japan, Australien oder Russ-
land. Dass bei allen Entscheidungen Einstim-
migkeit erforderlich ist, wirkt angesichts dieser 
Vielfalt in manchen Fällen eher hinderlich.

Geostrategische Lage

Auch ohne seine Allianzen auf der internatio-
nalen Ebene und auch ohne seine Einbindung 
in regionale Kooperationsmechanismen verfügt 
Vietnam aufgrund seiner geografischen Lage 
über ein besonderes geostrategisches Gewicht. 
Das Land liegt am fischreichen Südchinesi-
schen Meer, einer der wichtigsten und größten 
Handelsrouten der Welt, unter der sich große 
Erdöl-, Erdgas- und Erzvorkommen befinden. 
Zu den Anrainerstaaten gehören China sowie 
die ASEAN-Mitgliedstaaten Vietnam, Philip
pinen, Malaysia und Indonesien. Zwischen ihnen 
sind die territorialen Ansprüche seit Jahrzehnten 
umstritten und beschäftigen nicht nur Diplo
maten, Militärstrategen und unzählige Konferen-
zen, sondern auch die internationale Seegerichts
barkeit.

China beansprucht  – gegen den vehementen 
Widerspruch der Anrainerstaaten – rund 80 Pro-
zent des Seegebietes und begründet dies histo-
risch: Tausende kleiner, unbewohnter Inseln 
seien seit jeher Bestandteil des chinesischen 
Territoriums. Die Chinesische Volksrepublik 
untermauert ihren Anspruch, indem sie Fakten  
schafft: Riffe und kleine Inseln werden mit Erd-
aufschüttungen vergrößert, es werden Häfen 
und Landebahnen gebaut sowie Raketen und 
Aufklärungseinrichtungen stationiert. Die 
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Anrainerstaaten erheben ebenfalls Anspruch auf 
dieses Seegebiet und sehen in Chinas Vorgehen 
eine reale Bedrohung ihrer Souveränitätsrechte – 
und das in einer wirtschaftlichen und militäri-
schen Gesamtsituation in der Region, die ohne-
hin schon von dem mächtigen Nachbarn aus dem 
Norden dominiert wird.

Die Kontrolle über diesen enorm bedeutsamen 
Handelsweg ist eine Frage von geostrategischer 
Bedeutung, die auch die Großmacht USA zum 
Handeln treibt. Die militärische Präsenz der 
Vereinigten Staaten in der Region ist seit dem 
Zweiten Weltkrieg ohnehin stark ausgeprägt, 
aber wegen Chinas zunehmend expansivem 
Vorgehen rund um die Inseln rückte das Süd

chinesische Meer wieder in den Vordergrund der 
amerikanischen Politik. Auch wenn beide Staa-
ten grundsätzlich immer wieder betonen, dass 
sie kein Interesse an einer weiteren Eskalation 
haben, so versuchen sie doch, sich möglichst viel 
Einfluss zu sichern.

Die meisten Anrainerstaaten haben bereits 
enge sicherheitspolitische Beziehungen zu den 
USA, und war das bezüglich Vietnams bislang 
nur bedingt der Fall, so stehen die Anzeichen 
auch hier für eine zunehmende Annäherung. 
Bei seinem Vietnambesuch verkündete Präsi-
dent Obama die vollständige Aufhebung des 
Waffenembargos. Obgleich betont wurde, dass 
sich dies nicht gegen China richte, sondern 

Kein Spaziergang: China beansprucht große Teile des Südchinesischen Meeres für sich, darunter auch die 
Spratly-Inseln. Um den eigenen Anspruch auf die über 100 weit verstreuten Riffe, Atolle und kleinen Inseln zu 
demonstrieren, patrouilliert dort sogar Militär. Quelle: © Reuters.
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lediglich ein konsequenter Schritt im Rahmen 
einer umfassenden strategischen Partnerschaft 
zwischen den USA und Vietnam sei, so ist doch 
davon auszugehen, dass China dieses Signal als 
gegen sich gerichtet begreift.2

Der Blick beider Großmächte wird bei dem 
Konflikt auch auf Vietnam mit seiner langen 
Küste am Südchinesischen Meer gelenkt, was 
das Land in eine schwierige Position bringt. 
Strategisch gesehen stellt sich die Frage, wel-
ches (sicherheits-)politische Verhalten für das 
Land  – und für die Partei und die Regierung  – 
am sinnvollsten ist. Es muss abgewogen werden, 
welche Vorteile und Risiken sich ergeben, wenn 
Vietnam zunehmend den Schulterschluss mit 

China übt, beziehungsweise wenn es sich stär-
ker an die USA bindet – oder aber eine Art Äqui
distanz zu beiden wahrt.

Zu China hat Vietnam ein insgesamt schwie-
riges Verhältnis, trotz der Tatsache, dass in 
beiden „Bruderstaaten“ eine kommunistische 
Partei herrscht. In der Vergangenheit gab es 
häufig Grenzstreitigkeiten, die unter anderem 
1979 zu einem zweimonatigen Krieg im Norden 
Vietnams mit mehreren zehntausend Toten führ-
ten; und auch bewaffnete Auseinandersetzungen 
auf See, so beispielsweise 1988, als einige Dut-
zend Vietnamesen im Kampf mit chinesischen 
Streitkräften um die Spratly-Inseln starben. 
Der Transport einer chinesischen Ölplattform 
in von Vietnam beanspruchte Gewässer sorgte 
2014 für antichinesische Demonstrationen und 
sogar Ausschreitungen  – eine Seltenheit im 
straff durchregierten und kontrollierten Viet-
nam. Trotz der Spannungen ist China der mit 
Abstand wichtigste Handelspartner für Vietnam, 
wobei die Bilanz nicht ausgeglichen ist, sondern 
auf Seiten Vietnams ein enorm hohes Handels-
bilanzdefizit besteht. Ganze Industriezweige in 
Vietnam sind von China abhängig, und Vietnams 
Wirtschaft dient der chinesischen Industrie nach 
wie vor als verlängerte Werkbank mit geringer 
eigener Wertschöpfung.

Vietnams Verhältnis zu China  
ist von Grenzstreitigkeiten  
und wirtschaftlicher  
Abhängigkeit geprägt.

Das aktuelle Verhältnis zu den USA, dem Kriegs-
feind aus den 1960er und 1970er Jahren, ist 
inzwischen als insgesamt gut zu bewerten, und 
das nicht erst seit dem Besuch Obamas. Bereits 
2001 trat ein bilaterales Handelsabkommen in 
Kraft und die USA haben sich nach China zum 
zweitwichtigsten Exportmarkt für Vietnam ent-
wickelt. 2013 wurde eine „umfassende Partner-
schaft“ zwischen beiden Ländern vereinbart, 
die 2015 die vielbeachtete Reise des General
sekretärs der Kommunistischen Partei Vietnams 
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nach Washington ermöglichte. Der Besuch 
diente unter anderem dazu, die Verhandlungen 
über das Abkommen TPP fortzuführen, jenes 
Abkommen, das die Volksrepublik China nicht 
mit einschließt. Aber auch auf militärischer 
Ebene gab es in den vergangenen Jahren eine 
Annäherung zwischen Washington und Hanoi, 
wie zum Beispiel ein gemeinsames Manöver im 
Südchinesischen Meer und Verhandlungen darü-
ber, ob und unter welchen Voraussetzungen die 
amerikanische Marine die strategisch bedeut-
same Militärbasis in der Cam Ranh-Bucht wieder 
anlaufen kann. Mit der vollständigen Aufhebung 
des Waffenembargos eröffnet sich nun für Hanoi 
die Möglichkeit, moderne Rüstungsgüter aus 
den USA zu beschaffen, um sich aus der Abhän-
gigkeit von russischen Militärgütern zu lösen. 
Insbesondere amerikanische Technologien zur 
Aufklärung und Überwachung von Seegebieten 
könnten zur Verbesserung des vietnamesischen 
Verteidigungssystems erforderlich sein.3

Vietnam wird eine Balance 
zwischen Nähe und Distanz  
zu China und den USA  
finden müssen.

Es gibt in Vietnam Stimmen, die sagen, dass 
Vietnam mit den USA kooperieren muss, um 
Peking daran zu hindern, den Status quo im 
Südchinesischen Meer weiter zu seinen Guns-
ten zu verändern und den Streit zu militarisie-
ren.4 Gleichzeitig ist aber auch festzuhalten, 
dass unter realpolitischen Gesichtspunkten 
Vietnam wohl gut daran tut, das Verhältnis zu 
China nicht ohne triftige Gründe zu sehr abküh-
len zu lassen – zu groß sind die wirtschaftliche 
Abhängigkeit Vietnams von China und die mili-
tärische Übermacht des nördlichen Nachbarn. 
Traditionell definiert Vietnam seine Verteidi-
gungsstrategie, implizit auch in Richtung China, 
mit dem Konzept der „Drei Neins“: nein zu mili-
tärischen Allianzen, nein zu ausländischen Mili-
tärbasen auf vietnamesischem Boden und nein 
zu Bündnissen, die sich gegen Dritte richten. 
Hinzu kommt, dass die auf dem Parteikongress 

Anfang 2016 gewählte Führungsriege Vietnams 
als eher chinafreundlich bewertet wird.5 Sie 
hätte demnach ein Interesse daran, das Verhält-
nis zu China positiv zu gestalten und möglichst 
den Eindruck zu vermeiden, dass Vietnam sich 
nun in die Reihe der von den USA beeinflussten 
Staaten am Südchinesischen Meer  – dem Vor-
hof Chinas, wie es die dortige Regierung sieht – 
stellt. Zudem ist eine chinafreundliche Führung, 
im Gegensatz zu der eher prowestlich eingestell-
ten Vorgängerregierung, wohl in einer besseren 
Position, die chinesische Gegenseite davon zu 
überzeugen, dass sich die Außen- und Sicher-
heitspolitik Vietnams nicht gegen China richtet.6 
Soweit sich bisher feststellen lässt, hat sich die 
vietnamesische Politik seit dem Parteitag aller-
dings (noch) nicht ausschlaggebend in eine pro-
chinesische Richtung entwickelt. Es ist grund-
sätzlich absehbar, dass die Herausforderung, 
das Gleichgewicht zwischen Nähe und Distanz 
zu den USA und zu China zu wahren, die Politik 
Vietnams in der kommenden Zeit bestimmen 
wird. Die Bedeutung und Position Vietnams in 
der Region wird auch davon abhängen, wie gut 
es dem Land gelingt, diese Balance zu wahren 
beziehungsweise herzustellen.

In diesem Kontext sollte auch ein Blick auf die 
militärischen Machtverhältnisse geworfen wer-
den. Vietnam ist in dieser Hinsicht nicht so unbe-
deutend, wie man es angesichts der Mächte, die 
sich ebenfalls in der Region bewegen, zunächst 
annehmen mag. Zwar haben die USA, China, 
aber auch Russland, Japan und andere Akteure 
umfassendere militärische Möglichkeiten als 
Vietnam. Dennoch haben die sechs von Russ-
land erworbenen U-Boote, von denen fünf bis 
Anfang 2016 bereits geliefert wurden, durch-
aus das Potenzial, abschreckende Wirkung im 

„Ostmeer“, wie das Südchinesische Meer in Viet-
nam genannt wird, zu entfalten. Hinzu kommen 
einige neue Fregatten und Patrouillenboote 
sowie Kampfflugzeuge vor allem russischer 
Herkunft, von denen einige neu sind, viele aber 
auch noch aus den Zeiten des Vietnamkrieges 
stammen.7 Auch mit Indien steht Vietnam in 
Verhandlungen über die Lieferung von Rüstungs
gütern. Der Verteidigungshaushalt betrug im 
Zeitraum von 2011 bis 2015 nach Berechnungen 
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der Weltbank im Durchschnitt rund 2,3 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes (zum Vergleich: 
USA: 3,5 Prozent, China: 1,9 Prozent, Deutsch-
land: 1,2 Prozent).8

Vietnam wird nicht müde zu betonen, dass 
seine Außen- und Sicherheitspolitik auf multi
lateraler Kooperation begründet ist und sich 
das Land aktiv und in verantwortungsvoller 
Weise insbesondere in regionalen multilateralen 
Mechanismen engagiert.9 Das ist ohne Zweifel 
richtig  – und steht damit teilweise im Gegen-

satz zur Vorgehensweise Chinas, das meint, in 
bilateralen Verhandlungen seine Stärke besser 
ausspielen zu können. Weiterhin unterstreicht 
Hanoi, dass Konflikte friedlich beigelegt werden 
müssten und internationales Recht und recht-
liche Prinzipien von allen Seiten zu beachten 
seien  – eine nachvollziehbare Haltung für ein 
Land in einer geostrategisch zwar bedeutenden 
Lage, jedoch mit wirtschaftlich und militärisch 
deutlich mächtigeren Akteuren in seiner Nach-
barschaft. Und so ist es letztendlich auch kein 
Widerspruch, wenn die Regierung vor allem mit 

Quellen: Eigene Darstellung nach Wikipedia, https://de.wikipedia.org/wiki/Territorialkonflikte_im_ 
Chinesischen_Meer [24.08.2016]; p Natural Earth Data, http://naturalearthdata.com [24.08.2016].

https://de.wikipedia.org/wiki/Territorialkonflikte_im_Chinesischen_Meer
https://de.wikipedia.org/wiki/Territorialkonflikte_im_Chinesischen_Meer
http://naturalearthdata.com
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Blick auf die eigene durchaus chinakritisch ein-
gestellte Bevölkerung betont, dass der Schutz 
der staatlichen Souveränität oberste Priorität 
genießt. Das umfasst neben den Grenzgebieten 
im Landesinneren und der rund 2.500 Kilometer 
langen Küste, an der rund die Hälfte der Bevöl-
kerung Vietnams lebt, auch besagte Ansprüche 
Vietnams im Südchinesischen Meer.

Vietnam 2035

Ein weiterer Faktor, der den Stellenwert Viet-
nams in Südostasien beeinflusst, ist die Langfris-
tigkeit des vietnamesischen Handelns in vielen 
strategischen Politikbereichen. Als ein Meilen-
stein könnte sich ein von der vietnamesischen 
Regierung gemeinsam mit der Weltbank erar-
beitetes Strategiepapier erweisen, das im Früh-
jahr 2016 vorgestellt wurde.10 Die Vision Viet-
nam 2035 – Toward Prosperity, Creativity, Equity, 
and Democracy hätte durchaus das Potenzial, die 
Politik der kommenden zwei Jahrzehnte mit zu 
beeinflussen, um ein Mehr an Wohlstand, Kre-
ativität, Gerechtigkeit und Demokratie zu errei-
chen. Das Papier wirft einen langfristigen Blick 
in die Zukunft Vietnams und benennt dabei 
sowohl Chancen, auf deren Basis dieser Weg 
beschritten werden kann, als auch die Risiken 
und Themenfelder, die gegenwärtig und zukünf-
tig als besonders problematisch eingestuft wer-
den. Bemerkenswert ist dabei nicht nur der ana-
lytische Teil an sich, sondern auch der intensive 
Dialogprozess zwischen Regierung und interna-
tionaler Institution, in welchem er entstanden 
ist. Es werden verschiedene Bereiche genannt, 
in denen die visionären Transformationen vor-
nehmlich stattfinden sollten. Dazu gehören unter 
anderem die wirtschaftliche Modernisierung 
mit einem wettbewerbsfähigen Privatsektor, die 
Stärkung der technologischen und innovativen 
Kapazitäten, eine umweltverträgliche Entwick-
lung, soziale Inklusion sowie – wenn auch nur an 
letzter Stelle aufgeführt – die Herstellung einer 
modernen Rechtsstaatlichkeit und demokrati-
schen Gesellschaft.11 Dass der Weg noch lang 
und hindernisreich ist, wird aus der Aufstellung 
der verschiedensten Problembereiche ersicht-
lich. So wird unter anderem darauf hingewiesen, 
dass die Produktivität Vietnams möglicherweise 

nicht im erforderlichen Maße wächst und dass 
ein weiteres Wachstum noch mehr als schon 
bisher zu Lasten der Umwelt stattfinden wird. 
Marginalisierte Gruppen müssten mehr Gerech-
tigkeit erfahren, und auch eine bis 2035 stark 
gewachsene und gealterte, urbanisierte Mittel-
klasse wird neue Ideen und ein Umsteuern in der 
Sozial- und Innenpolitik erforderlich machen, 
die sich in der Vergangenheit vornehmlich an 
eine ländliche und ärmere Bevölkerung gerich-
tet hatte.12 Als Voraussetzung dafür, dass sich 
die visionären Bestrebungen auch tatsächlich 
materialisieren, werden die Regierungsinstitu
tionen modern, transparent und vollständig in 
der Rechtsstaatlichkeit verankert sein müssen. 
Drei Säulen finden dabei besondere Betonung: 
eine gut organisierte Regierung und Verwal-
tung, ökonomische Rationalität sowie  – und 
hier ist besonders interessant zu erwähnen, dass 
die Regierung bei der Ausarbeitung des Welt-
bankberichts entscheidend beteiligt war  – gut 
funktionierende Kontrollmechanismen zwischen 
den drei Staatsgewalten inklusive einer breiten 
öffentlichen Partizipation.13

Handelsabkommen  
verpflichten Vietnam zu  
Reformen im Wirtschafts-  
und Finanzsektor.

Problembereich Rechtsstaatlichkeit

Deutlich getrübt wird die Entwicklung Vietnams 
zu einem maßgeblichen Akteur auf der regiona-
len und internationalen Bühne allerdings von 
der Menschenrechtslage im Land. Auch wenn es 
manchmal den Anschein hat, als seien die men-
schenrechtlichen Bedenken in der realen Außen-
politik nur von zweitrangiger Bedeutung – den 
USA wird beispielsweise vorgehalten, die voll-
ständige Aufhebung des Waffenembargos nicht 
von einer Verbesserung der Menschenrechts
situation abhängig gemacht zu haben –, so 
stellen die Vorwürfe zu Menschenrechtsverlet-
zungen vor allem seitens westlicher Staaten und 
internationaler Menschenrechtsorganisationen 
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sehr wohl einen deutlichen Makel für Vietnam 
dar. Es gibt in Vietnam empfindliche Restrikti-
onen im Menschenrechtsbereich: Individuelle 
Meinungsfreiheit, Pressefreiheit oder Versamm-
lungsfreiheit sind nicht gewährleistet. Seit 2006 
stagniert Vietnam im Freedom House Index als 
not free und wird hinsichtlich der „politischen 
Rechte“ nach wie vor in der untersten Kategorie 
eingestuft. Amnesty International, Human Rights 
Watch und andere Menschenrechtsorganisatio-
nen weisen zu Recht auf die politischen Gefan-
genen hin (die Zahlen schwanken zwischen 45 
und 200), die nach oft unfairen oder gar kei-

nem Verfahren unter alarmierend schlechten 
Bedingungen inhaftiert sind. Bei ihnen handelt 
es sich in erster Linie um Blogger, politische 
Aktivisten, oftmals auch um Christen, die sich 
für Menschenrechte, Landnutzungsrechte, Min-
derheiten und soziale Gerechtigkeit einsetzen. 
In jüngerer Vergangenheit äußerten sich trotz 
der schwierigen bis gefährlichen Umstände 
vermehrt auch Umweltschützer, so beispiels-
weise im Kontext des Fischskandals, bei dem 
mutmaßlich von einer Fabrik illegal eingeleitete 
Abwässer ein massives Fischsterben auslösten. 
Amnesty International weist darauf hin, dass, 

Ungleicher Kampf: Menschenrechtsorganisationen beklagen unter anderem Repressionen der vietnamesischen 
Regierung gegen die im Mekong-Delta lebenden „Khmer Krom“, zu denen auch die hier protestierenden 
buddhistischen Mönche gehören. Quelle: © Chor Sokunthea, Reuters.
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auch wenn die Zahlen von Verurteilungen von 
Menschenrechtsaktivisten zeitweise gesunken 
waren, dies nicht automatisch heißt, dass sich 
der Druck vermindert hat. Vielmehr können 
verschärfte Überwachungsmaßnahmen, Kurz-
zeitverhaftungen, sonstige Einschränkungen der 
Bewegungsfreiheit beziehungsweise Übergriffe 
durch Sicherheitsbeamte alternative Ventile sein, 
an denen sich der Druck entlädt.14

Der Stellenwert Vietnams in der internationalen 
Gemeinschaft wird auch durch den „Standort-
faktor“ Rechtsstaatlichkeit bestimmt. Natür-
lich warb Vietnam in den vergangenen Jahren 
trotz mangelhafter Rechtsstaatlichkeit durchaus 
erfolgreich ausländische Direktinvestitionen ein. 
Jedoch gehen mit den Mitgliedschaften in ver-
schiedenen Handelsabkommen – vornehmlich 
dem EU-Vietnam-Freihandelsabkommen und 
dem TPP  – Reformverpflichtungen im Wirt-
schafts- und Finanzsektor einher. Berechenbares 
und nachvollziehbares Regierungs- und Verwal-
tungshandeln, Rechtssicherheit beispielsweise 
in Landrechts- und anderen Eigentumsfragen, 
die Durchsetzung von Rechten und Pflichten auf 
Arbeitgeber- wie auf Arbeitnehmerseite sowie 
eine real (und nicht nur auf dem Papier der Ver-
fassung) existierende Unabhängigkeit der Justiz 
sind einige der Bereiche, in denen Vietnam 
großen Aufholbedarf hat.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
das anhaltende Wirtschaftswachstum Vietnams, 
die geostrategisch wichtige Lage am Südchine-
sischen Meer und sein multilaterales Handeln 
im Rahmen von internationalen und regionalen 
Organisationen sowie von Freihandelsabkom-
men dazu beigetragen haben, dass das Land 
in seiner Entwicklung zu einem bedeutenden 
Akteur in der Region erfolgreich ist. Die seit Jah-
ren, wenn nicht Jahrzehnten andauernden poli-
tischen Anstrengungen, ein respektierter Teil 
der internationalen Gemeinschaft zu sein, tra-
gen also Früchte. Jedoch ist zusammen mit dem 
Makel der Menschenrechtssituation der Zustand 
der Rechtsstaatlichkeit eines der Handlungs
felder für die vietnamesische Führung, bei dem 

viel Potenzial nach oben vorhanden ist, um 
größeren Einfluss und strategische Bedeutung 
im regionalen wie internationalen Kontext zu 
gewinnen.

Peter Girke ist Leiter des Auslandsbüros der  
Konrad-Adenauer-Stiftung in Vietnam.
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Zwei Jahre nach seinem rasanten Eroberungs-
zug und der Ausrufung des Kalifats am 29. Juni 
2014 steht der sogenannte Islamische Staat (IS) 
auf den Schlachtfeldern Syriens und Iraks militä-
risch unter Druck. Doch die Offensiven zur Rück-
eroberung Rakkas und Mossuls, der Hochburgen 
des IS, gehen nur schleppend voran. Darüber 
hinaus ist die Gefahr terroristischer Anschläge in 
Europa – wie beispielsweise Nizza und Ansbach 
gezeigt haben – unverändert hoch und dem IS ist 
es gelungen, unter anderem in Libyen, Ägypten 
und Afghanistan Fuß zu fassen. Deutschland 
beteiligt sich seit September 2014 im Rahmen 
einer US-geführten internationalen Koalition 
an der Seite von 65 weiteren Staaten am Kampf 
gegen den IS1 und hat sich zu sicherheitspoliti-
schen Schritten gezwungen gesehen, die noch 
vor wenigen Jahren als undenkbar galten. So 
beliefert Deutschland mit den irakischen Kur-
den erstmals eine unmittelbare Kriegspartei mit 
Waffen und Ausrüstung, betreibt mit der Bundes-
wehr eine Ausbildungsmission auf irakischem 
Boden und setzt Kampfflugzeuge  – wenn auch 
nur zur Aufklärung – im syrischen und irakischen 
Luftraum ein. Um der Terrorgefahr in Deutsch-
land zu begegnen, wurden zudem die Kapazitä-
ten und Befugnisse der deutschen Nachrichten-
dienste und Polizei gestärkt.

Faktisch konzentriert sich der Kampf der inter-
nationalen Koalition vor allem auf die Symp-
tome des vielschichtigen Problemfalls IS. Bei 
der Bekämpfung der Ursachen hingegen, die 
zum Aufstieg der auf einen al-Qaida-Ableger 
im Irak zurückgehenden Organisation geführt 
haben – allen voran der Staatszerfall im Irak, der 

Bürgerkrieg in Syrien sowie die sektiererischen 
Konflikte in beiden Ländern  –, haben die Geg-
ner des IS kaum Erfolge vorzuweisen. Wie unter 
einem Brennglas wird diese Tatsache mit Blick 
auf die Schwierigkeiten bei der Planung und Vor-
bereitung der Befreiung von Rakka und Mossul 
deutlich. Die Verbündeten am Boden sind zer-
stritten und  – wenn überhaupt  – nur bedingt 
geeignet, um vom IS zurückeroberte Gebiete 
zu halten, zu verwalten und zu regieren. Für die 
sunnitischen Araber in den vom IS kontrollier-
ten Gebieten Syriens und Iraks fehlt es weiterhin 
an einer politischen Alternative. Die Bilanz im 
Kampf gegen den IS fällt nach zwei Jahren also 
durchwachsen aus. Es stellt sich die Frage, ob die 
bisherigen Anstrengungen der internationalen 
Koalition ausreichend sind, wie widerstandsfähig 
der IS in Syrien und Irak noch ist und über wel-
ches Potenzial die Organisation außerhalb ihrer 
Kerngebiete verfügt.

1. Die militärische Dimension:  
mühsame Symptombekämpfung

Das Vorgehen der Koalition

Die Strategiebildung der Koalition war von 
Beginn an von der Prämisse geleitet, den Einsatz 
eigener Bodentruppen so gering wie möglich zu 
halten. So umfasst die im September 2014 von 
der US-Regierung vorgestellte Strategie gegen 
den IS im Kern drei Komponenten.2 Erstens zie-
len Luftschläge der Koalition darauf ab, die per-
sonellen und materiellen Kapazitäten des IS zu 
dezimieren. Zweitens sollen lokale Verbündete 
in die Lage versetzt werden, im Bodeneinsatz 

Der sogenannte Islamische Staat (IS) steht auf den Schlacht
feldern Syriens und Iraks militärisch unter Druck. Doch die 
Offensiven zur Rückeroberung der Hochburgen des IS gestal-
ten sich schwierig, dem IS ist es gelungen, in weiteren Staaten 
der Region Fuß zu fassen, und die Gefahr terroristischer 
Anschläge in Europa ist unverändert hoch. Die internationale 
Gemeinschaft bekämpft die Symptome des IS, die Ursachen 
für den rasanten Aufstieg des Terrorstaates aber bestehen fort.
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IS-Kräfte zu zerschlagen und das Kalifat territo-
rial zurückzudrängen. Drittens sollen im Rah-
men eines politischen Ansatzes die strukturellen 
Ursachen in Syrien und Irak, die den Aufstieg 
des IS ermöglicht haben, beseitigt werden, um 
diesem langfristig seinen Nährboden zu entzie-
hen.3

Seit September 2014 hat die US-geführte Koa-
lition mehr als 14.000 Luftangriffe auf Ziele in 
Syrien und Irak geflogen, um die Infrastruktur 
des IS zu zerstören und die Vorstöße ihrer loka-
len Verbündeten zu unterstützen.4 Neben den 
Angriffen aus der Luft operieren mittlerweile 
Spezialkräfte der USA, Großbritanniens, Frank-
reichs und einiger anderer Staaten insbeson-
dere im Nordirak gegen den IS. Diese zeitlich 
begrenzten Bodenoperationen innerhalb des 
IS-kontrollierten Gebietes dienen unter ande-
rem der Aufklärung von Zielen, der Ausschal-
tung von gegnerischem Schlüsselpersonal und 
der Befreiung von Geiseln.5 Die deutsche Betei-
ligung an Kampfeinsätzen gegen den IS erfolgte 
als Reaktion auf die Terroranschläge von Paris am 
13. November 2015 und umfasst den Einsatz einer 
Fregatte zum Schutz des französischen Flugzeug-
trägers Charles de Gaulle, eines Tankflugzeuges 
und von sechs Kampfjets des Typs Tornado zur 
Luftaufklärung. Der deutsche Beitrag blieb dabei 
hinter den Erwartungen der Bündnispartner 
zurück, löste aber trotzdem eine Debatte aus, die 
verdeutlichte, wo die Grenzen deutscher Leis-
tungsfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft 
im Kampf gegen den IS derzeit verlaufen.

Der deutsche Beitrag bleibt 
hinter den Erwartungen der 
Bündnispartner zurück.

Die Unterstützung der Verbündeten beinhaltet 
die Bereitstellung von Waffen, Ausrüstung und 
Munition sowie Ausbildung und Beratung. In 
Syrien konzentriert sich die Militärhilfe der USA 
auf die Syrian Democratic Forces (SDF), die sich 
insbesondere aus den syrisch-kurdischen Volks-
verteidigungseinheiten (YPG) zusammensetzen 

und im Nordosten des Landes aus den mehr-
heitlich kurdischen Gebieten heraus operieren.6 
Die USA haben die SDF seit Oktober 2015 mit 
Waffen und 50 Militärberatern unterstützt und 
im April 2016 250 Angehörige von Spezialein
heiten für die direkte Beteiligung an Boden
operationen entsendet.7 Im Irak hat die Koali-
tion in den vergangenen zwei Jahren mit 3.700 
US-Soldaten und etwa 2.000 Soldaten weiterer 
Staaten insgesamt mehr als 30.000 Angehörige 
der irakischen Sicherheitskräfte und kurdischen 
Peschmerga ausgebildet8 und diese mit Waf-
fen und Ausrüstung beliefert.9 Der deutsche 
Beitrag ist auf die Ausbildung der Peschmerga 
begrenzt, wozu die Bundeswehr eine etwa 130 
Soldaten umfassende Ausbildungsmission im 
kurdischen Erbil betreibt. Im Gegensatz zu eini-
gen Nato-Partnern wie den USA, Großbritannien, 
Frankreich und Italien bildet Deutschland im 
Irak keine Angehörigen der regulären irakischen 
Armee und Polizei aus und beteiligt sich auch 
nicht an der Beratung der lokalen Verbündeten 
in der Planung und Durchführung ihrer Opera-
tionen.

Eine Schlüsselrolle im Kampf gegen den IS 
kommt den regionalen Mächten Saudi-Arabien, 
Iran und Türkei zu. Die Türkei ist der US-
geführten Koalition im Oktober 2014 beigetre-
ten und hat durch die Schließung und verstärkte 
Sicherung ihrer Grenze zu Syrien im Frühjahr 
2015 wesentlich dazu beigetragen, die vom IS 
kontrollierten Gebiete abzuriegeln. Ankara hatte 
die Grenze zu Syrien lange Zeit durchlässig gelas-
sen, um den IS als Werkzeug gegen die syrischen 
Kurden und das Assad-Regime indirekt zu unter-
stützen. Durch die Grenzschließung wurde die 
Terrororganisation, die über keinen Seezugang 
verfügt, ihrer Möglichkeiten beraubt, Nachschub 
an Personal und Material einzuführen bezie-
hungsweise Güter zum Verkauf auszuführen. Der 
Iran ist Teil einer von Russland ins Leben gerufe-
nen Koalition gegen den IS und unterstützt seit 
August 2014 massiv die schiitischen Milizen im 
Irak und das Assad-Regime in Syrien.10 Saudi-
Arabien kommt insbesondere bei der ideologi-
schen Auseinandersetzung mit dem IS, der Aus-
trocknung von Geldquellen in den Golfstaaten 
und als regionaler Rivale des Iran in den Konflik-
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ten in Syrien und Irak eine zentrale Bedeutung 
zu. Die von Riad im Dezember 2015 gegründete 
Islamic Military Alliance to Fight Terrorism hin-
gegen ist als militärischer Akteur bis dato kaum 
in Erscheinung getreten und scheint den Saudis 
eher als Gegengewicht zum Hegemoniestreben 
Irans in der Region zu dienen.11

Die militärische Situation des IS

Seit Ausrufung des Kalifats hat der IS erheb-
liche personelle und materielle Verluste hin-
nehmen müssen und zuletzt auch deutlich 
an Territorium eingebüßt, ohne dabei jedoch 
seine Handlungsfähigkeit zu verlieren. Dies ist 
auf die hybride Natur des IS, dessen partiellen 
Rückhalt in der lokalen Bevölkerung und flexi-

ble Führungsstrukturen zurückzuführen. Die 
Kampfführung der Organisation basiert sowohl 
auf konventionellen Militärtaktiken als auch auf 
Elementen der Guerillakriegsführung, die sich 
aus den Erfahrungen ehemaliger Offiziere des 
irakischen Baath-Regimes und alter Kader der 
IS-Vorläuferorganisation al-Qaida im Irak (AQI) 
speist.12 Seine Wandlungsfähigkeit erlaubt es 
dem IS, sich den Angriffen seiner Gegner immer 
wieder zu entziehen und auch deren Kontrolle 
über zurückeroberte Gebiete zu unterminieren. 
Die Organisation bleibt ein ernst zu nehmen-
der militärischer Gegner, den zu besiegen noch 
erhebliche Kraftanstrengungen erfordern wird.

Der IS hat zwar seit seiner größten Ausdehnung 
im Frühjahr 2015 etwa ein Drittel seines Terri

Peschmerga-Mörser: Im Norden des Irak kämpfen kurdische Peschmergakämpfer gegen den IS. Sie werden 
unter anderem von Bundeswehrsoldaten ausgebildet. Quelle: © Ahmed Jadallah, Reuters.
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toriums verloren, kontrolliert aber weiterhin 
große Gebiete in Syrien und Irak einschließlich 
der Millionenstadt Mossul. Bei den bisherigen 
territorialen Verlusten handelt es sich vor allem 
um Gebiete, in denen sunnitische Araber die 
Minderheit bilden und die kurdischen und schii-
tisch-arabischen Verbündeten der Koalition über 
Rückhalt in der Bevölkerung verfügen. Dieser 
Faktor wird beim Kampf um das sunnitisch-
arabische Kerngebiet des IS nicht zur Geltung 
kommen, weswegen gerade mit Blick auf die 
Rückeroberung des Territoriums um Mossul und 
Rakka mit langwierigen Kämpfen zu rechnen ist. 
Die verlustreichen „Befreiungen“ der vergleichs-
weise kleinen Städte Ramadi und Falludschah 

waren diesbezüglich ein erster Vorgeschmack. 
Hinzu kommt, dass der IS in diesen Gebieten 
nach Rückeroberung durch Verbündete der Koa-
lition leichter in der Lage sein wird, den Kampf 
mit terroristischen Mitteln fortzusetzen.

Eine Reihe von Mitgliedern des Führungsrates 
des IS – darunter die Stellvertreter Abu Bakr al 
Baghdadis für Syrien und Irak, Ali al-Anbari und 
Muslim al-Turkmani  – ist in den vergangenen 
zwei Jahren getötet worden. Allerdings verfügt 
die Organisation auf allen Hierarchieebenen 
über funktionierende Nachfolgeregelungen und 
besteht nach Vorbild des ehemaligen Baath-
Regimes aus sich gegenseitig ausbalancierenden 

Der Bürgerkrieg in Syrien hat bereits jetzt Hundertausende Menschen das Leben gekostet und maßgeblich  
zu einer der größten Flüchtlingskatastrophen der Neuzeit beigetragen. Quelle: © Goran Tomasevic, Reuters.



95Weitere Themen

Führungsstrukturen.13 Auf den unteren Befehls
ebenen wird den Kommandeuren weitgehende 
Autonomie zugestanden, wodurch diese im Falle 
ihres Todes leichter ersetzt werden können.14 
Selbst nach Eliminierung der Hälfte seiner 
Führungskader – wie von den USA kolportiert15 – 
ist der IS so handlungsfähig geblieben.

Sicherheitskreise schätzen die Stärke der Kern
einheiten des IS  – nach Verlusten von etwa 
25.000 Kämpfern allein infolge der Luftangriffe 
der vergangenen zwei Jahre16 – auf 20.000 bis 
40.000 Kämpfer.17 Die Zahl der Neuankömm-
linge bei den Foreign Fighters18 ist 2015 infolge des 
Verlustes von Nachschubrouten und der abschre-

ckenden Wirkung der permanenten Luftschläge 
von durchschnittlich 2.000 auf 200 pro Monat 
abgesunken.19 Der IS ist seinen Gegnern zah-
lenmäßig deutlich unterlegen, allerdings relati
vieren schlechte Ausbildung, interne Konflikte 
und unzureichende Koordination die Stärke der 
mehr als 200.000 Kämpfer der lokalen Ver
bündeten der Koalition.20

Der Vormarsch des IS in Syrien und Irak konnte 
2014 und 2015 mit militärischen Mitteln zum 
Stehen gebracht und teilweise revidiert werden. 
Sollte es gelingen, das gesamte Territorium des 
IS zurückzuerobern, so wäre eine erneute Meta-
morphose der Organisation zurück zu einer 
Untergrundbewegung ein denkbares Szenario. 
Wie schnell die vollständige Rückeroberung 
der IS-kontrollierten Gebiete vonstattengehen 
und ob die Rückbildung vom „Staat“ zur Terror
organisation gelingen kann, hängt in erheb
lichem Umfang von den lokalen Verbündeten der 
Koalition und den weiteren politischen Entwick-
lungen in Syrien und Irak ab.

2. Die politische Dimension:  
Bürgerkriege und Staatszerfall als  
tiefer liegende Ursachen

Die Rakka-Offensive im Kontext des  
syrischen Bürgerkrieges

Mehr als fünf Jahre nach Beginn des arabischen 
Frühlings herrscht in Syrien weiter Bürger-
krieg und eine baldige politische oder militäri-
sche Entscheidung ist nicht in Sicht.21 Das von 
Russland, Iran und der libanesischen Hisbollah 
unterstützte Assad-Regime und die Rebellen-
bewegung, die sich hauptsächlich aus von der 
Türkei, Saudi-Arabien und Katar unterstützten 
islamistischen Gruppierungen zusammensetzt, 
stehen sich in einer militärischen Pattsituation 
gegenüber. Auch wenn die USA und Russland 
mittlerweile gemeinsam auf eine politische 
Lösung drängen, haben die Friedensverhand
lungen in Genf bislang nicht zum Erfolg geführt. 
In diesem konfliktreichen Umfeld und der 
daraus resultierenden humanitären Katastro
phe ist es schwierig, dem IS, der trotz seiner 
Schreckensherrschaft eine gewisse Stabilität 
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in Nordostsyrien herbeigeführt hat, seinen 
Rückhalt in der Bevölkerung zu entziehen. Ver-
schärft wird die Situation durch die Tatsache, 
dass die aktuelle Offensive auf die mehrheitlich 
von sunnitischen Arabern bewohnten Gebiete 
um Rakka von der kurdischen YPG angeführt 
wird. Diese dominieren zahlenmäßig die SDF, 
in deren Rängen es immer wieder zu Konflik-
ten zwischen Arabern und Kurden gekommen 
ist.22 Eine Rückeroberung der Gebiete durch die 
Armee des Assad-Regimes, die zeitgleich mit 
den SDF eine Offensive in der Provinz Rakka 
gestartet hat, wird ebenfalls auf großes Miss-
trauen stoßen. Ohne den Rückhalt der lokalen 
Bevölkerung laufen die Vorstöße Gefahr, diese 
weiter in die Arme des IS zu treiben.

Staatszerfall im Irak und die Offensive auf Mossul

Noch komplizierter stellt sich die Situation in 
Mossul dar, dem ideologischen Zentrum und 
der eigentlichen Hochburg des IS. In Mossul 
manifestieren sich die zwei Hauptprobleme des 
Staatszerfalls im Irak: die schwache Zentral
regierung als Resultat ethnisch-konfessioneller 
Machtkämpfe und die Marginalisierung der sun-
nitischen Araber. Der Rückeroberung der zweit-
größten irakischen Stadt kommt dadurch eine 
außerordentliche innenpolitische Brisanz zu.

Der Wettstreit der wichtigsten innenpolitischen 
Akteure – der schiitischen Milizen, der Zentral-
regierung in Bagdad und der irakischen Kurden –  

Trockenübung: In Afghanistan ist es lokalen Sicherheitskräften mit US-Unterstützung gelungen, den IS auf ein 
kleines Gebiet im Osten des Landes zurückzudrängen. Quelle: © Parwiz Parwiz, Reuters.
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sowie der Regionalmächte Iran und Türkei 
um Einfluss im Land hat die irakische Anti-IS-
Koalition deutlich geschwächt. Mitte April 2016 
kam es zu Gefechten zwischen Peschmerga und 
der vom Iran unterstützten schiitischen Miliz 
al-Haschd asch-Schabi südlich von Kirkuk.23 Die 
irakischen Kurden lehnen eine Beteiligung der 
Milizen an der Offensive auf Mossul ab. Der 
Dauerkonflikt zwischen Bagdad und Erbil um 
umstrittene Territorien, Transferzahlungen 
und kurdische Unabhängigkeitsbestrebungen 
geht so weit, dass beide Seiten zwar Stellungen 
rund um Mossul bezogen haben, es jedoch keine 
ständige Kommunikation zwischen ihren Streit-
kräften gibt, was einen koordinierten Angriff 
deutlich erschwert. Um den Einfluss des Iran im 
Irak auszubalancieren, hat die Türkei gegen den 
Willen der Regierung in Bagdad mehr als 1.200 
Soldaten im Nordirak stationiert, welche die 
etwa 6.000 Kämpfer der sunnitisch-arabischen 
Miliz al-Haschd al-Watani bei der Rückeroberung 
Mossuls unterstützen sollen.24 Hinzu kommen 
Konflikte zwischen Einheiten unterschiedlicher 
kurdischer Parteien entlang der Front nordwest-
lich von Mossul.

Die Koalition konnte die 
Rahmenbedingungen, die  
den Aufstieg des IS ermöglicht  
haben, nicht beseitigen.

Die fortgesetzte Marginalisierung der sunniti-
schen Araber in Staat und Gesellschaft im Irak 
erschwert weiterhin die Zurückdrängung des IS. 
Dessen Vormarsch wurde 2014 von vielen Sunni-
ten als Befreiung gegenüber der sektiererischen 
und brutalen Politik des schiitischen Ministerprä-
sidenten Nouri al-Maliki empfunden. Die Einset-
zung des gemäßigteren Schiiten Haidar al-Abadi 
als Ministerpräsident im September 2014 hat 
daran wenig geändert. Das hat vor allem mit 
der verfehlten Reformagenda Abadis, der kaum 
Maßnahmen zur besseren Integration der sun-
nitischen Araber durchsetzen konnte, und der 
gewichtigen Rolle der schiitischen Milizen im 
Kampf gegen den IS zu tun. Letzere werden 

als verlängerter Arm des Iran wahrgenommen, 
haben offenbar mehrfach Kriegsverbrechen an 
sunnitischen Arabern in vom IS zurückeroberten 
Gebieten begangen25 und sind trotzdem in den 
irakischen Sicherheitsapparat eingebunden.26 
Dies hat dazu geführt, dass der IS von vielen 
sunnitischen Arabern weiterhin als geringeres 
Übel wahrgenommen wird. Insbesondere in 
Mossul unterstützt eine Mehrheit der Bevölke-
rung die Terrororganisation nach wie vor.27

Der Koalition ist es folglich nicht gelungen, die 
politischen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen zu beseitigen, die den Aufstieg 
und die Persistenz des IS in Syrien und Irak erst 
ermöglicht haben. Ohne die Rückgewinnung der 
lokalen Bevölkerung kann die Organisation nicht 
dauerhaft beseitigt werden. Der IS hingegen hat 
derweil unter Ausnutzung von Bürgerkriegen 
und schwacher Staatlichkeit die Expansion sei-
ner Strukturen in weitere Staaten vorangetrieben.

Die Provinzen des IS in Libyen, Ägypten  
und Afghanistan

Die Organisation hat 2014 und 2015 auf den 
Staatsgebieten Algeriens, Libyens, Ägyptens, 
Nigerias, Saudi-Arabiens, Jemens, Afghanistans, 
Pakistans und Russlands insgesamt 20 neue Pro-
vinzen (Wilayat) ausgerufen. Bei der Mehrzahl 
der Gruppierungen, die sich dem IS in den ver-
gangenen beiden Jahren angeschlossen haben, 
handelt es sich um ortsansässige dschihadis
tische Organisationen wie die nigerianische 
Boko Haram oder die zentralasiatische Islami-
sche Bewegung Usbekistans.28 In den meisten 
Fällen haben die Führer oder einzelne Komman-
deure solcher lokaler Gruppen al-Baghdadi die 
Treue geschworen,29 wurden bis dato jedoch 
kaum in die Führungsstrukturen der Kernorga-
nisation eingebunden. Auch wenn die Filialen 
bislang nur eine geringfügige territoriale Kont-
rolle ausüben, so ist die nominelle Existenz von 
Provinzen außerhalb Syriens und Iraks wegen 
des Anspruchs, ein weltweites Kalifat zu errich-
ten, von immenser ideologischer und propagan
distischer Bedeutung für den IS. Gleichzeitig 
stellen sie eine zunehmende Gefahr für Europa 
dar. Einige der Filialen, die in diesen Provinzen 
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operieren, bieten dem IS Rückzugsräume, die 
auch für die Vorbereitung von Anschlägen auf 
europäische Ziele genutzt werden können. Auf-
grund ihrer geostrategischen Lage, ihrer militä-
rischen Stärke und ihrer politischen Relevanz 
kommt insbesondere den Filialen in Ägypten, 
Afghanistan und Libyen eine wesentliche Bedeu-
tung für europäische Sicherheitsinteressen zu.

So liegt das Wilayat Sinai in Ägypten, das 2014 
aus der Organisation Ansar Bayt al-Maqdis 
(ABM) hervorging, in unmittelbarer Nähe zu 
den Hochburgen palästinensischer Islamisten 
im Gazastreifen, dem erklärten IS-Ziel Israel 
und dem maritimen Nadelöhr Suezkanal. Die 
Gruppe umfasst nur wenige hundert Dschiha-
disten, profitiert aktuell aber von der Rückkehr 
ägyptischer Kämpfer aus Syrien und Irak.30 Eine 
latente Gefahr besteht zudem darin, dass der IS 
erfolgreich unter der großen Zahl frustrierter 
Islamisten rekrutiert, die der ägyptische Staat 
durch das repressive Vorgehen seines Militärs 
gegen die Muslimbruderschaft seit 2013 produ-
ziert hat. Bis zum Anschluss an den IS richteten 
sich die Angriffe dieser Gruppe gegen Einrich-
tungen der ägyptischen Sicherheitskräfte, seit-
dem verübt ABM vornehmlich Anschläge auf 
touristische Ziele, wie den gegen ein russisches 
Passagierflugzeug im Oktober 2015.31

Das Wilayat Khorasan im afghanisch-pakista-
nischen Grenzgebiet wurde im Januar 2015 
proklamiert, nachdem bereits im Herbst 2014 
einige afghanische und pakistanische Taliban-
Kommandeure der mittleren Führungsebene 
ihren Übertritt zum IS erklärt hatten. Die Schät-
zungen über die gegenwärtige personelle Stärke 
des IS in Afghanistan variieren deutlich, was 
auch auf die territorialen Verluste der vergan-
genen Monate zurückzuführen ist.32 Nachdem 
der IS im Begriff war, in mehreren afghanischen 
Provinzen Fuß zu fassen, ist es den afghanischen 
Sicherheitskräften mit US-Unterstützung mittler
weile gelungen, das Wilayat Khorasan auf ein 
kleines Gebiet in der ostafghanischen Provinz 
Nangarhar zurückzudrängen. Dennoch bleibt 
der IS eine ernst zu nehmende Gefahr in Afgha-
nistan, wie unlängst ein Anschlag mit fast 100 
Toten in Kabul im Juli 2016 gezeigt hat. Sollte 

sich der IS langfristig in Afghanistan festsetzen, 
so würde dies die durchwachsene Bilanz der 
westlichen Intervention zusätzlich trüben.

Der IS-Ableger in Libyen stellt die bedeutendste 
Filiale der Organisation dar und unterhält die 
engsten strukturellen Verbindungen zur Füh-
rung in Syrien und Irak. Angesichts dessen und 
wegen der geografischen Nähe geht von dieser 
Filiale  – abgesehen von der Kernorganisation  – 
potenziell die größte Terrorgefahr für Europa 
aus. Der IS hat gezielt das staatliche Vakuum in 
Libyen nach der militärischen Intervention 2011 
ausgenutzt und bereits ab 2013 damit begonnen, 
sich im Land zu etablieren. Zum Aufbau des Able-
gers verlegten die IS-Strategen zunächst irakische 
Kommandeure und 800 kampferfahrene Libyer 
aus Syrien und Irak nach Libyen.33 Danach wurde 
der Fluss westlicher Kämpfer in die neue Provinz 
umgeleitet und es wurden gezielt Dschihadisten 
aus dem Maghreb und der Sahel-Zone rekru-
tiert.34 Dies hat es dem IS in Libyen erlaubt, von 
weniger als 1.000 Kämpfern Ende 2014 auf mitt-
lerweile bis zu 11.000 Kämpfer anzuwachsen.35 
Die territoriale Kontrolle des IS beschränkte sich 
bis August 2016 auf einen etwa 200 Kilometer 
langen Küstenstreifen um die nordlibysche Stadt 
Sirte. Mittlerweile ist es der libyschen Armee mit 
Unterstützung von US-Luftschlägen gelungen, 
die Gebiete zurückzuerobern. Allerdings kommt 
dies noch keinem Sieg über den IS in Libyen 
gleich, da die Terrororganisation Zellen in Ben-
gasi, Tripoli und anderen Landesteilen unterhält 
und damit weiterhin eine nicht zu unterschät-
zende Gefahrenquelle darstellt.

3. Die polizeilich-nachrichtendienstliche 
Dimension: Der lange Arm des IS

Möglichkeiten und Fähigkeiten des IS in Europa

Die Kontrolle großer Gebiete in Syrien und Irak 
und die fortschreitende Filialbildung bescheren 
dem IS Rückzugsräume für die weitgehend unge-
störte Rekrutierung und Ausbildung von Terroris-
ten und die Vorbereitung komplexer Anschläge 
in Europa. Seinem globalen Herrschaftsanspruch 
folgend hat der IS die Expansion seiner terroris-
tischen Aktivitäten nach Europa bereits 2012 ins 
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Auge gefasst und seit Ende 2013 konkret vorbe-
reitet.36 Strategisches Ziel ist es, durch Anschläge 
gegen westliche Ziele Zwietracht zwischen Mus-
limen und Nicht-Muslimen in Europa zu säen, 
die Flüchtlingsdebatte zu instrumentalisieren, 
hierdurch die Staaten der EU zu entzweien und 
in letzter Konsequenz die Übermacht des islami-
schen Kalifats zu demonstrieren.

Der IS greift auf zwei Dschihad-Konzepte zurück, 
die einer grundlegend unterschiedlichen Logik 
folgen. Die erste Kategorie bilden sogenannte 
Lone Wolf- oder Einzeltäterangriffe, die von Per-
sonen durchgeführt werden, die sich eigenständig 
durch IS-Propaganda – häufig im Internet – radi-
kalisiert haben und über keinerlei direkte Anbin-
dung an den IS verfügen. In der Regel haben 
diese Täter nie für den IS in Syrien oder Irak 
gekämpft und auch keinerlei terroristische Aus-
bildung erhalten. Die Grundlage ihrer indirekten 
Rekrutierung legte IS-Sprecher Abu Moham-
med al-Adnani am 22. September 2014 durch 
einen Aufruf an alle europäischen Muslime, ihre 
nicht-muslimischen Mitbürger zu töten, den er 
zu Beginn des Fastenmonats Ramadan im Juni 
2016 erneuerte. In der Folge kam es seit 2014 
zu einer Welle von Angriffen durch Einzeltäter 
in Europa, vor allem in Frankreich. Die Angriffe 
von Angehörigen dieser Personengruppe zeich-
neten sich oftmals durch ihren begrenzten 
Umfang, schlechte Vorbereitung und unzurei-
chende Bewaffnung aus und verursachten größ-
tenteils geringe Opferzahlen. Die Anschläge auf 
einen Nachtklub in Orlando am 12. Juni 2016, 
bei dem fast 50 Menschen starben, sowie in 
Nizza am 14. Juli, bei dem 85 Menschen getötet 
wurden, haben jedoch gezeigt, dass auch Einzel-
täter zunehmend in der Lage sind, Angriffe mit 
hohen Opferzahlen durchzuführen. Durch solche 
Attentate, die zu verhindern nahezu unmöglich 
ist, gelingt es dem IS, ohne langfristige und auf-
wendige Planung ein ständiges Klima der Angst 
aufrechtzuerhalten und seine kontinuierliche 
Präsenz in Europa zu demonstrieren.

Eine noch größere Gefahr bildet der gelenkte, 
zellenbasierte Dschihad. Hierzu wählt der IS 
gezielt Personen mit Kampferfahrung und  – 
wenn möglich – einschlägigen Orts- und Sprach-

kenntnissen in europäischen Ländern aus, trai-
niert diese und sendet sie nach Europa. Dies 
umfasst sowohl europäische Foreign Fighters, 
die in ihre Herkunftsländer zurückkehren, als 
auch Kämpfer aus den Staaten des Nahen und 
Mittleren Ostens, die als Flüchtlinge getarnt 
nach Europa geschleust werden. Einem solchen 
Muster folgten beispielsweis die verheerenden 
Anschläge in Paris am 13. November 2015 und 
in Brüssel am 22. März 2016. Von den mehr als 
5.000 europäischen Staatsbürgern, die in Syrien 
und Irak für den IS gekämpft haben, sind mittler-
weile etwa 1.200 nach Europa zurückgekehrt.37 
Sicherheitskreise gehen davon aus, dass sich hie-
runter mindestens 400 Personen befinden, die 
der IS gezielt ausgewählt und entsendet hat, um 
Anschläge in Europa vorzubereiten.38

Gerade die europäischen  
Foreign Fighters bergen ein  
großes Gefahrenpotenzial.

Die europäischen Rückkehrer bergen ein beson-
deres Gefahrenpotenzial, da sie sich durch den 
Schutz ihrer bestehenden sozialen Netzwerke 
in Europa der staatlichen Überwachung leicht 
entziehen können, als Multiplikatoren wirken 
und dann einem Virus gleich ihr Umfeld befal-
len, indem sie dort rekrutieren und Zellen bil-
den.39 Die Bakraoui-Brüder etwa, die sich als 
Selbstmordattentäter beim Anschlag in Brüssel 
in die Luft sprengten, hatten niemals für den IS 
gekämpft, stammten aber aus dem Umfeld von 
Rückkehrern wie Abdelhamid Abaaoud, der als 
Drahtzieher der Anschläge in Paris gilt. Bei der 
Zellenbildung greifen die europäischen Kämpfer 
auf die Netzwerke des IS zurück, die bislang zur 
Rekrutierung für Syrien und Irak dienten und 
nun für die Anschlagsplanung in Europa einge-
setzt werden.40 Die als Flüchtlinge nach Europa 
geschleusten Dschihadisten werden entweder in 
bestehende Zellen integriert – wie im Falle der 
zwei irakischen Attentäter in Paris41 – oder bil-
den eigene Angriffsstrukturen. Anfang Juni 2016 
wurde etwa eine IS-Zelle in Düsseldorf zerschla-
gen, die aus vier syrischen Flüchtlingen bestand.
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Die Terrorzellen bilden ein europaweites Netz-
werk und agieren weitgehend autonom von 
der IS-Führung in Rakka. Der IS setzt eine Auf-
tragstaktik ein, wobei Ziel und Zeitrahmen eines 
Anschlags definiert, die Ausführungsmodali-
täten aber komplett der Zelle überlassen wer-
den. Das Netzwerk besteht sowohl aus Angriffs
zellen als auch aus Unterstützungszellen, die 
in die Gesamtoperation nicht eingeweiht und 
allein für Bombenbau, Waffenbeschaffung und 
andere unterstützende Tätigkeiten zuständig 
sind. Wird eine IS-Zelle zerschlagen, hat dies 
nur geringfügige Auswirkungen auf die Opera-
tionsfähigkeit des Gesamtnetzwerks in Europa. 
Durch die grenzüberschreitende Arbeit nutzt der 
IS geschickt Schwachstellen in der polizei- und 
nachrichtendienstlichen Arbeit der EU-Mitglied-
staaten aus, deren Informationsaustausch den 
offenen Grenzen des Schengen-Raums bislang 
nur unzureichend gerecht wurde. Die Anschläge 
des IS in Europa werden dabei zunehmend 
anspruchsvoller und gleichzeitig unberechen
barer.

Bedrohungslage und Anti-Terrormaßnahmen  
in Deutschland

Deutschland galt lange als Transit- und Rück-
zugsland für islamistische Terroristen, doch 
spätestens mit den Anschlägen in Würzburg und 
Ansbach ist der IS-Terror auch in Deutschland 
angekommen. Der IS hat zudem zu Anschlägen 
auf Ziele wie etwa das Bundeskanzleramt und 
den Flughafen Köln-Bonn aufgerufen und ver-
sucht darüber hinaus, deutsche IS-Kämpfer in 
Syrien und Irak gezielt zum Aufbau von Zellen 
zurückzusenden. Mehr als 800 Personen aus 
Deutschland sind laut BKA dem IS beigetreten 
und nach Syrien und Irak ausgereist, davon sind 
bislang ungefähr 260 zurückgekehrt.42

Als Reaktion auf die Terrorgefahr hat die Bundes
regierung die Anti-Terror-Gesetzgebung 2015 
verschärft, Personal und finanzielle Mittel von 
Verfassungsschutz, BKA, Bundespolizei und Bun-
desnachrichtendienst aufgestockt und sich im 
Rahmen der EU für eine bessere Erfassung von 
Terrorgefahren und den Austausch von Informa-
tionen eingesetzt. Das neue Anti-Terror-Paket 

der Bundesregierung, das Ende Juni 2016 im 
Bundestag verabschiedet wurde, sieht beispiels-
weise eine stärkere Zusammenarbeit des BND 
und des Verfassungsschutzes mit ausländischen 
Geheimdiensten, den Einsatz von verdeckten 
Ermittlern der Bundespolizei in der Gefahren-
abwehr und die Vorlage eines Ausweises beim 
Kauf von Prepaidkarten für das Handy vor. Diese 
Maßnahmen werden durch den Neun-Punkte-
Plan zur Terrorabwehr weiter ergänzt, den 
Bundeskanzlerin Angela Merkel nach dem Atten-
tat in Ansbach vorgestellt hat. Dieser sieht unter 
anderem Einsätze der Bundeswehr bei großen 
Terroranschlägen, eine schnellere Abschiebung 
von abgelehnten Asylbewerbern sowie einen 
besseren europäischen und internationalen Aus-
tausch von Informationen vor. Unlängst präsen-
tierte Innenminister Thomas de Maizière Pläne 
für eine weitere Aufstockung der Kapazitäten 
für Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Ver-
fassungsschutz. Beschlossen ist bislang die Ein-
richtung von 4.600 zusätzlichen Stellen bei den 
Sicherheitsbehörden des Bundes, wobei 3.250 
auf die Bundespolizei entfallen.43

Die Maßnahmen der Merkel-
Regierung sind ein erster 
wichtiger Schritt im Anti-Terror-
Kampf in Deutschland.

Diese Maßnahmen sind ein erster wichtiger 
Schritt im Anti-Terror-Kampf in Deutschland 
und sollten weiter forciert werden. Die deut-
schen Sicherheitsbehörden gehen von 1.100 Per-
sonen aus, die zum islamistisch-terroristischen 
Kreis gehören, wobei etwa 500 als unmittelbare 
Gefährder eingestuft werden, denen jederzeit 
ein Anschlag in Deutschland zugetraut wird.44 
Gemessen an dieser Zahl liegt der Personalein-
satz der Sicherheitsbehörden zur Überwachung 
weiter unter dem europäischen Durchschnitt. 
Die Sicherheitsbehörden kennen den Aufent-
haltsort von nur etwa 40 bis 60 Prozent der 800 
nach Syrien und Irak ausgereisten und teilweise 
zurückgekehrten Dschihadisten.45 Laut Bundes-
regierung fehlt von 76 Islamisten jede Spur, sie 
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werden mit Haftbefehl gesucht.46 Aber selbst 
wenn der Aufenthaltsort der Gefährder bekannt 
ist, gibt es aufgrund von Personalengpässen 
keine lückenlose Überwachung, sodass mittler
weile eine Priorisierung anhand des Gefähr-
dungspotenzials vorgenommen werden muss. 
Etwa 80 Prozent der Hinweise, die zur Zerschla-
gung von islamistischen Strukturen oder sogar 
zur Vereitelung unmittelbar bevorstehender 
Anschläge führten, wurden von ausländischen 
Nachrichtendiensten an die deutschen Sicher-
heitsbehörden weitergegeben.47 Der personel-
len und materiellen Aufstockung der deutschen 
Sicherheitskräfte kommt somit weiterhin eine 
hohe Priorität zu. Dies ist umso drängender, 
da viele der etwa eine Million Flüchtlinge in 
Deutschland zunächst nur unzureichend erfasst 
und überprüft worden sind. Zudem sollte 

Deutschland seine Bemühung mit Blick auf die 
Entwicklung einer umfassenden Präventions-
strategie verstärken, um Radikalisierungsten-
denzen langfristig entgegenzuwirken.

Auch im Hinblick auf die Rechtslage besteht 
Handlungsbedarf. So dauert etwa die Bearbei-
tung eines G 10-Antrags (Beschränkung des 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses) durch 
die G 10-Kommission des deutschen Bundes-
tages in der Regel mehrere Wochen.48 Da der 
Antrag geräte- und nicht personenbezogen 
gestellt wird, können Gefährder in diesem Zeit-
raum leicht ihre Telefone austauschen. Im April 
2016 hat zudem das Bundesverfassungsgericht 
wichtige Befugnisse des BKA zur Terrorabwehr 
als verfassungswidrig erklärt.49 Viele der Bestim-
mungen zur Überwachung werden von Karlsruhe 

Gedenken: Die Terroranschläge am 13. November 2015 in Paris, zu denen sich der IS bekannt hat, waren die 
schlimmsten seit mehr als zehn Jahren. Quelle: © Philippe Wojazer, Reuters.
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als zu weitreichend angesehen und greifen nach 
Ansicht der Richter verfassungswidrig in die 
Grundrechte der Bürger ein. Bis Juni 2018 muss 
der Gesetzgeber das Gesetz nun verbessern, in 
der Zwischenzeit gelten zahlreiche Vorgaben 
des Verfassungsgerichts, damit das Gesetz weiter 
angewendet werden kann.

Handlungsbedarf besteht u.a. 
in den Bereichen Personal, 
Prävention und Informations
austausch auf EU-Ebene.

Schließlich fehlt es an einem effektiven Infor-
mationsaustausch auf europäischer Ebene, ins-
besondere unter den Polizeibehörden. Als Reak-
tion auf die Terroranschläge wurde bei Europol 
ein Anti-Terror-Zentrum eingerichtet, in dem 40 
bis 50 Spezialisten die Informationen der euro-
päischen Sicherheitsbehörden sammeln. Der 
Informationsaustausch scheitert aber weiter-
hin an der fehlenden Kooperationsbereitschaft 
vieler Polizeibehörden der EU-Mitgliedstaaten, 
wobei 90 Prozent der an Europol gelieferten 
Informationen aus fünf Staaten kommen, darun-
ter Deutschland. Auch unterschiedliche tech-
nische Standards in den Mitgliedstaaten und 
abweichende Definitionen von „islamistischen 
Gefährdern“ führen dazu, dass der Datenaus-
tausch beeinträchtigt wird. Nach wie vor sind die 
verschiedenen Informationstöpfe  – etwa Infor-
mationen über Visa, Flugbewegungen, Flücht-
lingsströme sowie das „Schengener Informa
tionssystem“ – nur unzureichend verknüpft, eine 
einheitliche europäische Datenbank über Terror-
verdächtige fehlt.

Fazit: Krieg den Ursachen!

Aus dem Aufstieg und dem Fortbestehen des 
sogenannten Islamischen Staates resultiert eine 
terroristische Bedrohung für Europa und die 
USA, die eine höhere Komplexität aufweist, als 
dies seit Ende der 1990er Jahre angesichts der 
operativen Fähigkeiten von al-Qaida der Fall 
war. Die Gefahr, die durch die Territorialität 

des IS von syrischem und irakischem Boden für 
das Staatsgebiet der Bundesrepublik und ihre 
Bürger ausgeht, ist konkret. Sie unterscheidet 
sich fundamental von der Bedrohung, die von 
afghanischem Boden nach 2001 für Deutsch-
land ausging, weil dort kein Kalifat existierte.50 
Die IS-Terroristen von heute verfügen in Syrien 
und Irak über nahezu perfekte Rekrutierungs-
möglichkeiten, Rückzugsräume und Ausbil-
dungsbedingungen. Darüber hinaus konnten sie 
die Flüchtlingskrise, in deren Verlauf zwischen 
August 2015 und Januar 2016 mehrere 100.000 
Personen zunächst unkontrolliert nach Europa 
und Deutschland gelangt sind, für die Schleu-
sung von potenziellen Attentätern ausnutzen. 
Hinzu kommt, dass der IS Deutschland als eines 
seiner bevorzugten Ziele auserkoren hat, was die 
deutsche Terrorabwehr vor zusätzliche Heraus-
forderungen stellt.

Die westliche Staatengemeinschaft bekämpft 
die Symptome dieses Phänomens in zweierlei 
Hinsicht. Sie versucht im Rahmen der Koalition, 
mit bislang überschaubarem militärischem Ein-
satz die physischen Auswüchse des IS in Syrien 
und Irak zu beseitigen und die von dort entsen-
deten Attentäter mit Kapazitäten bei Polizei und 
Nachrichtendiensten in Europa abzufangen. 
Um das Risiko von Anschlägen durch den IS in 
Europa langfristig zu minimieren, muss die Stra-
tegie bei der Radikalisierung, Ausbildung und 
frühen Vorbereitungsphase von Angriffen anset-
zen. Da diese Schritte in Teilen in Syrien und 
Irak stattfinden und die Strahlkraft des Kalifats 
durch seine bloße Existenz weltweit Unterstüt-
zer generiert, kommt der zeitnahen physischen 
Zerschlagung des IS dort eine immense Bedeu-
tung zu.

Befürworter der gegenwärtigen Strategie recht-
fertigen den begrenzten militärischen Einsatz 
und das langsame Vorgehen gegen den IS in 
Syrien und Irak mit (noch) fehlenden politi-
schen Lösungen für ein zügig herbeigeführtes 
Post-IS-Szenario. Dem kann entgegengehalten 
werden, dass Bemühungen für eine Beendigung 
des Bürgerkrieges in Syrien und eine Stabilisie-
rung des Irak seit dem Siegeszug des IS im Som-
mer 2014 eher zögerlich und situativ erfolgten. 
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Die westliche Syrienpolitik hat nach Jahren 
halbherziger Initiativen erst durch die russi-
sche Intervention im September 2015 wieder an 
Konturschärfe gewonnen, ohne hierbei bis dato 
greifbare Erfolge vorzuweisen. Da der IS aber in 
erster Linie eine irakische Organisation ist, liegt 
der Schlüssel zum Sieg über das Kalifat eben 
dort. Gerade mit Blick auf den Irak wird dem 
neuartigen Phänomen IS jedoch nicht mit neuen 
militärischen und politischen Ansätzen, sondern 
mit einer rückwärtsorientierten Politik, die ganz 
im Zeichen des Vermächtnisses des letzten Irak-
krieges steht, begegnet. So orientiert sich die 
Politik der USA im Irak nicht an den politischen 
und militärischen Realitäten im Land, son-
dern folgt in erster Linie dem Mantra Präsident 
Obamas, alle US-Truppen nach Hause zu brin-
gen. Der Blick Washingtons auf die Lage im Irak 
ist hierbei extrem von den negativen Erfahrun-
gen mit dem umfassenden Militäreinsatz nach 
2003 und dem gescheiterten State Building 
getrübt. Großbritannien verbindet mit dem Irak 
wegen der „Kriegslüge“ der eigenen Regierung, 
der schweren militärischen Verluste und hohen 
wirtschaftlichen Kosten ein Trauma. Die Irak-
politik Deutschlands und Frankreichs bis zum 
Sommer 2014 war von der ablehnenden Hal-
tung gegenüber der Intervention von 2003 und 
der daraus resultierenden Nichteinmischung in 
dem Land geprägt. Die Flüchtlingskrise 2015 
und die gegenwärtige Terrorgefahr in Europa 
haben aber verdeutlicht, dass Deutschland und 
andere europäische Staaten stärker als die USA 
von den Folgen von Bürgerkrieg, Staatszerfall 
und IS-Präsenz in Syrien und Irak betroffen sind. 
Die militärischen und politischen Bemühungen 
Europas – gerade auch im Irak – müssen dieser 
Tatsache zukünftig gerecht werden.

Nils Wörmer ist Leiter des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung für Syrien/Irak.

Lucas Lamberty ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
im Auslandsbüro der Konrad-Adenauer-Stiftung für 
Syrien/Irak.
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